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Zusammenfassung 

Die kommunale Wärmeplanung (KWP) für die Verbandsgemeinde Nahe-Glan wurde als frei-

willige Planung durchgeführt. Dennoch erfüllt der erstellte Wärmeplan nach Einschätzung der 

Autoren die Bedingungen für den Bestandsschutz nach § 5 des Wärmeplanungsgesetzes 

(WPG), da die Erstellung vor Inkrafttreten der Landesgesetzgebung am 26. April 2025 begon-

nen wurde. Die kommunale Wärmeplanung ist eine rechtlich unverbindliche, strategische 

Fachplanung, welche die mittel- und langfristige Gestaltung der Wärmeversorgung für das 

Verbandsgemeindegebiet beschreibt. Die eigentliche Wärmeplanung lässt sich unterteilen in 

die  

1. Bestandsanalyse (Kapitel 1),  

2. die Potenzialanalyse (Kapitel 2),  

3. die Szenario-Entwicklung (Kapitel 3) und  

4. die Umsetzungsstrategie (Kapitel 4).  

Begleitet wurde die Erstellung der KWP von einer umfassenden Partizipationsstrategie (Kapi-

tel 5). Die Darstellungen einer Verstetigungsstrategie, eines Controlling-Konzeptes sowie der 

Kommunikationsstrategie (Kapitel 6 bis 8) liefern darüber hinaus strategische Empfehlungen 

zur Umsetzung der KWP nach deren Beschlussfassung durch den Verbandsgemeinderat. 

Bei der Bestandsanalyse wurde deutlich, dass die Wärmeversorgung zu ca. 90 % aus Erdgas 

und Heizöl erfolgt. Die Auswertung der Bedarfsstruktur führte erwartungsgemäß zu einer Ver-

ortung der höchsten kumulierten Wärmebedarfe und Wärmedichten in den eng besiedelten 

Altstadtkernen in Bad Sobernheim und Meisenheim. 

Die Potenzialanalyse zeigt, dass bis 2040 etwa 40 % des Wärmebedarfs eingespart werden 

können, selbst wenn ein deutlicher Anstieg der Sanierungsrate auf 1,5 % jährlich unterstellt 

wird. In der Verbandsgemeinde Nahe-Glan sind große Potenziale erneuerbarer Energien ver-

fügbar, wodurch eine bilanzielle Bedarfsdeckung auf dieser Basis möglich wäre. Das größte 

Wärmepotenzial stellen Geothermie und Biomasse dar. Für die Stromgewinnung und damit 

den Betrieb von Wärmepumpen bieten die Windenergie sowie die Photovoltaik sehr große 

Potenziale, die weit über den Strombedarf hinausgehen. Es wurden zudem Abwärmepotenzi-

ale (Industrie) identifiziert, deren Erschließung jedoch projektbezogen weiter untersucht wer-

den muss.  

Für die Wärmeversorgung der Zukunft wurde ein Szenario mit dem Ziel entwickelt, die Treib-

hausgasneutralität bis 2040 respektive 2045 zu erreichen. Aufgrund der unsicheren Entwick-

lungsperspektive des bestehenden Erdgasnetzes und des hohen Anteils an erforderlichen Ein-

zelversorgungslösungen ist dieses Ziel nur zu erreichen, wenn davon ausgegangen wird, dass 

Erdgas zum Großteil durch ein grünes Gas wie Wasserstoff substituiert wird oder auch andere 
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fossile Brennstoffe wie Heizºl und Fl¿ssiggas auf Ăgr¿neñ Alternativen umgestellt werden. Dies 

wird in den beiden Alternativen zum betrachteten Szenario deutlich, das zunächst auf Basis 

der aktuell nicht vorhandenen Planungen von einem Fortbestand der fossilen Anteile in der 

Wärmeversorgung ausgeht. 

Grundsätzlich wird Wasserstoff als Energieträger aus heutiger Perspektive vor allem für Spe-

zialanwendungen in der Industrie gesehen. Über den darüberhinausgehenden Einsatz als voll-

ständigen Ersatz für Erdgas über die Umrüstung des Gasnetzes lässt sich zum aktuellen Zeit-

punkt keine eindeutige Aussage treffen. Da die genauen Rahmenbedingungen einer mögli-

chen Wasserstoffversorgung unklar sind, ergibt sich ein hoher Anteil an Prüfgebieten. Neben 

der Erschließung einzelner Wärmenetze rückt das berücksichtigte Szenario eine Erhöhung 

des Anteils von dezentralen Wärmeversorgungssystemen in den Fokus, etwa der Anstieg des 

Anteils von Wärmepumpen. Kernelemente der Wärmeplanung stellen die drei betrachteten 

Fokusgebiete in Bad Sobernheim, Meisenheim und Staudernheim dar, die eine gute Aus-

gangslage für die Errichtung von Wärmenetzen bieten. Zu beachten ist, dass aus der Eintei-

lung in ein voraussichtliches Wärmeversorgungsgebiet keine Pflicht entsteht, eine bestimmte 

Wärmeversorgungsart tatsächlich zu nutzen oder bereitzustellen (vgl. § 18 Abs. 2 WPG), und 

dass es sich um eine Bewertung nach aktuellen Rahmenbedingungen handelt, die bei anderer 

Sachlage künftig wieder auf den Prüfstand gestellt werden muss. Die notwendigen Investitio-

nen in die Umstellung der Wärmeversorgung stellen eine große Herausforderung hinsichtlich 

der Finanzierung dar. Es bieten sich jedoch auch große Chancen und Entwicklungsperspekti-

ven für die regionale Wertschöpfung, da voraussichtlich ein großer Anteil der Investitionen 

Handwerksbetrieben, Bauunternehmen und Wärmenetzbetrieben vor Ort zugutekommt. Als 

Orientierung für Gebäudeeigentümer wurde ein sogenannter Wärmevollkostenvergleich auf-

gestellt. Dieser zeigt typische Versorgungsfälle mit zukunftsfähigen Heizsystemen, kostensei-

tig gegenübergestellt. 

Die Umsetzungsstrategie für die Wärmeplanung setzt sich im Wesentlichen aus den Fokus-

gebieten zusammen, in denen die Umsetzung eines Wärmenetzes grundsätzlich sinnvoll ist. 

Als kurzfristige Energieträger für die Wärmenetze werden primär Großwärmepumpen auf Ba-

sis der Umgebungsluft, Flusswärme oder auch Erdwärme vorgeschlagen, die je nach Standort 

mit Biomasse, Solarthermie und Photovoltaik kombiniert werden können. Die Techniken sind 

grundsätzlich marktverfügbar, aber keine Standardlösungen, sodass Machbarkeitsstudien und 

einige Vorplanungen notwendig sind. Für die Vielzahl der übrigen Gemeinden in der Verbands-

gemeinde, in denen sich die Errichtung eines Wärmenetzes auf Basis der identifizierten Aus-

gangssituation nicht anbietet, beschreibt die Umsetzungsstrategie dezentrale Versorgungslö-

sungen. Für die Begleitung und Unterstützung der ersten Umsetzungsschritte ist ein Beitrag 

der Verbandsgemeinde als planungsverantwortliche Stelle gefragt, sowohl durch personelle 
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Ressourcen als auch mit Haushalts- oder Fördermitteln für externe Dienstleistungen (tech-

nisch, juristisch) und Öffentlichkeitsarbeit. 

Die KWP für die Verbandsgemeinde Nahe-Glan zeigt einen technisch machbaren, nach heu-

tigen Gesichtspunkten ökonomisch sinnvollen Weg auf, um zu den internationalen und deut-

schen Klimaschutzzielen beizutragen. Die Umsetzung der Planung bietet die Chance, von fos-

silen Energieträgern und deren Preissteigerungen unabhängig zu werden. Zugleich wird die 

regionale Wertschöpfung gesteigert, wenn bisherige Kosten für fossile Energieträger in lokale 

Investitionen umgelenkt werden. 

Neben dem Abschlussbericht wurde auch ein separater Anhang ĂSteckbriefeñ erstellt, der ei-

nen Überblick über die Ausgangslage aller 34 Kommunen innerhalb der Verbandsgemeinde 

bietet. 
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Vorbemerkung und Aufgabenstellung 

Die Verbandsgemeinde Nahe-Glan fusionierte 2020 aus den beiden Verbandsgemeinden Bad 

Sobernheim und Meisenheim. Sie liegt zentral im Bundesland Rheinland-Pfalz und grenzt im 

Westen an die Verbandsgemeinde Kirner Land sowie im Osten an die Verbandsgemeinde 

Rüdesheim. Nördlich befindet sich im Rhein-Hunsrück-Kreis die Verbandsgemeinde Simmern-

Rheinböllen. Im Süden bilden die Verbandsgemeinde Nordpfälzer Land im Donnersbergkreis 

und die Verbandsgemeinde Lauterecken-Wolfstein im Landkreis Kusel die Grenze. In der Ver-

bandsgemeinde Nahe-Glan leben rund 24.915 Bürger auf einer Fläche von 274 km² (Stand 

12/2021) (Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2021). Neben den Städten Bad Sobern-

heim und Meisenheim ist die Gemeinde Odernheim am Glan mit ca. 1.000 Einwohnern die 

einwohnerstärkste Gemeinde. Insgesamt gehören zur Verbandsgemeinde Nahe-Glan 32 Ge-

meinden und zwei Städte. Die Verbandsgemeinde hat es sich zum Ziel gesetzt, bis zum Jahr 

2040 die Klimaneutralität zu erreichen, und ist daher dem Kommunalen Klimapakt des Landes 

Rheinland-Pfalz beigetreten. Außerdem wurde ein Klimaschutzmanagement aufgebaut, wel-

ches Klimaschutzmaßnahmen und die Klimafolgenbewältigung in der Verbandsgemeinde vo-

rantreibt. 

Im Jahr 2024 veröffentlichte die Verbandsgemeinde Nahe-Glan durch die Klimaschutzmana-

gerin das mit Unterstützung des Instituts für angewandtes Stoffstrommanagement (IfaS) er-

stellte ĂIntegrierte Klimaschutzkonzeptñ (iKSK), welches im Rahmen der nationalen Klima-

schutzinitiative des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz gefördert wurde.1 

Unter dem gleichen Förderprogramm sollte nun der Wärmesektor genauer unter die Lupe ge-

nommen werden. Daher entschied sich die Verbandsgemeindeverwaltung gemeinsam mit 

dem Verbandsgemeinderat zur Erarbeitung einer kommunalen Wärmeplanung (KWP), die den 

Anforderungen des ĂGesetzes f¿r die Wªrmeplanung und zur Dekarbonisierung der Wªrme-

netzeñ (Wªrmeplanungsgesetz ï WPG) entspricht. Das Ziel der KWP ist es, einen Transfor-

mationspfad zu einer kosteneffizienten, nachhaltigen, sparsamen, bezahlbaren und treibhaus-

gasneutralen Wärmeversorgung bis spätestens 2045 bzw. aufgrund des Kommunalen 

Klimapaktes bis spätestens 2040 umzusetzen. 

Die KWP ist ein Instrument der strategischen Planung und Grundlage für die Wärmeversor-

gung in der Zukunft auf Basis (möglichst regionaler) erneuerbarer Energien. Zugleich ist die 

KWP eine informelle Planung und entfaltet als solche keine bindende Wirkung. Sie stellt viel-

mehr den Rahmen für die Wärmewende in der Verbandsgemeinde Nahe-Glan dar. Die Wär-

meplanung bietet damit den Privathaushalten und Wirtschaftsunternehmen Orientierung 

 
1 VG Nahe-Glan & Institut für angewandtes Stoffstrommanagement (IfaS), 2024.  
Das Integrierte Klimaschutzkonzept ist online verfügbar unter https://www.vg-nahe-glan.de/bauen-klimaschutz/klimaschutz/kli-
maschutzkonzept/. 
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hinsichtlich möglicher zukünftiger Heizenergieträger und Versorgungssysteme wie Wärmenet-

zen. 

Die KWP für die Verbandsgemeinde Nahe-Glan wurde zunächst als freiwillige kommunale 

Wärmeplanung begonnen. Der Verbandsgemeinderat hat die Erstellung der KWP bereits im 

Jahr 2024 beschlossen. Die Durchführung der Kommunalen Wärmeplanung wurde daraufhin 

an die Energiedienstleistungsgesellschaft Rheinhessen-Nahe (EDG) vergeben. Im August 

2024 wurde seitens der EDG schließlich das Institut für angewandtes Stoffstrommanagement 

zur Unterstützung bei der Erstellung der Wärmeplanung beauftragt. Da ursprünglich eine För-

derzusage aus der nationalen Klimaschutzinitiative vorlag, bilden die inhaltlichen Anforderun-

gen des Förderprogramms den maßgeblichen Rahmen für die Erstellung der KWP. Zum 1. Ja-

nuar 2024 trat das Wärmeplanungsgesetz in Kraft. Es bildet damit flächendeckend in Deutsch-

land den rechtlichen Rahmen für die verpflichtende kommunale Wärmeplanung. Der Bundes-

gesetzgeber hat das WPG mit dem Gebäudeenergiegesetz (GEG) verknüpft, indem u. a. die 

enthaltenen Fristen aufeinander abgestimmt wurden. Das GEG sieht vor, dass der Betrieb neu 

eingebauter Heizungen mit mindestens 65 % erneuerbarer Energien oder unvermeidbarer Ab-

wärme erfolgen muss.2 Für die meisten Bestandsgebäude tritt diese Regelung in Kraft, wenn 

auch die KWP erstellt sein muss, nämlich für Gemeindegebiete mit weniger als 100.000 Ein-

wohnern bis zum Ablauf des 30.06.2028. Insofern ist ein Ziel der kommunalen Wärmeplanung, 

den Gebäudeeigentümern Informationen und Orientierung zu geben, welche Heizungsart sie 

künftig GEG-konform nutzen können. Mit dem Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung 

steht allerdings infrage, ob die Regelungen des GEG in dieser Form 2028 noch Gültigkeit be-

sitzen. 

In § 5 des WPG ist geregelt, dass für bestehende oder begonnene Wärmeplanungen ein Be-

standsschutz gilt und für die planungsverantwortlichen Kommunen keine Verpflichtung einer 

Wärmeplanung nach den gesetzlichen Vorgaben besteht. Die Voraussetzungen für diesen 

Bestandsschutz sind, dass 

1. am 1. Januar 2024 ein Beschluss oder eine Entscheidung über die Durchführung 

der Wärmeplanung vorliegt, 

2. spätestens bis zum Ablauf des 30. Juni 2026 der Wärmeplan erstellt und veröffent-

licht wurde und 

3. die dem Wärmeplan zugrunde liegende Planung mit den Anforderungen dieses 

Gesetzes im Wesentlichen vergleichbar ist. 

Insofern ist davon auszugehen, dass die Verbandsgemeinde Nahe-Glan ihre Verpflichtung 

nach dem Wärmeplanungsgesetz erfüllt hat und erst wieder im Rahmen der KWP-

 
2 Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (§ 71 Abs. 1 GEG). 
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Fortschreibung von der gesetzlichen Verpflichtung erfasst wird. Das Bundesgesetz verpflichtet 

zunächst die Länder, welche wiederum durch Landesrecht die Aufgabe auf die Kommunen 

übertragen und einzelne Regelungen konkretisieren werden. Eine entsprechende Gesetzge-

bung des Landes Rheinland-Pfalz trat während der KWP-Erstellung 2025 in Kraft.3 

An vielen Punkten wurde die Erstellung des Wärmeplans an die Maßgaben des WPG ange-

glichen. Dies betrifft bspw. die Einteilung des Verbandsgemeindegebietes in Wärmeversor-

gungsgebiete nach § 18 als wesentliches Ergebnis der KWP. Die Vorgehensweise und Ar-

beitspakete zur Erstellung der KWP sind in nachfolgender Abbildung zusammengefasst. 

 

Abbildung 0-1: Arbeitsschritte der KWP-Erstellung 

  

 
3 Vgl. Land Rheinland-Pfalz (AGWPG RLP). 
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1 Bestandsanalyse  

Die Bestandsanalyse bildet die Grundlage für die kommunale Wärmeplanung. Ziel ist sowohl 

eine Darstellung zur Struktur der Wärmeversorgung als auch die mengenmäßige Verteilung 

der eingesetzten Energieträger und die Aufteilung auf die wesentlichen Verbrauchssektoren. 

Ausgangspunkte bilden die Gebäudetypen und der Wärmebedarf. Darüber hinaus wird ab-

schließend der Ist-Status der Energie- und Treibhausgasbilanz für die Verbandsge-

meinde (VG) Nahe-Glan wiedergegeben. 

 Datengrundlagen 

 Geodaten  

Als relevante Datenbasis für die weiteren Auswertungen wird zunächst ein Auszug des LOD2-

Gebäudemodells zugrunde gelegt, der landesweit vom Landesamt für Vermessung und Ge-

obasisinformation Rheinland-Pfalz (LVermGeo RP) zum Download bereitgestellt wird. Das 3D-

Gebäudemodell baut auf den Informationen des Liegenschaftskatasters (ALKIS) auf und um-

fasst darüber hinaus u. a. auch Informationen zur Gebäudehöhe und zu standardisierten 

Dachformen. Für die weiteren Schritte maßgeblich sind die enthaltenen Adressinformationen, 

die die Grundlage für sämtliche Datenverknüpfungen mit externen Bezugsquellen (Bezirks-

schornsteinfeger, Energieversorgungsunternehmen) darstellen. Als weitere Basisdaten flie-

ßen auch Informationen aus dem ALKIS sowie dem ATKIS Basis-DLM ein. 

Im Rahmen der Potenzialanalyse werden themenspezifische Fachdaten wie bspw. ein Auszug 

des Solardachkatasters oder Daten zur Windhöffigkeit berücksichtigt, worauf an entsprechen-

der Stelle separat verwiesen wird. 

 Leitungsgebundene Energieträger 

Die Endenergieverbrauchsdaten für leitungsgebundene Energieträger wurden von der Pfalz-

gas GmbH sowie der Westnetz GmbH für den Erdgasverbrauch und von der Westnetz GmbH 

für den Wärmestromverbrauch zur Verfügung gestellt. Diese beinhalteten die abgenommenen 

Erdgasmengen sowie Strommengen, die zur Wärmeerzeugung verwendet werden, z. B. für 

Stromheizer oder Wärmepumpen. Die Gasverbrauchsdaten von der Westnetz GmbH wurden 

für Mehrfamilienhäuser und Gewerbebetriebe adressscharf und für Ein- und Zweifamilienhäu-

ser aggregiert zur Verfügung gestellt. Die Gasverbrauchsdaten von der Pfalzgas GmbH und 

die Wärmestromverbrauchsdaten wurden aggregiert zur Verfügung gestellt. Beim Erdgas ist 

zu berücksichtigen, dass es auch für den Betrieb von Herden oder Backöfen verwendet wer-

den kann und die dazu verwendete Erdgasmenge nicht bekannt ist. 
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Abbildung 1-1 liefert einen Überblick über den zugewiesenen Hauptenergieträger. Die Darstel-

lung des jeweiligen Hauptenergieträgers basiert, wie zuvor beschrieben, auf der Verarbeitung 

von teilweise aggregierten Daten, ist daher als Heatmap zu interpretieren und soll keinen 

Rückschluss auf einzelne Gebäude bieten. 

 

Abbildung 1-1: Bestehende Erdgasversorgung 

Elektrospeicherheizungen werden häufig über einen separaten Stromtarif betrieben, Wärme-

pumpen werden i. d. R. über einen eigenen Zähler betrieben und können ebenfalls getrennt 

vom Haushaltsstrom über einen gesonderten Wärmepumpentarif abgerechnet werden. Die 

technischen Voraussetzungen werden durch den Messstellenbetreiber vorgegeben. Im Ein-

zelfall könnte der Verbrauch von Nachtspeicherheizungen auch gemeinsam mit Haushaltsge-

räten gemessen werden und Wärmepumpen könnten an einen gemeinsamen Haushaltsstrom-

zähler angeschlossen sein, sodass sich hier Lücken ergeben könnten. Zudem wurde bei den 

gelieferten Wärmestromdaten nicht zwischen Speicherheizungen und Wärmepumpen unter-

schieden, sodass zur Ermittlung der Wärmepumpen auf Daten des Bundesamtes für Wirt-

schaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) zurückgegriffen wurde. Da dort nur geförderte Anlagen 

enthalten sind, besteht auch dort eine Lücke, da davon auszugehen ist, dass der tatsächliche 

Bestand deutlich höher ist. Das betrifft auch die Angaben zu den Solarthermieanlagen. 
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 Nicht leitungsgebundene Energieträger 

Zur Ermittlung nicht leitungsgebundener Energieträger wurden die Aufzeichnungen der Be-

zirksschornsteinfeger ausgewertet. Die Daten wurden in einer Excel-Datei mit teilweise 

adressscharfen und überwiegend aggregierten Angaben über die Art der Feuerstätten und 

Brennstoffe, Nennwärmeleistung, Baujahr sowie weiteren Informationen zur Verfügung ge-

stellt. Die Angaben zu den Solarthermieanlagen und Wärmepumpen lagen nicht adressscharf 

vor, sodass diese nicht den einzelnen Gebäuden zugeordnet werden konnten. Die errechneten 

Verbrauchswerte sind jedoch in die Gesamtberechnung eingeflossen. 

 Datenverarbeitung 

Die erhaltenen Daten wurden überprüft und mit den Daten aus dem geografischen Informati-

onssystem (GIS) abgeglichen. Dabei wurden unterschiedliche Schreibweisen von Straßenna-

men angepasst, um die spätere Zuordnung zu vereinfachen. Fehlerhafte Daten wie z. B. Ad-

ressen ohne Hausnummern oder falsche Hausnummern konnten nicht zugeordnet werden. 

Zunächst wurden die Realdaten, bestehend aus den Erdgas- und Wärmestromverbrauchsda-

ten sowie Liegenschaftsdaten, verarbeitet und zugeordnet. Für die nicht leitungsgebundenen 

Energieträger wurde anhand der Schornsteinfegerdaten aus der Nennwärmeleistung und den 

Vollbenutzungsstunden der entsprechende Energieeinsatz ermittelt. Für die Vollbenutzungs-

stunden werden üblicherweise 1.600 h angenommen. In der Realität wird oft weniger und oft-

mals nicht das ganze Gebäude beheizt. Zudem sind viele, vor allem die älteren Heizungsan-

lagen, überdimensioniert. Daher wurde für den Energieträger Erdgas anhand der Ge-

samtnennleistung aus den Schornsteinfegerdaten und dem gesamten Erdgasverbrauch die 

Vollbenutzungsstunden errechnet. Es wurde angenommen, dass auch bei den anderen Ener-

gieträgern die 1.600 h zu hoch bemessen sind, weshalb für alle Energieträger mit ermittelten 

1.383 h gerechnet wurde. Für Holzöfen wurde mit Vollbenutzungsstunden von 300 h kalkuliert, 

da diese in den meisten Gebäuden als Zweit-Heizsystem verwendet werden und dementspre-

chend deutlich weniger genutzt werden. 

 Gebäudetypen und Baualtersklassen 

In der Verbandsgemeinde Nahe-Glan konnten 9.874 beheizte Gebäude ermittelt werden, wel-

che sich in Wohngebäude, Gebäude für Gewerbe/Handel/Dienstleistung (GHD) und Industrie 

sowie öffentliche Liegenschaften unterteilen lassen. Gebäude ohne Wärmebedarf wie Gara-

gen oder Scheunen werden nicht weiter betrachtet. Zur genaueren Auswertung des Wohnge-

bäudebestands wurden statistische Daten aus dem 2024 veröffentlichten Zensus 2022 ver-

wendet. Dieser gibt u. a. Aufschluss über Baualtersklassen, Heizungsart, Energieträger der 

Heizung und Gebäudetyp-Bauweise. 
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Abbildung 1-2: Gebäudenutzung und Wohngebäudetyp 

95 % des Gebäudebestands entfallen auf Wohngebäude, 3 % auf Gebäude für GHD und In-

dustrie sowie 2 % auf öffentliche Gebäude. Bei ca. 70 % der Wohngebäude handelt es sich 

um freistehende Gebäude. Ein- und Zweifamilienhäuser machen gut 93 % des Wohngebäu-

debestands aus, die übrigen 7 % entfallen auf (große) Mehrfamilienhäuser. 

Die Auswertung nach Baualtersklassen für die Wohngebäude in der Verbandsgemeinde 

Nahe-Glan mit einem Vergleich zu Deutschland insgesamt ist in nachfolgender Abbildung dar-

gestellt. 

 

Abbildung 1-3: Gebäudeanzahl nach Baualter 

Die Altersverteilung der Wohngebäude in der Verbandsgemeinde Nahe-Glan weicht größten-

teils vom Bundesdurchschnitt ab. Es wurden deutlich mehr Gebäude vor 1919 errichtet. 
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Zudem wurden zwischen 1919 und 1959 sowie ab 1990 weniger Gebäude als im Bundes-

schnitt errichtet. Am 1. November 1977 trat die ĂErste Wªrmeschutzverordnungñ4 in Kraft. Laut 

Zensus 2022 sind ca. 68 % der Wohngebäude in der Verbandsgemeinde vor 1979 gebaut und 

somit vermutlich größtenteils ohne energiesparenden Wärmeschutz ausgestattet worden. 

Auch ist davon auszugehen, dass ein Teil dieser Gebäude bis heute noch nicht oder zumindest 

nur teilweise energetisch saniert wurde und demnach noch ein großes Potenzial zur Energie-

einsparung bei diesen Gebäuden besteht. 

Für die Gebäude des Gewerbes und der öffentlichen Liegenschaften liegen keine statistischen 

Daten zur Altersstruktur vor, sodass dazu keine Auswertung durchgeführt werden konnte. Es 

ist aber davon auszugehen, dass auch in diesen Sektoren noch ein großes Energieeinsparpo-

tenzial aufgrund nicht sanierter Gebäude besteht. 

 Beheizungsstruktur 

Die Beheizungsstruktur in der Verbandsgemeinde Nahe-Glan wurde anhand der Verbrauchs-

daten der Energieversorger, der Angaben zu den öffentlichen Liegenschaften und den Anla-

gendaten der Bezirksschornsteinfeger ermittelt. Aus den Schornsteinfegerdaten ergibt sich, 

dass ca. 58 % der Heizungsanlagen Zentralheizungen und ca. 42 % Einzelraumheizungen 

sind. Dabei verteilen sich die Anlagen auf die einzelnen Energieträger wie folgt: 

Tabelle 1-1: Installierte Anlagen zur Wärmebereitstellung nach Energieträgern 

Energieträger   Anzahl Anlagen   Anteil in %  

Holz 5.600 40 % 

Heizöl 4.229 30 % 

Gas 4.065 29 % 

Wärmepumpe 123 1 % 

Sonstiges 8 0 % 

Gesamt 14.025 100 % 

 

Etwa 59 % der Heizungsanlagen werden noch mit den fossilen Energieträgern Heizöl und Gas 

(entspricht Erdgas und Flüssiggas) beheizt. Den zweitgrößten Anteil hat Holz mit 40 %, was 

vor allem an der hohen Anzahl an Einzelraumheizungen wie z. B. Kamin- und Pelletöfen (ins-

gesamt 5.058 Stück) liegt. Bei den mit Strom betriebenen Heizungsanlagen, die knapp 1 % 

ausmachen, handelt es sich um Wärmepumpen. Zu weiteren Stromheizern sowie Solarther-

mieanlagen liegen auf Basis der Schornsteinfegerdaten keine Angaben zur Anlagenanzahl 

vor, Informationen aus weiteren Datenquellen (z. B. BAFA) werden im Rahmen der Energie- 

und Treibhausgasbilanz (vgl. Abschnitt 1.6) berücksichtigt. Insgesamt ist die Anzahl der Hei-

zungsanlagen etwa 1,5-mal so hoch wie die Anzahl der beheizten Gebäude. Das lässt sich 

 
4 Vgl. BBSR, 2019. 



Bestandsanalyse 

12 

dadurch erklären, dass viele der Holzöfen, ebenso wie Solarthermieanlagen, zusätzlich zur 

Zentralheizung verwendet werden, insbesondere im Wohngebäudebestand. Auch haben 

Mehrfamilienhäuser oft mehrere Heizungsanlagen, z. B. auf jeder Etage, und auch größere 

öffentliche Gebäude wie Schulen sowie Gewerbe- und Industriebetriebe werden oft mit meh-

reren Anlagen beheizt. 

Ein wichtiger Faktor bei den Heizungsanlagen ist die Altersstruktur. Gerade ältere Heizungs-

anlagen arbeiten nicht mehr effizient genug und sollten laut Gebäudeenergiegesetz (GEG) 

nach spätestens 30 Jahren ausgetauscht werden. 

 

Abbildung 1-4: Altersstruktur der Heizungsanlagen 

Es lässt sich ablesen, dass die Altersverteilung zwischen Zentral- und Einzelraumheizungen 

sehr unterschiedlich ist und bei den Zentralheizungen ein deutlich höherer Anteil bereits über 

30 Jahre in Betrieb ist. Außerdem ist die Anzahl an Einzelraumheizungen ab 2000 stark ge-

stiegen. Der verstärkte Ausbau könnte evtl. im Zusammenhang mit verschiedenen Förderpro-

grammen, u. a. Marktanreizprogramm, BAFA-Förderung sowie KfW-Krediten und Zuschüssen 

für Pelletheizungen seit Anfang 2000 stehen. Bei den Zentralheizungen sind ca. 20 % der An-

lagen älter als 30 Jahre, bei den Einzelraumheizungen sind es lediglich 12 %. Zudem sind ca. 

50 % der Zentralheizungen und ca. 36 % der Einzelraumheizungen älter als 20 Jahre und 

sollten in den nächsten zehn Jahren ausgetauscht werden. 

 Energieinfrastruktur 

Als wesentliche Energieinfrastrukturen werden im Rahmen dieser Wärmeplanung Daten zu 

den bestehenden Strom- und Erdgasnetzen sowie Wärmenetzen berücksichtigt. 
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 Stromnetze 

Das Stromnetz in der Verbandsgemeinde Nahe-Glan wird zum Großteil von der Westnetz 

GmbH (27 von 34 Kommunen) und der Pfalzwerke AG (restliche 7 Kommunen) betrieben. Im 

Folgenden werden die beiden Versorgungsgebiete näher eingegrenzt und beschrieben. 

Versorgungsgebiet Westnetz GmbH (Strom): 

Das Versorgungsgebiet von Westnetz umfasst die beiden Städte Bad Sobernheim und Mei-

senheim sowie die Gemeinden Abtweiler, Auen, Bärweiler, Breitenheim, Daubach, Desloch, 

Hundsbach, Ippenschied, Jeckenbach, Kirschroth, Langenthal, Lauschied, Löllbach, Martin-

stein, Meddersheim, Merxheim, Monzingen, Nußbaum, Raumbach, Rehbach, Schweinschied, 

Seesbach, Staudernheim, Weiler bei Monzingen und Winterburg.  

Der Stromverbrauch und die Anzahl der Messlokationen für strombasierte Heizanwendungen 

(Wärmestrom für Wärmepumpen und elektrische Direktheizungen) sind neben den Informati-

onen zur Absatzstruktur des Gasnetzes wesentlich zur Beurteilung des Heizenergiever-

brauchs innerhalb des Versorgungsgebietes. Aktuell werden 966 Versorgungsobjekte in den 

Gemeinden mit Wärmestrom versorgt, davon rund 46 % mit Wärmepumpen. 

In Niederspannungsnetzen sind im Regelfall mit kurzer Vorlaufzeit laufend eine Vielzahl von 

Optimierungs-, Verstärkungs-, Erneuerungs- und Ausbaumaßnahmen vorgesehen. Da für alle 

gebäudebezogenen Anwendungen und damit auch für Wärmepumpen gemäß der Nieder-

spannungsanschlussverordnung respektive dem Energiewirtschaftsgesetz eine Anschluss-

pflicht besteht, muss der Netzbetreiber einen hinreichenden Netzausbau unter Beachtung der 

Regelungen des § 14a Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) sicherstellen.  

Aufgrund der kurzen Vorlaufzeiten wurden im Rahmen der Datenlieferung zur kommunalen 

Wärmeplanung keine Informationen zu einzelnen, zweckdienlichen Baumaßnahmen berück-

sichtigt. Als Netzbetreiber sichert Westnetz den Gemeinden innerhalb ihres Versorgungsge-

bietes jedoch zu, dass die Niederspannungsnetze für den Prozess der Kommunalen Wärme-

planung zu keiner Zeit einen Engpass darstellen (z. B. verstärkter Zubau von Wärmepum-

pen).5 

Versorgungsgebiet Pfalzwerke AG (Strom): 

Das Versorgungsgebiet der Pfalzwerke umfasst die Gemeinden Becherbach, Callbach, Lett-

weiler, Odernheim am Glan, Rehborn, Reiffelbach und Schmittweiler. 

Im Fokus der Datenauswertungen wurden aggregierte Stromverbrauchsdaten für Wärmean-

wendungen bereitgestellt. Der gesamte Stromverbrauch wurde mit der Datengrundlage aus 

dem Integrierten Klimaschutzkonzept der Verbandsgemeinde Nahe-Glan abgeglichen.  

 
5 Vgl. Westnetz, 2024. 
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Sofern möglich und sinnvoll, wurden die vorliegenden Informationen über den Zustand und die 

Auslastung der Stromnetze berücksichtigt. Informationen zu möglichen Ausbauplänen inner-

halb der Verbandsgemeinde liegen nicht vor. 

 Erdgasnetze 

Die Erdgasnetzversorgung in der Verbandsgemeinde wird durch Westnetz sowie Pfalzgas be-

trieben. Die Lage der Erdgasversorgung konnte dabei sowohl für das Versorgungsgebiet von 

Pfalzgas durch die bereitgestellten Planwerke und aggregierte Verbrauchsdaten auf Straßen-

ebene als auch im Versorgungsgebiet der Westnetz durch bereitgestellte Geodaten und nach 

WPG aggregierten Verbrauchsdaten verortet werden. Zusätzliche Informationen gehen zudem 

aus der Anlage zur Westnetz-Datenmeldung hervor. Die Versorgungsgebiete sind dabei fol-

gendermaßen abgegrenzt:  

Versorgungsgebiet Westnetz GmbH (Erdgas): 

Das Versorgungsgebiet der Westnetz GmbH umfasst die Stadt Meisenheim und die Gemein-

den Odernheim am Glan sowie Staudernheim und verfügt gemäß der technischen Netzdoku-

mentation mit Stichtag zum 31.12.2022 über eine Gesamtnetzlänge von ca. 60 km. Es besteht 

zum Großteil (51 km, 85 %) aus einem Mitteldrucknetz. Daneben liegt im Versorgungsgebiet 

noch rund 9 km (15 %) Hochdrucknetz > 5 bar. 

Versorgungsgebiet Pfalzgas GmbH (Erdgas):  

Das Versorgungsgebiet der Pfalzgas GmbH umfasst die Stadt Bad Sobernheim sowie die Ge-

meinden Meddersheim, Monzingen, Nußbaum und Merxheim. 

Es verfügt gemäß der technischen Netzdokumentation (Stand 2023) über eine Gesamtnetz-

länge von ca. 95 km. Es besteht zum Großteil (64 km, 67 %) aus einem Mitteldrucknetz 

(> 0,1 ï 1 bar), das sich über alle genannten Kommunen erstreckt. Zusätzlich existieren in Bad 

Sobernheim auch Netzabschnitte eines Niederdrucknetzes (< 0,05 bar), das sich neben dem 

vorhandenen Mitteldrucknetz (rund 20 km innerhalb Bad Sobernheims) auf eine gesamte Lei-

tungslänge von rund 30 km und somit auf einen Anteil von 33 % des Gesamtnetzes erstreckt. 

Abbildung 1-5 grenzt die Versorgungsgebiete der beiden Gasnetzbetreiber auf 

Baublockebene ab.  
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Abbildung 1-5: Räumliche Darstellung des Gasnetzes 

Beide Netzversorger haben im Austausch signalisiert, dass die vorhandenen Erdgasnetze aus 

technischer Sicht auch auf eine Wasserstoffinfrastruktur umgestellt werden könnten, jedoch 
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sowohl seitens Westnetz als auch von Seiten der Pfalzwerke keine konkreten Transformati-

onspläne vorliegen oder aktuell geplant sind. Eine mögliche Umstellung auf eine Wasserstoff-

infrastruktur hängt in diesem Fall insbesondere vom vorgelagerten Netz und den Ausbaupla-

nungen der Wasserstoffinfrastruktur ab. 

Deren Aufbau beginnt in einer ersten Stufe mit der Planung und Errichtung eines Wasserstoff-

Kernnetzes. Mit dem Wasserstoff-Kernnetz sollen derzeit bekannte große Verbrauchs- und 

Erzeugungsregionen für Wasserstoff in Deutschland erreicht und so zentrale Standorte wie 

große Industriezentren, Speicher, Kraftwerke und Importkorridore angebunden werden. Das 

Kernnetz soll wichtige Wasserstoffinfrastrukturen beinhalten, die bis 2032 in Betrieb gehen 

sollen. Inwiefern sich eine Anbindung an die geplante Trassenführung ergeben kann, ist auf 

Basis des aktuellen Informationsstandes (vgl. Abbildung 1-6) nicht absehbar.6 

 

Abbildung 1-6: Genehmigtes Wasserstoffkernnetz (Ausschnitt Rheinland-Pfalz und Saarland) 

 
6 Vgl. Bundesnetzagentur, 2024. 
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Über die optionale Versorgung auf Basis eines Biogastarifs kann die nach GEG gesetzlich 

verankerte erneuerbare Energie-Quote mit den dort definierten Anteilen bereits erbracht wer-

den. 

Neben Erdgas trägt auch Heizöl zur fossilen Wärmeversorgung in der Verbandsgemeinde bei. 

Vereinzelt dominieren auch effizientere und erneuerbare Wärmeversorgungslösungen wie 

Wärmepumpen und Heizungsanlagen auf Basis von Biomasse bzw. Holz. 

 Wärmenetze 

Bestehende Wärmenetze innerhalb der Verbandsgemeinde befinden sich aktuell in Bad 

Sobernheim und Meisenheim. Beide Netze basieren auf der Versorgung kommunaler bzw. 

öffentlicher Gebäude und werden von der EDG betrieben.  

Die technische Konzeption f¿r die ĂBioenergie-KWK-Nahwªrme Bad Sobernheimñ basiert auf 

einem Erdgas-Blockheizkraftwerk (Nennleistung 50 kWel, 110 kWth), einem Erdgas-Spitzen-

lastkessel (800 kWth) sowie einem Holzhackschnitzel-Biomassekessel (500 kWth) sowie ent-

sprechenden Pufferspeichern. Neben der Wärmeerzeugung trägt auch die Stromerzeugung 

aus Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) in hohem Maße zu einem wirtschaftlichen Anlagenbetrieb 

bei. Insgesamt werden sieben Gebäude über das Wärmenetz versorgt, deren Wärmever-

brauch sich jährlich auf rund 1.553 MWh/a (Zeitraum 2022-2024) beläuft. 

Die ĂBioenergie-Nahwªrmeversorgung Meisenheimñ versorgt insgesamt f¿nf Gebªude. Die 

Wärmebereitstellung wird zu etwa zwei Dritteln über einen Holzhackschnitzel-Biomassekessel 

mit einer Nennleistung von 400 kWth abgedeckt, die Spitzenlast deckt ein Heizöl-Spitzenlast-

kessel mit einer Nennleistung von 560 kWth ab. 

Für beide Wärmenetze bestehen aktuell keine Planungen, die fossilen Anteile zu ersetzen 

oder die Netze auf umliegende, ggf. im Zuge von potenziellen Ausbaumaßnahmen auf private 

Gebäude auszudehnen. Ein Weiterbetrieb von KWK auf Erdgasbasis bzw. mit einem künftig 

grünen Gas (z. B. Wasserstoff) wäre denkbar. 

 Kälteinfrastruktur 

Auf Basis der zur Verfügung stehenden Daten konnte keine relevante Kälteinfrastruktur inner-

halb der Verbandsgemeinde ermittelt werden, die ggf. als Abwärmepotenzial infrage kommt. 

Der hohe Anteil von Lebensmitteleinzelhandel und Discountern lässt zwar einen vergleichs-

weise hohen Energiebedarf durch Kühltheken und Kühlhäuser vermuten, nähere Untersu-

chungen konnten auf Basis der vorliegenden Stromverbrauchsdaten jedoch nicht angestellt 

werden. F¿r viele ĂSupermªrkteñ bietet sich in dieser Konstellation vorrangig die Versorgung 
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mit eigenem PV-Strom und entsprechenden Batteriespeichern an, was in der Praxis bereits 

vielfach erfolgt. 

 Endenergieverbrauch und Wärmebedarf 

Im Wªrmesektor werden die Begriffe ĂBedarfñ und ĂVerbrauchñ oft synonym verwendet, obwohl 

sie unterschiedlich definiert sind. Für die Erstellung der Energie- und Treibhausgasbilanz sind 

die nachfolgenden Unterscheidungen zu treffen: 

Tabelle 1-2: Abgrenzung Wärmebedarf und Endenergieverbrauch 

Wärmebedarf Endenergieverbrauch 

Berechneter Wärmebedarf auf Basis von Gebäu-
dedaten und Randbedingungen. Leitungs- oder 
Umwandlungsverluste sind nicht berücksichtigt. 

Was muss erreicht werden, damit die Ge-
bäude warm sind? 

Tatsächlich gemessene Energiemenge, die zum 
Beheizen eines Gebäudes benötigt wurde. Bein-

haltet Leitungs- und Umwandlungsverluste. 

Wie viel Energie muss eingesetzt werden, da-
mit die Gebäude warm sind? 

 

Der Wärmebedarf quantifiziert die Energiemenge, welche in einem Gebäude ankommen 

muss, um den gewünschten Zustand zu erreichen; er wird für die strategische Bedarfsplanung 

herangezogen. Je nachdem, welcher Energieträger eingesetzt wird, kann der Verbrauch un-

terhalb des Wärmebedarfs liegen, wenn z. B. stromgetriebene Luft-Wasser-Wärmepumpen 

zum Einsatz kommen (hier wird lediglich der Stromverbrauch gemessen und nicht die Nutzung 

der Außenluft). Der Verbrauch kann auch oberhalb des Wärmebedarfs liegen, z. B. durch Wir-

kungsgrad- und Leitungsverluste bei einem Heizölkessel. 

Der Endenergieverbrauch zur Beheizung der Gebäude wurde in mehreren Schritten ermittelt. 

Dieser teilt sich wie folgt auf die Verbrauchergruppen auf: 

Tabelle 1-3: Endenergieverbrauch nach Verbrauchergruppen (in MWh) 

 

Die privaten Haushalte haben mit 63 % den größten Anteil am Endenergieverbrauch. Bei GHD 

und Industrie liegt der Anteil bei 31 % und bei den öffentlichen Liegenschaften bei 6 %. Mit 

 Energieträger  Wohngebäude 
 GHD und 

Industrie 

 Öffentliche 

Liegenschaften 
 Gesamt 

Braunkohlen 41 0 0 41

Erdgas 71.236 110.550 21.163 202.948

Flüssiggas 15.356 433 139 15.928

Holz 29.241 541 1.326 31.108

Heizöl 142.947 16.965 2.530 162.442

Stroh 41 0 0 41

Steinkohlen 36 0 0 36

Strom 5.481 0 128 5.609

Wärmepumpe 887 15 0 902

Solarthermie 1.908 7 40 1.955

Gesamt 267.176 128.509 25.326 421.011
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einem Anteil von etwa 90 % an Heizöl und Gas sind die fossilen Energieträger in der Ver-

bandsgemeinde Nahe-Glan noch sehr hoch. 

Ausgehend vom Endenergieverbrauch wurde anschließend der Wärmebedarf ermittelt. Hierfür 

wurden die entsprechenden Jahresnutzungsgrade bzw. die Jahresarbeitszahl angenommen 

und mit den Endenergieverbräuchen multipliziert. Demnach wurde für die Verbandsgemeinde 

Nahe-Glan ein Wärmebedarf von ca. 390.000 MWh berechnet. 

Die auf eine gebäudescharfe Ebene zurückgeführte Datengrundlage wird in der Folge auf ver-

schiedene Ebenen übertragen, um Interpretationen und Aussagen zur Eignung von Wärme-

netzen treffen zu können. Abbildung 1-7 stellt den kumulierten Wärmebedarf auf kommunaler 

Ebene dar. Die darauf aufbauende Wärmedichte (vgl. Abbildung 1-8) wurde in einem zweiten 

Schritt nicht auf die gesamte Fläche der jeweiligen Kommune bezogen, sondern nur auf die 

bebaute Fläche, die sich aus der Summe der berücksichtigten Siedlungsgebiete bzw. Baublö-

cke ergibt. 

 

Abbildung 1-7: Absoluter Wärmebedarf auf kommunaler Ebene 



Bestandsanalyse 

20 

 

Abbildung 1-8: Wärmedichten auf kommunaler Ebene  

Im Rahmen der weiteren Betrachtung erfolgt eine Darstellung auf Baublockebene. Aus Dar-

stellungsgründen wird an dieser Stelle exemplarisch auf die beiden Städte Bad Sobernheim 

und Meisenheim eingegangen, die im Rahmen der Betrachtungen zu den Fokusgebieten an 

späterer Stelle detaillierter erläutert werden. Eine vollständige Karte der Verbandsgemeinde, 

die vergrößert auf Ebene der einzelnen Kommunen detailliert betrachtet werden kann, kann 

auf Nachfrage durch die Verbandsgemeindeverwaltung bereitgestellt werden. Die Wärmeka-

taster der übrigen Gemeinden werden im Rahmen eines separaten Anhangs in Form von 

Steckbriefen zusammengefasst. 
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Abbildung 1-9: Wärmekataster auf Baublockebene (Stadt Bad Sobernheim) 

Aufgrund der Bebauungsdichte im historischen Stadtkern bietet die Stadt Bad Sobernheim ein 

vielfach interessantes Wärmeabsatzpotenzial und in einem großteiligen Bereich eine durch-

gängig hohe Wärmedichte. Die Summe des gesamten Wärmebedarfs innerhalb der Stadt Bad 

Sobernheim beläuft sich auf rund 150.000 MWh/(ha*a) und beträgt damit bereits etwa 38 % 

des gesamten Wärmebedarfs der Verbandsgemeinde. Durch weniger dicht besiedelte Rand-

lagen sowie die vergleichsweise große Fläche des Gewerbegebietes im westlichen Teil der 

Stadt liegt die ermittelte Wärmedichte mit ca. 728 MWh/(ha*a) im orangefarbenen Bereich. 

Große Teile der Stadt weisen jedoch eine Eignung für Wärmenetze auf. Im Rahmen der tie-

fergehenden Betrachtungen wird die Stadt Bad Sobernheim daher als Fokusgebiet im Hinblick 

auf eine Wärmenetzeignung (vgl. Kapitel 4.2.2) untersucht.  
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Abbildung 1-10: Wärmekataster auf Baublockebene (Stadt Meisenheim) 

Die Stadt Meisenheim weist ebenfalls einen historischen Altstadtkern auf, der sich auch auf 

Basis der Datenverarbeitung in einer hohen Wärmedichte widerspiegelt. Mit einem gesamten 

Wärmebedarf von rund 43.500 MWh/a und einer resultierenden Wärmedichte von 

425 MWh/(ha*a) ist der absolute Wärmebedarf wesentlich geringer als in Bad Sobernheim. Im 

Rahmen der Betrachtung eines Fokusgebietes werden die Eignung eines Wärmenetzes ins-

besondere für den Altstadtkern und mögliche Entwicklungsperspektiven untersucht. (vgl. Ka-

pitel 4.2.1). Neben der Wärmedichte spielen auch die historische Bausubstanz, die im Ver-

gleich zu anderen Gemeinden wenig Versorgungsoptionen bietet, sowie die Möglichkeit zur 

Nutzung von Flusswärme eine tragende Rolle für die Wahl des Fokusgebietes. 

 Energie- und Treibhausgasbilanz 

Die Energie- und Treibhausgasbilanz (Energie- und THG-Bilanz) der kommunalen Wärmepla-

nung erlaubt Rückschlüsse auf die Energieverbräuche einer Kommune und zeigt auf, in wel-

chen Bereichen der größte Handlungsbedarf besteht, um eine Dekarbonisierung der Wärme-

versorgung sicherzustellen. 

Mit den in den vorangegangenen Abschnitten erläuterten Endenergieverbräuchen aller be-

trachteten Verbrauchergruppen sind unterschiedliche Klimawirkungen verbunden, die im Fol-

genden über den Indikator der THG-Emissionen dargestellt werden. Die Summe der verur-

sachten THG-Emissionen in den betrachteten Verbrauchergruppen ist immer abhängig von 
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den eingesetzten Energieträgern, da jeder Energieträger eine unterschiedliche Emissionsin-

tensität aufweist. So beträgt zum Beispiel der CO2e-Faktor (Treibhausgaspotenzial) für eine 

Stromdirektheizung 499 g/kWh (0,499 t/MWh), während der CO2e-Faktor für Heizöl bei 

310 g/kWh und für Erdgas bei 240 g/kWh liegt. Trotz seines geringeren Anteils am Endener-

gieverbrauch hat der Stromsektor hinsichtlich seiner Klimawirkung aus diesem Grund ein gro-

ßes Potenzial, zum Klimaschutz beizutragen. 

Um eine Vergleichbarkeit der Ergebnisse zu gewährleisten, basieren die zugrunde gelegten 

Emissionsfaktoren auf dem Technikkatalog des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klima-

schutz (BMWK) und des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 

(BMWSB).7 Die dort hinterlegten Werte basieren auf wissenschaftlichen Studien, nationalen 

und internationalen Standards sowie Daten des Umweltbundesamtes. Die Emissions- und Pri-

märenergiefaktoren sind grundsätzlich mit der Bilanzierungs-Systematik Kommunal (BISCO-

Systematik) kompatibel. Regionale Gegebenheiten und aktuelle technologische Entwicklun-

gen werden berücksichtigt, wobei kleinere Abweichungen auftreten können. 

Aufbauend auf den Ergebnissen der Energiebilanz werden die damit einhergehenden THG-

Emissionen ermittelt, indem jeweils der spezifische Emissionsfaktor je eingesetztem Energie-

träger zugrunde gelegt wird. In der vorliegenden Bilanz wurden, auf Grundlage der zuvor er-

läuterten Verbräuche, die THG-Emissionen für den Sektor Wärme quantifiziert. 

Für das Basisjahr 2022 wurden ein Endenergieverbrauch von rund 422.000 MWh und THG-

Emissionen in Höhe von rund 111.700 t CO2e für die Verbandsgemeinde Nahe-Glan errech-

net. Eine Verteilung der THG-Emissionen nach Verbrauchergruppen ist in der nachfolgenden 

Grafik ausgewiesen. 

 
7 Vgl. Technikkatalog Wärmeplanung, Juni 2024. 
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Abbildung 1-11: Energie- und Treibhausgasbilanz 2022 für die Wärmeversorgung 

Die THG-Emissionen werden zu rund 66 % durch die privaten Haushalte und zu ca. 29 % 

durch Industrie und GHD verursacht. Nichtwohngebäude bzw. öffentliche Liegenschaften ver-

ursachen in der Gesamtbetrachtung rund 5 %. Bezogen auf die rund 25.300 Einwohner (2022) 

im Betrachtungsgebiet ergeben sich durchschnittliche Pro-Kopf-Emissionen in Höhe von rund 

4,4 t CO2e für die Bereitstellung von Wärme. 

Eine Verteilung der insgesamt verursachten THG-Emissionen nach Energieträgern fasst nach-

stehende Tabelle zusammen: 

Tabelle 1-4: Verteilung der THG-Emissionen 2022 für die Wärmeversorgung nach Energieträgern 

Energieträger (2023) Endenergieverbrauch COϜe-Emission 

Braunkohle 41 MWh 0 % 18 t COϜ 0 % 

Erdgas 202.948 MWh 48 % 48.708 t COϜ 44 % 

Flüssiggas 15.928 MWh 4 % 8.729 t COϜ 8 % 

Holz 31.108 MWh 7 % 622 t COϜ 1 % 

Heizöl 162.442 MWh 39 % 50.357 t COϜ 45 % 

Stroh 41 MWh 0 % 1 t COϜ 0 % 

Steinkohle 36 MWh 0 % 14 t COϜ 0 % 

Strom 5.609 MWh 1 % 2.799 t COϜ 3 % 

Wärmepumpe 902 MWh 0 % 450 t COϜ 0 % 

Solarthermie 1.955 MWh 0 % 0 t COϜ 0 % 

Gesamt 421.011 MWh 100 % 111.698 t COϜ 100 % 

Die Analyse der Energiebilanz verdeutlicht, dass die Wärmeversorgung in der Verbandsge-

meinde Nahe-Glan stark von fossilen Energieträgern geprägt ist. Der größte Teil der Wärme-

versorgung wird durch den Einsatz von Erdgas (48 %), gefolgt von Heizöl (39 %), gedeckt. 
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Eine wesentliche Aufgabe der kommunalen Wärmeplanung muss es daher sein, den Einsatz 

fossiler Energieträger durch emissionsfreie (emissionsarme) Alternativen zu ersetzen. 

Die Verbandsgemeinde ist durch die Landesziele von Rheinland-Pfalz und den Beitritt zum 

Kommunalen Klimapakt von Rheinland-Pfalz dazu verpflichtet, ihr Mögliches dazu beizutra-

gen, um bis zum Jahr 2040 klimaneutral zu sein. Die zeitliche Schiene der kommunalen Wär-

meplanung umfasst jedoch den Zeitraum bis 2045. Zur Erreichung dieser Ziele umfassen die 

zentralen Aktivitäten und Maßnahmen zur Entwicklung der zukünftigen Wärmeversorgung die 

nachfolgenden Aspekte: 

¶ Förderung erneuerbarer Energien: Ausbau der Nutzung von Solarthermie, Bio-

masse und Geothermie sowie Einführung von Wärmepumpen. 

¶ Steigerung der Energieeffizienz: Implementierung von Maßnahmen zur Energieein-

sparung und Effizienzsteigerung in allen Nutzungssektoren. 

¶ Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien im Strommix: Reduktion der THG-

Emissionen durch Errichtung neuer Anlagen und Nutzung von grünem Strom. 

¶ Optimierung der Wärmeverteilung: Reduktion von Leitungsverlusten und Verbesse-

rung der Wärmenutzung in Gebäuden. 

Auf dieser Basis werden die Entwicklungsszenarien für die Verbandsgemeinde Nahe-Glan 

modelliert und ein Szenario für die künftige Wärmeversorgung abgebildet (vgl. Kapitel 4). 

Abbildung 1-12 stellt einen Ausschnitt der ermittelten Hauptenergieträger innerhalb der resul-

tierenden Baublöcke dar. Die aktuelle Versorgungsstruktur der übrigen Gemeinden kann dem 

jeweiligen Steckbrief im separaten Anhang ĂSteckbriefeñ entnommen werden. 
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Abbildung 1-12: Darstellung der Hauptenergieträger auf Baublockebene (Ausschnitt) 
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2 Potenzialanalyse 

Ziel der Potenzialanalyse ist es, lokale Potenziale zur klimaneutralen Wärmeversorgung aus 

erneuerbaren Energien und Abwärme zu ermitteln. Daneben sollen Potenziale zur Reduktion 

des Wärmebedarfs eruiert werden. Das Ergebnis der Potenzialanalyse bietet konkrete Hin-

weise auf einen möglichen, auf die lokalen Rahmenbedingungen zugeschnittenen Energieträ-

germix. 

 Potenziale zur Wärmeenergieeinsparung 

Vor dem Hintergrund zunehmender Ressourcenknappheit ist eines der Kernziele der Europä-

ischen Union (EU) die Verringerung des Energieverbrauchs in ihren Mitgliedsstaaten. Hierzu 

verabschiedete die EU die Richtlinie über die Gesamteffizienz von Gebäuden. Dabei spielen 

vor allem Energieeffizienz- und Energiesparmaßnahmen eine entscheidende Rolle.8 Die EU-

Richtlinie 2018/844 (Weiterentwicklung der Richtlinie 2010/31/EU) fordert Niedrigstenergiege-

bäude bei Neubauten ab 2021 sowie Renovierungsstrategien beim Umbau bestehender Ge-

bäude. In Deutschland wird die Energieeffizienz von Gebäuden vor allem durch das GEG ge-

regelt. 

In diesem Zusammenhang sind besonders der sorgsame Umgang mit Ressourcen sowie ein 

optimiertes Stoffstrommanagement in allen Verbrauchssektoren von hoher Bedeutung. Die 

Themen Energieeinsparung und -effizienz sind dazu zentrale Ansatzpunkte, da diese Poten-

ziale ohne weiteren Energieträgerbedarf zu realisieren sind und langfristig große regionale 

Wertschöpfungseffekte bewirken. Es gilt bei der Priorisierung von Klimaschutzmaßnahmen 

grundsätzlich, den Energiebedarf zu reduzieren, bevor eine Umstellung der Energieversor-

gungsstrukturen auf den optimierten Bedarf hin erfolgt. 

In den nachfolgenden Kapiteln werden Energieeinspar- und Energieeffizienzmaßnahmen für 

die Bereiche 

¶ private Haushalte, 

¶ GHD und Industrie sowie 

¶ öffentliche Liegenschaften 

aufgezeigt. Die Kapitel sind als Ergänzung bzw. Weiterentwicklung der Wärmeeinsparpoten-

ziale aus dem integrierten Klimaschutzkonzept der Verbandsgemeinde Nahe-Glan zu verste-

hen. 

 
8 Vgl. Europäische Union (EU), 2018. 
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 Private Haushalte 

Die privaten Haushalte in der Verbandsgemeinde Nahe-Glan weisen demzufolge jährlich ei-

nen Endenergieverbrauch im Bereich Wärme von ca. 267.200 MWh bzw. einen Wärmebedarf 

von ca. 241.200 MWh auf. Der größte Anteil wird im Allgemeinen zur Erzeugung von Raum-

wärme benötigt. Die Details sind in der nachstehenden Abbildung dargestellt. Die Verteilung 

der Energieverbräuche und die möglichen Einsparungen beziehen sich auf die Prognosen aus 

dem Referenzszenario der WWF-Studie ĂModell Deutschlandñ. 

 

Abbildung 2-1: Aufteilung des Nutzenergieverbrauchs privater Haushalte gem. WWF-Studie 9 

In der WWF-Studie wird davon ausgegangen, dass sich die Situation im Bereich der privaten 

Haushalte verändern wird. Die Anzahl der privaten Haushalte steigt bis ungefähr 2030, nimmt 

aber anschließend ab, wobei die Anzahl der in einem Haushalt lebenden Personen sinkt. Da-

mit einhergehend wird auch die Wohnfläche pro Person größer. Energieeinsparungen werden 

für die privaten Haushalte notwendig, da mit steigenden Energiepreisen zu rechnen ist. Unter 

den getroffenen Annahmen von Prognos und vom Öko-Institut steigen die Verbraucherpreise 

für private Haushalte bis 2050 für leichtes Heizöl um das Dreifache und für Erdgas und Treib-

stoffe um das Doppelte gegenüber 2005. In der genannten Studie werden keine Annahmen 

für die Entwicklung des Strompreises getroffen. In einer weiteren Prognos-Studie wird von 

einer inflationsbereinigten Preissteigerung bei Strom für Haushaltskunden von 2011 bis 2050 

von etwa 3 % ausgegangen.10 

In der nachstehenden Grafik wird aufgezeigt, wo und zu welchen Anteilen die Wärmeverluste 

innerhalb der bestehenden Wohngebäude auftreten. 

 
9 Eigene Darstellung nach WWF, 2009. 
10 Vgl. Prognos et al. 2014. 
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Abbildung 2-2: Energieverluste bei der Wärmeversorgung bestehender Wohngebäude11 

Parallel dazu wurde in einer Studie des Instituts Wohnen und Umwelt (IWU) ermittelt, dass 

bundesweit im Bereich der Ein- und Zweifamilienhäuser, die vor 1978 errichtet wurden, erst 

bei 26,5 % der Gebäude die Außenwände, bei 52,3 % die oberste Geschossdecke bzw. die 

Dachfläche, bei 12,4 % die Kellergeschossdecke und erst bei ca. 10 % der Gebäude die Fens-

ter nachträglich gedämmt bzw. ausgetauscht wurden. Wird die obere Abbildung im Kontext 

der IWU-Studie betrachtet, ist ein großes Einsparpotenzial durch energetische Sanierung zu 

erreichen.12 Zudem kann der Heizwärmebedarf durch den Einsatz von effizienter Heizungs-

technik reduziert werden. Die erzielbaren Einsparungen liegen je nach Sanierungsmaßnahme 

zwischen 45 und 75 %. Große Einsparpotenziale ergeben sich durch die Dämmung der Ge-

bäude. Je nach Baualtersklasse, Gebäudegröße und Umfang der Sanierungsmaßnahmen so-

wie individuellem Nutzerverhalten sind die Einsparungen unterschiedlich. 

Nach Ermittlung des derzeitigen Wärmeenergiebedarfs der Haushalte und der Erkenntnis, 

dass bei vielen Haushalten Einsparpotenziale bestehen, wurde das Szenario für die Erschlie-

ßung der Effizienzpotenziale im Wohngebäudesektor aufgestellt. Hierfür wurden die im Tech-

nikkatalog Wärmeplanung angegebenen Einsparpotenziale je Verbrauchergruppe und Baual-

tersklasse verwendet. 

Im Szenario wurde eine Sanierungsquote von 1,5 % angenommen, das entspricht der Sanie-

rung von 141 Gebäuden pro Jahr bzw. ca. 2.830 Gebäuden bis zum Jahr 2045. Der Wärme-

bedarf der Wohngebäude kann demnach um etwa 11 % auf ca. 213.800 MWh bis 2045 ge-

senkt werden. Durch Energieträgerwechsel und effizientere Wirkungsgrade durch den Aus-

tausch veralteter Heizungsanlagen kann der Endenergieverbrauch im Bereich Wärme von 

267.200 MWh auf 149.000 MWh gesenkt werden. 

 
11 Eigene Darstellung, in Anlehnung an FIZ Karlsruhe. 
12 Vgl. Institut Wohnen und Umwelt (IWU), 2018. 
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 GHD und Industrie 

Unter GHD und Industrie fallen u. a. die Branchen Landwirtschaft, Gärtnerei, industrielle Klein-

betriebe, Handwerksbetriebe, Baugewerbe, Handel und Gesundheitswesen. 

Die Energieverteilung im GHD-Sektor wird wie folgt angesetzt: 

 

Abbildung 2-3: Aufteilung des Nutzenergieverbrauchs im Bereich GHD gem. WWF-Studie13 

128.500 MWh Endenergieverbrauch im Bereich Wärme bzw. 123.000 MWh Wärmebedarf 

werden pro Jahr für den Bereich Gewerbe, Handel, Dienstleistungen und Industrie mit der 

Bereitstellung von vorrangig Raumwärme aufgewendet. Den größten Anteil an der Raum-

wärme haben Branchen wie Gesundheits- und Unterrichtswesen sowie der öffentliche Sektor 

mit Krankenhäusern, Altenheimen, Schulen und Verwaltungsgebäuden. Diese weisen, im Ge-

gensatz zu Handels- und Handwerksbetrieben, durchschnittlich den höchsten Raumwärme-

bedarf auf. Es kann davon ausgegangen werden, dass ein Großteil des Wärmebedarfs im 

verarbeitenden Gewerbe auf die Prozesswärme entfällt. 

Die Senkungspotenziale liegen in der energetischen Sanierung der Gebäude, zumindest bei 

kleineren Gewerbebetrieben, analog zu den privaten Haushalten. Die Sanierungs- und Neu-

baurate liegt heute in diesem Sektor im Vergleich zu Wohngebäuden wesentlich höher 

(3 %/a).14 Dadurch setzen sich neue Baustandards (GEG) schneller durch. 

Im Gewerbebereich ergeben sich abweichend von privaten Haushalten meist auch höhere 

Einsparpotenziale im Bereich der technischen Gebäudeausrüstung, weiterer technischer Ge-

räte sowie der Produktionsanlagen. Die Art der wärmebrauchenden Systeme ist stark abhän-

gig von der Branche. Selbst branchenintern können große Unterschiede auftreten. 

 
13 Eigene Darstellung nach WWF, 2009. 
14 Vgl. Institut für Energie- und Umweltforschung; Fraunhofer Institut für System- und Innovationsforschung; Prognos AG; 
Gesellschaft für wirtschaftliche Strukturforschung mbH, 2018, S. 53. 
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Allgemein ergeben sich folgende Handlungsfelder, um Energie und/oder Kosten im Wärme-

bereich einzusparen: 

¶ Energieträgerwechsel (bspw. Umstellung auf erneuerbare Nahwärmeversorgung), 

¶ Einführung eines Energiemanagements (ganzheitliche Optimierung des Systems), 

¶ Wärmerückgewinnung (bspw. an Lüftungsanlagen) sowie 

¶ Wärmedämmung von warmwasserführenden Armaturen, Pumpen und Rohrleitungen. 

Im Szenario für die Verbandsgemeinde Nahe-Glan wurden für die Berechnung der Einsparpo-

tenziale ebenfalls die Einsparpotenziale aus dem Technikkatalog Wärmeplanung zugrunde 

gelegt. Es wurde ebenso eine Sanierungsquote von 1,5 % angenommen, das entspricht der 

Sanierung von vier Gebäuden pro Jahr bzw. 77 Gebäuden bis zum Jahr 2045. Der Wärmebe-

darf im Bereich GHD und Industrie kann demnach um etwa 9 % auf ca. 112.300 MWh bis 2045 

gesenkt werden. Durch Energieträgerwechsel und effizientere Wirkungsgrade durch den Aus-

tausch veralteter Heizungsanlagen kann der Endenergieverbrauch im Bereich Wärme von 

128.500 MWh auf 89.300 MWh gesenkt werden. 

 Öffentliche Liegenschaften 

Die öffentlichen Liegenschaften haben einen Endenergieverbrauch im Bereich Wärme von ca. 

25.400 MWh bzw. einen Wärmebedarf von ca. 25.300 MWh. Das größte Potenzial zur End-

energieeinsparung liegt gleichermaßen wie bei den Wohngebäuden im Bereich der energeti-

schen Sanierung öffentlicher Gebäude. Durch eine energetische Sanierung bzw. den Neubau 

von Gebäuden (Ersatzneubau) mit besonders geringem Energiebedarf können Energiever-

brauch und -kosten erheblich reduziert werden. 

Im Szenario wurde eine Sanierungsquote von 1,5 % angenommen, das entspricht der Sanie-

rung von drei Gebäuden pro Jahr bzw. 57 Gebäuden bis zum Jahr 2045. Der Wärmebedarf 

der öffentlichen Liegenschaften kann demnach um etwa 9 % auf ca. 23.200 MWh bis 2045 

gesenkt werden. Durch Energieträgerwechsel und effizientere Wirkungsgrade durch den Aus-

tausch veralteter Heizungsanlagen kann der Endenergieverbrauch von 25.300 MWh auf 

18.700 MWh gesenkt werden. 

Zu den öffentlichen Liegenschaften innerhalb der Verbandsgemeinde zählen u. a. die berück-

sichtigten Liegenschaften der Verbandsgemeinde, der Ortsgemeinden, des Landkreises sowie 

kirchlicher Einrichtungen. Die nachfolgende Abbildung bietet eine Lageübersicht. 
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Abbildung 2-4: Standorte öffentlicher Gebäude (Datengrundlage LOD2-abgeleitetModell)  
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 Lokale Potenziale erneuerbarer Energien und unvermeidbarer Abwärme 

Grundlegend für die Entwicklung von Szenarien und Maßnahmen ist die Darstellung von Po-

tenzialen. Diese bestehen einerseits aus den bereits genutzten Potenzialen (Bestand), ande-

rerseits aus den darüber hinaus verfügbaren, bisher ungenutzten Möglichkeiten (Ausbau). Im 

folgenden Abschnitt werden die Potenziale eruiert, die sich aus den lokal verfügbaren erneu-

erbaren Energien und Abwärme ergeben. Grundsätzlich stellen die ermittelten Potenziale ei-

nen weit gefassten Korridor der Möglichkeiten dar. Der tatsächliche Umfang der Potenzial-

Erschließung entscheidet sich sukzessive auf der Basis standortbezogener Detailuntersu-

chungen, etwa um die Wirtschaftlichkeit oder auch die Umweltauswirkungen zu bewerten, und 

daraus abgeleiteter Entscheidungen vor Ort. Im Rahmen der KWP werden die im integrierten 

Klimaschutzkonzept der Verbandsgemeinde ermittelten Ergebnisse der Potenzialanalysen 

aufgegriffen, das im Januar 2024 veröffentlicht wurde. Sofern sich aus methodischen Gründen, 

besserer Datenverfügbarkeit oder aus rechtlichen sowie technischen Aspekten Änderungen 

ergeben haben, wurden die Potenzialanalysen entsprechend aktualisiert. In den einzelnen Po-

tenzialkapiteln wird bereits das im Rahmen des Klimaschutzszenarios (siehe Klimaschutzkon-

zept) reduzierte Potenzial angelegt, sofern eingangs des jeweiligen Potenzialkapitels keine 

abweichende Erläuterung vorgenommen wird. Über die an dieser Stelle hinausgehenden In-

formationen können dem Abschlussbericht zum Klimaschutzkonzept entnommen werden.15 

 Biomasse 

Die energetische Nutzung von Biomasse stellt eine weitere wesentliche Säule einer nachhal-

tigen und zukunftsfähigen Energieversorgung dar. Zwar nimmt die Biomasse in der Verbands-

gemeinde Nahe-Glan hinsichtlich der Endenergieproduktion im quantitativen Vergleich zu an-

deren Potenzialen, wie bspw. Wind oder Solar, eine geringere Bedeutung ein. Qualitativ hin-

gegen kann Biomasse aufgrund ihrer Eigenschaften durch weitere Aspekte wie Energiespei-

cherung, Klimawandelanpassung und Förderung der Biodiversität überzeugen und nimmt folg-

lich auch eine wesentliche Rolle in der Entwicklung von zukunftsfähigen Energieszenarien ein. 

Weiterhin ist Biomasse auch hinsichtlich der regionalen Verfügbarkeit und der Verarbeitungs-

möglichkeiten eine wichtige Größe, um regionale Wertschöpfungskreisläufe zu erschließen 

und dezentrale Arbeitsplätze zu schaffen. Da dem Bereich Biomasse innerhalb der Kommu-

nalen Wärmeplanung im ländlichen Raum eine tragende Rolle zukommt, wurden die im inte-

grierten Klimaschutzkonzept ermittelten Potenziale aktualisiert. Zunächst werden die Potenzi-

ale in vollem Umfang ausgewiesen, für die folgende Gegenüberstellung jedoch auf den im 

Klimaschutzszenario des iKSK abgestimmten prozentualen Ausbau heruntergebrochen. 

 
15 Vgl. VG Nahe Glan & Institut für angewandtes Stoffstrommanagement, 2024. 
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 Rahmenbedingungen 

Die Ermittlung der Biomassepotenziale untergliedert sich in folgende Sektoren: 

¶ Potenziale aus der Forstwirtschaft, 

¶ Potenziale aus der Landwirtschaft (inklusive Obstanlagen), 

¶ Potenziale aus der Landschaftspflege sowie 

¶ Potenziale aus Siedlungsabfällen. 

Die Potenziale werden nach Art, Herkunftsbereich und Menge identifiziert und in Endenergie-

gehalt übersetzt. Bei der Potenzialdarstellung wird eine konservative Betrachtungsweise zu-

grunde gelegt, basierend auf statistischen Daten, praktischen Erfahrungs- und Literaturwerten. 

In der Ergebnisdarstellung werden sowohl die bereits genutzten Potenziale als auch die aus-

baufähigen Biomassepotenziale abgebildet. Das ausbaufähige Potenzial zeigt eine mögliche 

Entwicklungsperspektive der zukünftigen Biomassenutzung. In der Ergebnisdarstellung wird 

jeweils zwischen den beiden Stoffgruppen Biomassefestbrennstoffe und Biogassubstrate un-

terschieden. Durch diese Vorgehensweise können die Potenziale verschiedener Herkünfte, 

z. B. Holz aus der Industrie bzw. dem Forst oder nachwachsende Rohstoffe (NawaRo) aus 

dem Energiepflanzenanbau, einer gezielten Konversionstechnik, z. B. Biomasse-

heiz(kraft)werk oder Biogasanlage, zugewiesen werden. 

Der Betrachtungsraum für die Potenzialstudie bezieht sich auf die Verwaltungsgrenzen der 

Gebietskörperschaft. Dieser umfasst eine Gesamtfläche von rund 27.400 ha. Die nachfol-

gende Abbildung stellt die aktuelle Flächennutzung grafisch dar: 

 

Abbildung 2-5: Flächenverteilung im Betrachtungsraum 

Siedlungsgebiete, 
Infrastruktur etc.

ca. 7.461 ha
27%

Waldfläche
7.368 ha

27%

Ackerfläche
8.733 ha

32%

Dauergrünland
3.196 ha

12%

Dauerkulturen
431 ha
1,6%

Gewässer
203 ha
0,7%
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In der Gebietskörperschaft nehmen forst- und landwirtschaftlich genutzte Flächen einen Anteil 

zwischen 70 und 75 % der Gesamtfläche ein. Die verbleibenden Flächenanteile von gut einem 

Viertel verteilen sich auf Gewässerflächen, Siedlungsgebiete, Flächen der Infrastruktur und 

andere Flächennutzungen. 

 Ergebnisse Forstwirtschaft 

Die Basisdaten für den öffentlichen Wald im Betrachtungsraum werden auf Grundlage von 

Forststatistik16, der BWI417 und regionalen Veröffentlichungen ermittelt. Die Datenlage bein-

haltet im Wesentlichen die Flächen des Kommunalwaldes sowie Staatswald- und Privatwald-

flächen. 

Angaben zur Privatwaldnutzung gehen vor allem aus der statistischen Datengrundlage hervor. 

Jedoch ist die Waldnutzung in diesem Bereich erfahrungsgemäß sehr unterschiedlich und die 

Überschaubarkeit der entsprechenden Eigentumsflächen, welche vor allem im Kleinstprivat-

wald aus sehr kleinformatigen Parzellen bestehen, erschwert eine Potenzialabschätzung zu-

sätzlich. Um eine Abschätzung der Holzpotenziale aus dem Privatwald zu ermöglichen, wur-

den einzelne Kennzahlen (z. B. zum Zuwachs) aus dem öffentlichen Wald auf diesen Eigen-

tumsbereich übertragen. Die Auswertung der vorhandenen Daten beinhaltet die Waldfläche, 

den Holzzuwachs und die Holznutzung. Weiterhin wurde der Einschlag nach forstlichen Leit-

sortimenten ausgewertet. Als Leitsortimente werden in der Forstsprache die Verkaufskatego-

rien der unterschiedlichen Holzarten bezeichnet. Hier wird vor allem zwischen Stammholz, 

Industrieholz höherer und niedrigerer Qualität, Energieholz sowie gegebenenfalls Waldrest-

holz und Totholz unterschieden. 

 Beschreibung der Ausgangssituation 

Die Fläche des Waldes im Eigentum von Körperschaften des öffentlichen Rechts, wie z. B. 

Gemeinden und Städten, auf dem Gebiet der Verbandsgemeinde Nahe-Glan umfasst 

ca. 4.400 ha. Hinzu kommen rund 320 ha Staatswald und etwa 1.750 ha im Privatbesitz. Die 

öffentlichen Waldflächen bilden damit, mit etwa 650 ha (ca. 85 % der Gesamtwaldfläche) den 

höchsten flächenbezogenen Anteil am Gesamtwald in der Verbandsgemeinde Nahe-Glan ab. 

Die nachfolgende Grafik zeigt diesbezüglich die einschlägigen Besitzverhältnisse im Untersu-

chungsraum. 

 
16 Vgl. Statistisches Bundesamt (2024): Holzeinschlagsstatistik forstl. Erzeugerbetriebe (Zugriff: 01.05.2024). 
17 Vgl. Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (2012): Dritte Bundeswaldinventur (Zugriff: 01.05.2024). 
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Abbildung 2-6 Waldbesitzverteilung18 

Die Verteilungen der Leitsortimente, wie die Berechnung nach Holzeinschlagstatistik für 

Rheinland-Pfalz ergab, sind in der folgenden Tabelle dargestellt. Demnach werden in Rhein-

land-Pfalz z. Z. etwa 4/9 des Zuwachses durch Stammholz dargestellt. Etwa ein Viertel wird 

als Energieholz und ein Fünftel als Industrieholz vermarktet. Ein knappes Zehntel des Holz-

einschlags beinhaltet nicht verwertetes Holz. 

Tabelle 2-1: Sortimentsverteilung des Zuwachses  

 
 

Die, gemessen am Zuwachs, vorherrschenden Baumarten im Wald sind die Fichte (ca. 28 %) 

und die (Rot-)Buche (ca. 23 %). Es folgen Eiche (ca. 15 %), Douglasie (ca. 12 %) und Kiefer 

 
18 Beim Körperschaftswald handelt es sich um Wald im Eigentum von Körperschaften des öffentlichen Rechts, wie z. B. Städte 
und Gemeinden. 

Staatswald
803 ha

14%

Körperschaftswald
3.003 ha

54%

Privatwald
1.755 ha

32%

Sortiment Holzart Bundeswald Landeswald Körperschaftswald Privatwald ä bzw. Å

Ei 0,16 0,25 0,23 0,24

Bu/üLB 0,22 0,49 0,49 0,52

Ki/Lä 0,29 0,46 0,29 0,23

Fi/Ta/Dou 1,99 1,85 1,93 2,19

Ei 0,41 0,11 0,07 0,08

Bu/üLB 0,58 0,75 0,36 0,35

Ki/Lä 0,27 0,18 0,15 0,07

Fi/Ta/Dou 0,68 0,49 0,52 0,51

Ei 0,46 0,27 0,50 0,78

Bu/üLB 0,94 0,98 1,41 1,36

Ki/Lä 0,07 0,02 0,02 0,02

Fi/Ta/Dou 0,14 0,06 0,05 0,08

Ei 0,07 0,19 0,11 0,13

Bu/üLB 0,20 0,45 0,25 0,21

Ki/Lä 0,03 0,11 0,04 0,02

Fi/Ta/Dou 0,14 0,21 0,13 0,14

ä bzw. Mittelwert 6,7 6,9 6,5 6,9 6,7

Industrieholz

Energieholz

Nicht verwertetes Holz

Stammholz

Zuwachs [Efm/ha*a]

11,8

5,6

7,2

2,4
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(ca. 7 %). Die restlichen 15 % entfallen auf alle anderen Baumarten (z. B. Ahorn, Birke, Erle, 

Esche, Lärche, Tanne). 

 Genutztes Potenzial 

Der Holzeinschlag wurde gleichwohl aus der vorliegenden Holzeinschlagsstatistik für den 

Staats-, Körperschafts- und Privatwald entnommen und mit den Daten der vierten Bundeswal-

dinventur verschnitten. Aufbauend auf diesen Daten wurden Kennzahlen für die entsprechen-

den Besitzverhältnisse ermittelt. Bei der Analyse des Körperschaftswaldes ergibt sich so ein 

Nutzungssatz von ca. 5,7 m³ pro Hektar und Jahr. Dem gegenüber steht ein jährlicher Zu-

wachs von etwa 6,5 m³ pro Hektar und Jahr. Die Betrachtung von Nutzung zu Zuwachs ergibt 

damit ein Verhältnis von 87 %. Für den Landeswald zeigt die Analyse, unter den getroffenen 

Annahmen, ein Verhältnis von Nutzung zu Zuwachs von 83 % und für den Privatwald weitere 

76 %. Die Ergebnisse der Analyse werden in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 

Tabelle 2-2: Sortimentsverteilung der Nutzung 

 

Abgesehen vom Bundeswald ist der Nutzungsanteil nach Eigentumsarten überall bereits recht 

hoch (> 70 %). Besonders hervorzuheben sind in diesem Kontext Nadelbaumarten wie Fichte, 

Tanne und Douglasie, insbesondere im Sortiment Stammholz. 

Die folgende Tabelle zeigt zusätzlich die jährliche Gesamtmenge der Nutzung der Sortimente 

Stamm-, Industrie- und Energieholz sowie nicht verwertbares Holz, welche sich aus der vor-

liegenden statistischen Datenlage für das Bundesland ergibt. 

Sortiment Holzart Bundeswald Landeswald Körperschaftswald Privatwald ä bzw. Å

Ei 0,03 0,12 0,10 0,06

Bu/üLB 0,08 0,31 0,31 0,19

Ki/Lä 0,22 0,48 0,23 0,07

Fi/Ta/Dou 1,76 1,98 2,42 2,99

Ei 0,07 0,06 0,03 0,02

Bu/üLB 0,21 0,48 0,23 0,13

Ki/Lä 0,20 0,19 0,12 0,02

Fi/Ta/Dou 0,60 0,52 0,65 0,70

Ei 0,08 0,13 0,22 0,19

Bu/üLB 0,34 0,62 0,90 0,50

Ki/Lä 0,05 0,02 0,02 0,00

Fi/Ta/Dou 0,12 0,07 0,07 0,12

Ei 0,01 0,09 0,05 0,03

Bu/üLB 0,07 0,29 0,16 0,08

Ki/Lä 0,02 0,12 0,03 0,01

Fi/Ta/Dou 0,12 0,22 0,16 0,20

ä bzw. Mittelwert 4,0 5,7 5,7 5,3 5,6

Nutzung / Zuwachs 60% 83% 87% 76% 83%

Stammholz

Industrieholz

Nutzung [Efm/ha*a]

11,4

4,2

3,5

1,7

Energieholz

Nicht verwertetes Holz



Potenzialanalyse 

38 

Tabelle 2-3: Bereits genutzte Holzpotenziale 

 

Für das Energieholz errechnet sich hierbei ein jährliches genutztes Potenzial von rund 

7.700 m³. Der darin gebundene Energiegehalt summiert sich, bei einem angesetzten Wasser-

gehalt von 15 %19 und durch einen hohen Anteil von energetisch hochwertigem Buchenholz, 

auf rund 20.000 MWh/a, äquivalent zu rund 2 Mio. Liter Heizöl/a. 

 Methodische Annahmen zur Potenzialermittlung 

Im Rahmen dieser Potenzialbetrachtung wird auf Basis der vorliegenden Daten das genutzte 

und ausbaufähige Waldholzpotenzial dargestellt. Auf dieser Grundlage werden die ausbaufä-

higen Potenziale modelliert. Die wesentlichen Einflussfaktoren zur Bestimmung zukünftiger 

Energieholzmengen werden im Folgenden kurz vorgestellt. Bezogen auf die Gesamtwaldflä-

che wurde davon ausgegangen, dass die Waldflächen des Staats- und Körperschaftswaldes 

entsprechend der Eigentümerzielsetzung in regelmäßiger Bewirtschaftung stehen. Im Privat-

wald hingegen ist davon auszugehen, dass nicht immer alle Waldflächen in regelmäßiger Be-

wirtschaftung stehen. Dennoch wurde die gesamte Privatwaldfläche im Rahmen der Potenzi-

alberechnung betrachtet. 

Methodische Ansätze zum zukünftigen Ausbau des Energieholzaufkommens: 

Nutzungserhöhung 

Die Erhöhung der Einschlagmenge ist grundsätzlich als nachhaltig anzusehen, solange der 

laufende jährliche Zuwachs nicht überschritten wird. Kennzeichnend ist hier das Verhältnis von 

Nutzung zu Zuwachs. Um weiterhin Holzvorräte aufzubauen und eine Übernutzung auszu-

schließen, wird in dieser Analyse die Nachhaltigkeitsgrenze bei maximal 70 % Nutzung-

 
19 Ein Wassergehalt von 15 % (w 15) entspricht vollständig lufttrockenem Holz. Die Feuchte des Holzes und der Luft ist ab Errei-
chen dieses Wertes im Gleichgewicht. 

Sortiment Holzart Landeswald Körperschaftswald Privatwald ä

Ei 40 439 156

Bu/üLB 100 1.372 507

Ki/Lä 154 1.011 182

Fi/Ta/Dou 640 10.622 7.951

Ei 18 128 54

Bu/üLB 155 1.009 344

Ki/Lä 60 530 53

Fi/Ta/Dou 169 2.861 1.847

Ei 42 970 504

Bu/üLB 201 3.947 1.334

Ki/Lä 7 76 12

Fi/Ta/Dou 22 296 307

Ei 29 219 83

Bu/üLB 93 694 207

Ki/Lä 37 139 18

Fi/Ta/Dou 73 705 519

ä 1.841 25.017 14.077 40.935

Nutzung [Efm*a]

Stammholz 23.175

Industrieholz 7.228

Energieholz 7.718

Nicht verwertetes Holz 2.815
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Zuwachs gesehen. Vorhandene Werte bis zu 70 % werden damit nicht hinterfragt. Werden 

jedoch bereits höhere Nutzungsquoten erreicht, kann dies darauf hinweisen, dass die Nutzung 

bereits zulasten des künftigen Zuwachses und damit auch der künftigen Nutzung geschehen 

könnte. Zudem wird eine Nutzungserhöhung nur dann als noch nachhaltig betrachtet und vor-

geschlagen, sofern diese einen Nutzungssatz, bezogen auf eine Baumartengruppe, von 70 % 

nicht überschreitet. Folglich verbleibt hier ein Zuwachspuffer von 30 % für den weiteren Aufbau 

der Wälder. Eine individuelle Beurteilung des Zustandes und der Altersverteilung der betrach-

teten Waldgebiete wird daher nicht mehr als dringend notwendig erachtet, es sei denn, es 

existieren ausdrückliche Hinweise und explizite Informationen dazu, was jedoch hier nicht der 

Fall ist. Die Analyse ergab aktuell für den Wald der Gebietskörperschaft bereits ein Verhältnis 

von Nutzung zu Zuwachs zwischen 76 % und 87 %. Die Werte liegen bereits über der gesetz-

ten Grenze von 70 %, allerdings findet die Übernutzung hauptsächlich im Bereich des Nadel-

holzes und hier im Speziellen bei der Baumartengruppe Fichte, Tanne und Douglasie statt. 

Potenziale im Bereich Laubholz schließt dieser Sachverhalt dagegen nicht aus. 

Sortimentsverschiebung 

Forstliche Leitsortimente sind: Stammholz, Industrieholz, Energieholz sowie Waldrestholz und 

gegebenenfalls Totholz, beide zusammengefasst als nicht verwertetes Holz. Durch die Ver-

schiebung von Industrieholzmengen in das Energieholzsortiment kann das auf den jeweiligen 

Planungszeitraum bezogene Energieholzaufkommen gesteigert werden. Die jährliche Holz-

erntemenge bleibt hiervon unberührt. Von der Sortimentsverschiebung ebenfalls unberührt 

bleibt das Stammholz, da dieses bei einer Vermarktung als Energieholz einen zu hohen Wert-

verlust erfahren würde und der stofflichen Verwertung von qualitativ hochwertigem Holz unbe-

dingt Vorrang eingeräumt werden sollte. 

Im Folgenden wird davon ausgegangen, dass in den Waldgebieten der Verbandsgemeinde 

Nahe-Glan im Zuge der allgemeinen Rohstoff- und Ressourcenverknappung keine Sortiments-

verschiebung von Industrie- nach Energieholz möglich ist. Die Annahme einer möglichen Sor-

timentsverschiebung ist erfahrungsgemäß ohnehin v. a. von der Bereitschaft, höhere Preise 

für die energetische Nutzung zu bezahlen, abhängig. Es soll hier auch erwähnt sein, dass eine 

kaskadische Nutzung von Holz der direkten energetischen Nutzung aus Nachhaltigkeitsgrün-

den gleichfalls vorzuziehen ist. 

Da Industriehölzer aber am Ende ihres Lebenszyklus oftmals zu großen Teilen als belastete 

Althölzer (Altholzkategorie A IV), welche nur in speziellen, genehmigungsbedürftigen Anlagen 

Verwertung erfahren können, in den Markt zurückgeführt werden, kann die energetische Nut-

zung von qualitativ weniger hochwertigem Industrieholz in bestimmten Fällen trotzdem als ver-

tretbare Alternative angesehen werden. 
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Mobilisierungsfaktor 

Der Anteil des Wirtschaftswaldes an der Gesamtwaldfläche wird auch mit der Bezeichnung 

Mobilisierungsfaktor charakterisiert. Häufig finden sich Potenziale dafür im oftmals weniger 

bewirtschafteten Privatwald. Hier muss jedoch angemerkt werden, dass die Eigentümerziel-

setzungen bei der Waldbewirtschaftung sehr unterschiedlich sein können (Erholung, Touris-

mus etc.). Da die Bewirtschaftung von Privatwald in der Regel auch größere Hürden als im 

öffentlichen Wald mit sich bringt (kleine Parzellen, ineffiziente Rückegassenstruktur etc.), ist 

die (Privat-)Waldmobilisierung hier erfahrungsgemäß ein aufwändiger und langwieriger Pro-

zess. Somit wird das mögliche Potenzial zumeist erst für das Jahr 2045 und später gesehen. 

 Energieholzpotenziale aus der Forstwirtschaft 

Auf Grundlage der oben dargestellten Analyseergebnisse und Annahmen werden bis 2045 

lediglich Energieholzmengen aus der nachhaltigen Nutzungserhöhung, bis 70 %, bestimmter 

noch nicht zu stark beanspruchter Baumartengruppen postuliert. Dies betrifft lediglich die 

Laubbaumarten, da die Nadelbaumarten bereits einer höheren Nutzungsquote als nachhaltig 

empfohlen unterliegen. Die Sortimentsverschiebung von Industrieholz zu Energieholz wird vor-

erst unberücksichtigt gelassen.  

Zur Ermittlung und Darstellung der energetischen Potenziale wird ein Wassergehalt des Ener-

gieholzes von 15 % angesetzt. Das Ausbaupotenzial liegt infolgedessen bei rund 8.300 MWh/a 

bzw. 830.000 l Heizöl-Äquivalenten/a. 

Tabelle 2-4: Energieholz-Ausbaupotenzial bis 2045 

 

Holzart (w15) Landeswald Körpers.-Wald Privatwald ä

Hektarwerte 323 4.389 2.656 7.368

323 4.389 2.656 7.368

Ausbaupotenzial

Ei 12 368 622

Bu/üLB 13 245 752

Ki/Lä 0 0 0

Fi/Ta/Dou 0 0 0

ä (t/a) 25 613 1.374

Ei 50 1.527 2.580

Bu/üLB 55 1.017 3.118

Ki/Lä 0 0 0

Fi/Ta/Dou 0 0 0

ä (MWh/a) 105 2.544 5.698

relativ 1% 30% 68%

Energieholz (t/a)

Energieholz (in MWh/a)

2.012 t/a

8.347 MWh/a
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 Ergebnisse Landwirtschaft 

Im Bereich der Landwirtschaft wurden auf der Datenbasis des Statistischen Landesamtes ak-

tuelle Flächen- und Nutzungspotenziale für die Gebietskörperschaft analysiert. 

Die Untersuchung im Bereich der Landwirtschaft fokussiert sich auf folgende Bereiche: 

¶ Energiepflanzen aus Ackerflächen, 

¶ Reststoffe aus Ackerflächen, 

¶ Reststoffe aus Obstanlagen, 

¶ Biomasse aus Dauergrünland sowie 

¶ Reststoffe aus der Viehhaltung 

Die landwirtschaftlichen Flächenpotenziale werden auf Basis der landwirtschaftlichen Statistik 

Rheinland-Pfalz analysiert und im Hinblick darauf, welche Anbaustruktur in der Gebietskörper-

schaft aktuell vorherrscht, bewertet20. Die nachfolgende Grafik zeigt die Anbaustruktur in der 

Verbandsgemeinde Nahe-Glan. 

 

Abbildung 2-7: Landwirtschaftliche Flächennutzung 

Der Betrachtungsraum verfügt über eine Ackerfläche von gut 8.700 ha. Im Anbaumix hat Ge-

treide mit über der Hälfte der Agrarfläche den größten Anteil. Weiterhin stellt der Anbau von 

Handelsgewächsen wie Raps auf einem Viertel bis Fünftel der Fläche eine bedeutende Nut-

zungsart dar. Über ein Sechstel der Ackerfläche entfällt auf Stilllegungs- und Brachflächen. 

 
20 Datenanfrage an das Statistische Landesamt Saarland, Sachgebiet A4 Land- und Forstwirtschaft (2023), Landwirtschaftliche 
Bodennutzung und Tierhaltung. 
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(Silo-)Mais wird auf rund 3 % der Fläche angebaut. Übrig bleibt rund ein Prozent (sonstige 

Flächen). Hierbei handelt es sich um Flächen für den Anbau von z. B. Hülsenfrüchten und 

Kartoffeln. 

 Energiepflanzen aus der Ackerfläche 

Um Potenziale aus dem Anbau von Energiepflanzen auf Ackerflächen darzustellen, muss er-

mittelt werden, in welchem Umfang Ackerflächen für eine derartige Nutzung zusätzlich bereit-

gestellt werden können. Erfahrungsgemäß wird dazu angenommen, dass die Flächenbereit-

stellung für den Energiepflanzenanbau in Abhängigkeit von der Entwicklung der Agrarpreise 

vorwiegend aus den Marktfruchtflächen (Getreide-, Raps- und Zuckerrübenanbau) sowie der 

Ackerbrache erfolgen kann. I. d. R. kann hierbei eine Substitution von 10 bis 20 % dieser Flä-

chen für die energetische Verwendung erreicht werden. Im vorliegenden Fall entsprächen 

20 % dieser Flächen einem Flächenpotenzial von ca. 1375 ha, äquivalent zu ca. 15,7 % der 

gesamten Ackerfläche. Durch die Abstinenz von Biogasanlagen entspricht dies auch dem Aus-

baupotenzial durch Energiepflanzen aus Ackerflächen. Unter der Annahme, dass 35 % dieser 

Flächen für alternative Biogaskulturen und 65 % für Agrarholz genutzt werden, ergeben sich 

Erträge von ca. 12.100 t/a (BGA-Kulturen) bzw. 10.800 t/a. (Agrarholz). Insgesamt handelt es 

sich um etwa 7.200 MWh/a und rund 33.200 MWh/a, äquivalent zu ca. 0,7 Mio. l und 

3,3 Mio. l Heizöl. 

 Reststoffe aus Ackerflächen 

Generell kann auch Stroh als Bioenergieträger angesehen werden. Allerdings führt der ver-

gleichsweise hohe Bedarf an Stroh als Humusverbesserer auf den Ackerflächen sowie als 

Streumaterial (Festmistanteil) mittelfristig zu Nutzungseinschränkungen, die sich durch Aufla-

gen zur Humusreproduktion oder den Handel von Stroh als Einstreumaterial ergeben. Im vor-

liegenden Fall wird nur ein kleiner Anteil von rund 10 % an nutzbarem Getreidestroh angesetzt. 

Insgesamt handelt es sich um etwa 3.600 t/a mit einem Energiepotenzial von rund 

14.300 MWh/a, äquivalent zu ca. 1,4 Mio. l Heizöl. 

In der Gruppe der Biogassubstrate liegt außerdem ein Potenzial in der Nutzung von Getreide-

korn. Die Diskussion um die energetische Verwertung von Getreidekorn beschränkt sich aller-

dings aufgrund wirtschaftlicher Erwägungen weitgehend auf die Nutzung von minderwertigem 

Sortier- bzw. Ausputzgetreide, was in etwa 5 % der Getreideernte ausmacht. 

Hierbei ergibt sich eine Menge von etwa 1.800 t/a mit einem Energiepotenzial von rund 

5.700 MWh/a, was in etwa 570.000 l Heizöl-Äquivalenten entspricht. 
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 Reststoffe aus Dauerkulturen 

Bei den Reststoffen aus Reb- und/ oder Obstanlagen wird das Rodungsholz, auch wenn die-

ses nur periodisch punktuell innerhalb großer Zeiträume anfällt, als energetisches Potenzial 

angesehen. 

Es wird davon ausgegangen, dass durchschnittlich jährlich etwa 1,5 t TM/ha holzartiges Ma-

terial anfallen, welches zu etwa 50 % geborgen und verwertet werden kann. Für die Verwer-

tung wird von einem Wassergehalt von 35 % ausgegangen. 

Innerhalb des betrachteten Gebietes befinden sich rund 430 ha an Dauerkulturen, welche so-

mit ein Potenzial von rund 500 t/a bieten. Das energetische Potenzial liegt bei rund 1.500 MWh 

bzw. etwa 150.000 l-Heizöl-Äquivalenten. 

 Biomasse aus Dauergrünland 

Aufgrund der Tierhaltung und der Analyse vorhandener Daten wird angenommen, dass die 

vorhandenen Grünlandflächen von rund 3.200 ha zu rund 35 %, bzw. etwa 1.450 ha, zur Er-

nährung der Raufutter verzehrenden Tierarten genutzt werden. Somit wird aktuell davon aus-

gegangen, dass ein Flächenpotenzial von rund 1.750 ha aus dem bestehenden Grünland für 

eine energetische Nutzung in der Region zur Verfügung steht. 

Bei einem angesetzten TM-Ertrag von 5,6 t/ha ergeben sich jährlich rund 28.000 t Grassilage 

(Wassergehalt 65 %) zur Verwendung für die Biogasproduktion mit einem Energiepotenzial 

von ca. 28.000 MWh/a bzw. 2,8 Mio. l Heizöl-Äquivalenten. 

Anstelle der Biogasproduktion könnte auch die thermische Verwertung von Heu umgesetzt 

werden. In diesem Fall ergeben sich etwa 11.700 t trockenes Heu (Wassergehalt 16 %) mit 

einem Energiepotenzial von ca. 44.000 MWh bzw. 4,4 Mio. l Heizöl-Äquivalenten. 

An dieser Stelle soll darauf hingewiesen werden, dass Biomasse aus Dauergrünland jedoch 

i. d. R. häufiger als Grassilage in Biogasanlagen verwertet wird. Wird diese Verwertungsart 

eingehalten, steht zudem das genutzte Substrat aus der Biogasvergärung anschließend stoff-

lich als Kompostmaterial und Dünger zur Verfügung. Daher wird das Potenzial im Rahmen 

dieser Studie gleichwohl im Bereich Biogassubstrate verortet. 

 Reststoffe aus der Viehhaltung 

Die relevanten Daten zur Tierhaltung im Betrachtungsraum stützen sich gleichwohl auf die 

landwirtschaftliche Statistik für Rheinland-Pfalz und berücksichtigen dabei sowohl die durch-

schnittlich produzierten Güllemengen als auch die Stalltage pro Tierart und Jahr und die dar-

aus resultierenden Heizwerte. Die nachstehende Tabelle fasst die Ergebnisse dieser Ermitt-

lung zusammen. 
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Tabelle 2-5 Reststoffpotenziale aus der Viehhaltung 

 

Auf Basis der statistischen Daten ergeben sich dabei rund 33.000 t/a Flüssig- und Festmist. 

Klein-BHKW bzw. Gülle-Biogasanlagen sind auf Ebene der Gebietskörperschaft nicht bekannt. 

Das Ausbaupotenzial liegt in der Folge bei rund 5.000 MWh/a (Biogas), äquivalent zu rund 

500.000 l Heizöl. 

 Ergebnisse Landschaftspflege- und Siedlungsabfälle 

Der folgende Abschnitt widmet sich den Biomasse-Residuen aus urbanisierten Bereichen, wel-

che ggf. ebenso ein bedeutsames energetisches Potenzial aufweisen können. 

 Potenziale aus der Landschaftspflege 

Im Bereich Landschaftspflege wurden die Potenziale für eine energetische Verwertung aus 

dem Bereich Straßen-, Schienen- und Gewässerbegleitgrün untersucht. In der Darstellung fin-

det sich ausschließlich das holzartige Material in der Potenzialbetrachtung wieder, da die Ber-

gung grasartiger Massen, technisch wie wirtschaftlich, derzeit nur bedingt realisiert werden 

kann. 

Nach einer GIS-Auswertung der Infrastruktur der Verbandsgemeinde Nahe-Glan wurde für die 

Potenzialbetrachtung eine Straßenlänge von insgesamt etwa 164 km, darunter Gemeindestra-

ßen, Kreisstraßen, Landesstraßen, Bundesstraßen und Bundesautobahnen, ermittelt. Außer-

dem werden eine Schienenlänge von ca. 18 km und eine Gewässeruferlänge von rund 262 km 

berücksichtigt. Potenzielle Fließgewässer mit geringer Breite (0 bis 3 m), insgesamt 

[t/a] [MWh/a]

Mutterkühe Festmist 369 1.208 559

Flüssigmist 894 13.118 1.211

Festmist 224 1.312 607

Flüssigmist 1.674 10.647 983

Festmist 418 961 445

Ɇ 3.579 27.247 3.804

Mastschweine Flüssigmist 941 1.882 271

Zuchtsauen Flüssigmist 537 2.685 387

Ɇ 1.478 4.567 658

Geflügel Kot-Einstreu-Gemisch 1.186 22 22

Einhufer Mist 180 1.060 513

G¿lle-Ɇ 28.332 2.851

Festmist-Ɇ 4.564 2.146

Gesamt-Ɇ 32.896 4.997

davon genutzt 0 0

davon ausbaufähig 32.896 4.997

Milchvieh

Rinder

Art des Wirtschaftsdüngers Tieranzahl

Wirtschafts-

dünger

Energie-

gehalt
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ca. 220 km, werden dabei mit einem Sicherheits-Abschlag von 50 % versehen. Insgesamt 

ergibt sich durchschnittlich jährlich ein Potenzial von etwa 800 t, mit einem Energiepotenzial 

von ca. 2.500 MWh/a bzw. 250.000 l Heizöl-Äquivalenten. Eine regionale Verwertung konnte 

nicht zweifelsfrei identifiziert werden, trotzdem könnten relevante Mengen bspw. bereits von 

(über-)regional tätigen Einrichtungen genutzt werden. In der vorliegenden Analyse wird jedoch 

angenommen, dass es sich hierbei um ein ausbaufähiges Potenzial handelt. 

 Potenziale aus organischen Siedlungsabfällen 

Bioabfall 

In der Landesabfallbilanz für Siedlungsabfälle wurde auf Landkreisebene 104,2 kg Bioabfall 

pro Einwohner21 als gesammelte Menge festgehalten. Somit ergibt sich eine statistisch ermit-

telte Bioabfallmenge von rund 2.600 t/a. Dies entspricht einer Energiemenge von etwa 

1.900 MWh, äquivalent zu etwa 190.000 l Heizöl. 

Das Potenzial wird bisher nur kompostiert, wodurch die genannte Menge auch dem Ausbau-

potenzial entspricht. 

Gartenabfall 

In der Landesabfallbilanz für Siedlungsabfälle wurde auf Landkreisebene 8,4 kg Gartenabfall 

pro Einwohner22 als gesammelte Menge festgehalten. Somit ergibt sich eine statistisch ermit-

telte Bioabfallmenge von rund 210 t/a. Für die Erhebung des Potenzials aus Grüngut können 

holzige und krautige Biomassen betrachtet werden. 

In Bezug auf die holzigen Biomasseanteile wird angenommen, dass Grünabfall rund 30 bis 

50 %23 (je nach Sammelsystem und Aufbereitungstechnik) nutzbare Brennstoffanteile beinhal-

tet. Für die Verbandsgemeinde Nahe-Glan steht somit ein holzartiges Biomassepotenzial von 

durchschnittlich ca. 85 t/a, mit einem Energiegehalt von etwa 250 MWh/a zur Verfügung, was 

einem Heizöläquivalent von rund 25.000 l/a entspricht. Die verbleibenden 50 % der Grüngut-

mengen werden aufgrund ihrer qualitativen Beschaffenheit auch weiterhin als Material zur 

stofflichen Verwertung zu Kompost gesehen.  

Hinsichtlich des krautigen Anteils im Gartenabfall können, unter der Annahme, dass rund 10 % 

der Grünabfallmassen energetisch verwertbar sind, rund 20 t/a als Biogassubstrat genutzt 

werden, was einer Energiemenge von etwa 10 MWh/a und einem Heizöläquivalent von 

rund 1.000 l entspricht. Bei den krautartigen Massen handelt es sich um Mengen mit nur ge-

ringem energetischem Potenzial, wodurch diese ggf. eher in der Kompostierung gesehen wer-

den. Im Bedarfsfall könnte über eine (Mit-)Verwertung nachgedacht werden. 

 
21 Vgl. Landesabfallbilanz Rheinland-Pfalz 2022 ï Siedlungsabfälle ï KURZFASSUNG, S. 13. 
22 Vgl. Landesabfallbilanz Rheinland-Pfalz 2022 ï Siedlungsabfälle ï KURZFASSUNG, S. 13. 
23 Erfahrungswerte aus der Praxis 
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Das Potenzial wird bisher ebenso nur kompostiert, wodurch die genannte Menge abermals 

dem Ausbaupotenzial entspricht. 

Altholz 

Aufgrund der überregionalen Entsorgungs-, Handels- und Verwertungsstrukturen von Altholz 

gibt es aktuell keine eigenen Verwertungswege dieser Ressource. Es wird daher kein Ausbau-

potenzial aus Altholz angesetzt. 

 Zusammenfassung der Ergebnisse 

Die Untersuchung hat gezeigt, dass die möglichen Potenziale zum aktuellen Zeitpunkt nur 

teilweise erschlossen sind, wodurch sich in Summe ein Ausbaupotenzial von rund 

56.400 MWh/a, äquivalent zu rund 5,6 Mio. l Heizöl, ergibt. 

Rund ѿ dieses Ausbaupotenzials finden sich, mit rund 35.700 MWh/a, in der Kategorie Bio-

gassubstrate wieder. Die übrigen 20.700 MWh/a werden durch die Kategorie Festbrennstoffe 

repräsentiert. Die nachstehende Tabelle fasst die ausbaufähigen Biomassepotenziale der Ver-

bandsgemeinde Nahe-Glan zusammen: 

Tabelle 2-6: Ausbaufähige Biomassepotenziale im Betrachtungsraum 

 

Das größte Biomasse-Ausbaupotenzial, mit rund 35.500 MWh/a, ist im Bereich der landwirt-

schaftlichen Biogassubstrate angesiedelt. Hierbei handelt es sich hauptsächlich um Biomasse 

aus Dauergrünland, welches als Grassilage zur Verwertung vorgesehen ist, aber auch um 

Biogaskulturen. Das genutzte Substrat aus der Biogasvergärung kann anschließend als Kom-

postmaterial und Dünger weitere Verwendung finden. 

Das nächstkleinere Ausbau-Potenzial liegt im Bereich Festbrennstoffe aus der Landwirtschaft, 

dargestellt durch Agrarholz. Hier sind ca. 33.000 MWh/a zu akquirieren. 

Biomasse-Potenziale

Biogas - Parameter

Ausbau-

potenzial 

[MWh/a]

Genutztes 

Potenzial 

[MWh/a]

aus Biogut 1.919 0

aus Grüngut 11 0

aus Reststoffen der Landwirtschaft 10.713 0

aus landwirtschaftlichen Biogassubstraten 35.413 0

ä Biogas 48.100 0

Festbrennstoffe - Parameter

aus Grüngut 253 0

aus Landschaftspflegeholz 2.480 0

aus Reststoffen der Landwirtschaft 15.774 0

aus Festbrennstoffen der Landwirtschaft 33.200 0

aus der Forstwirtschaft 8.347 20.025

ä Festbrennstoffe 60.100 20.000
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Des Weiteren ergeben sich aus den Reststoffen aus der Landwirtschaft rund 16.000 MWh/a 

an Festbrennstoffen, hauptsächlich dargestellt durch Energiestroh (ca. 90 %), aber auch durch 

Rodungsholz aus Dauerkulturen (ca. 10 %). 

Darauf folgen die biogasartigen Reststoffe aus der Landwirtschaft mit ca. 10.700 MWh/a, etwa 

jeweils zur Hälfte aus Ausputzgetreide und der Viehhaltung. 

Die nächstkleinere Ausbaupotenzial-Position wird mit ca. 8.400 MWh/a durch Festbrennstoffe 

aus der Forstwirtschaft (Energieholz) abgebildet. 

Festbrennstoffe aus der Landschaftspflege bilden mit ca. 2.500 MWh/a eine der kleineren Po-

sitionen ab, gefolgt von Biogassubstraten aus Biogut (Biotonne) mit etwa 1.900 MWh/a. 

Zu guter Letzt sind die Festbrennstoffe und Biogassubstrate aus Gartenabfällen (Grüngut) zu 

nennen, welche jedoch mit ca. 250 und rund 10 MWh/a keinen nennenswerten Anteil des Aus-

baupotenzials darstellen. 

 Geothermie 

Das folgende Unterkapitel zur Geothermie ist als Weiterentwicklung der Untersuchungen im 

Rahmen des integrierten Klimaschutzkonzepts zu verstehen, da der Geothermie im Kontext 

der Wärmeplanung sowohl als Energiequelle für Wärmenetze als auch für die dezentrale Ver-

sorgung mittels Wärmepumpe und Erdwärmesonde eine tragende Rolle zugewiesen werden 

kann. Aufgrund der Aktualisierung erfolgt erstmals auch eine Quantifizierung des Potenzials, 

die unter Annahme eines theoretischen Ausbaus in den weiteren Betrachtungen berücksichtigt 

wird. 

Geothermie ist eine in Wärmeform gespeicherte Energie unterhalb der festen Erdoberfläche. 

Erdwärme ist eine nach menschlichen Maßstäben unerschöpfliche Energiequelle und kann 

daher als erneuerbar angesehen werden. Sie stammt aus dem Zerfall natürlicher Radioisotope 

im Gestein der Erdkruste sowie aus der Erstarrungswärme des Erdkerns. Bis ca. 10 m Tiefe 

ist darüber hinaus die Strahlungsenergie der Sonne im Erdreich gespeichert. Geothermische 

Anwendungen unterscheiden sich sowohl hinsichtlich der Tiefe als auch hinsichtlich der ange-

wendeten Technik. Je nach Anwendungsfall/Bedarfsfall sowie den regionalen Gegebenheiten 

(Untergrundtemperaturen, Vorhandensein von Thermalquellen) eignen sich oberflächennahe 

Systeme (bis 400 m) oder Projekte mit Tiefen von mehreren Kilometern.  

Die Nutzung der oberflächennahen Geothermie mit einem Temperaturniveau von 10 bis 15 °C 

erfolgt üblicherweise über Erdwärmesonden oder Erdwärmekollektoren. Um die Wärme-

quelle für die Raumheizung und Brauchwassererwärmung nutzen zu können, ist eine Tempe-

raturanhebung mittels Wärmepumpe notwendig. Dies bedeutet, dass elektrische Hilfsenergie 

aufgewendet wird, um aus einer Einheit Strom ca. vier Einheiten Nutzwärme bereitzustellen. 
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Alternativ sind auch erdgasbetriebene Wärmepumpen erhältlich. Der Bedarf an Hilfsenergie 

ist umso geringer, je niedriger das Temperaturniveau des Heizungssystems ist. Damit eignen 

sich insbesondere neuere oder vollsanierte Wohngebäude mit Flächenheizungen (z. B. Fuß-

bodenheizung) für den Einbau von Erdwärmepumpen. Eine besonders klimafreundliche Treib-

hausgasbilanz wird erreicht, wenn ergänzend zur Wärmepumpe z. B. Photovoltaikanlagen zur 

Stromerzeugung vorgesehen sind oder zertifizierter Ökostrom bzw. regionaler Grünstrom für 

den Wärmepumpenantrieb genutzt wird. 

Neben der Wärmeversorgung ist die oberflächennahe Geothermie auch für die Gebäudeküh-

lung im Sommer geeignet. Hierbei dient das in der warmen Jahreszeit in Relation zur Außen-

temperatur geringe Temperaturniveau des Untergrundes als Quelle für die Kühlung. Bei Be-

darf ist eine zusätzliche Temperaturabsenkung mittels Kompressionskältemaschine bzw. einer 

reversiblen Wärmepumpe möglich, die dann sowohl im Winter heizen als auch im Sommer 

kühlen kann. 

Erdwärmesonden 

Erdwärmesonden sind eine marktübliche Technik, um die Erdwärme als regenerative Ener-

giequelle zu erschließen. Die wesentlichen Rechtsgrundlagen für ihre Installation und ihren 

Betrieb bilden das Wasserhaushaltsgesetz und das Wasserrecht des jeweiligen Bundeslan-

des. In Abhängigkeit von der Gestaltung und Ausführung einer Anlage gelten auch bergrecht-

liche Vorschriften, die sich insbesondere aus dem Bundesberggesetz ergeben.24 

In Abhängigkeit vom hydrogeologischen Untergrundaufbau ist vor dem Bau von Erdwärme-

sonden eine Standortqualifikation durchzuführen. Wesentliches Gefährdungspotenzial stellt 

hierbei die Möglichkeit eines Schadstoffeintrags in den oberen Grundwasserleiter bzw. in tie-

fere Grundwasserstockwerke aufgrund fehlerhaften Bohrlochausbaus dar. 

Sind mehrere Erdwärmesonden erforderlich, sollte der Abstand nach VDI-Richtlinie 4640 min-

destens sechs Meter betragen. Bei größeren Sondenfeldern mit mehreren Dutzend Bohrun-

gen sollte dieser Abstand jedoch vergrößert werden, um einerseits eine gegenseitige Beein-

flussung zu vermindern, aber auch um zu verhindern, dass dem Boden zu viel Wärme entzo-

gen wird. Ansonsten besteht die Gefahr, dass der Boden langfristig zu weit auskühlt, was die 

Effizienz der angeschlossenen Wärmepumpe drastisch reduziert. Bei größeren Sondenfeldern 

ist zudem oftmals eine Regeneration des Erdreichs erforderlich (z. B. über passive Gebäude-

kühlung und/oder Abwärme/Solarthermie), da dem Boden bei Großprojekten i. d. R. mehr 

Wärme entzogen wird, als aus der Tiefe bzw. von der Oberfläche (Sonnenlicht, Regen) nach-

strömen kann. Wird für Großprojekte zur kommunalen Wärmeversorgung mit Wärmenetz ein 

 
24 Vgl. Umweltministerium RLP, 2025, S. 8. 
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Sondenabstand von acht Metern angesetzt, so kann pro Hektar etwa ein Megawatt Wärme-

pumpenleistung bereitgestellt werden25.  

Die folgende Karte zeigt die Lage der Trinkwasserschutzgebiete in der Verbandsgemeinde 

Nahe-Glan, mit einer Unterteilung in 3 Kategorien: 

¶ Trinkwasserschutzgebiete mit Rechtsverordnung 

¶ Trinkwasserschutzgebiete im Entwurf 

¶ Trinkwasserschutzgebiete abgegrenzt 

Trinkwasserschutzgebiete mit Rechtsverordnung sind durch eine Rechtsverordnung der zu-

ständigen Behörde festgelegt und damit rechtlich verbindlich. Trinkwasserschutzgebiete im 

Entwurf befinden sich in der Planungsphase und sind (noch) nicht rechtskräftig. In dieser 

Phase werden die räumlichen Grenzen und Schutzmaßnahmen definiert. Bei der dritten Kate-

gorie, Trinkwasserschutzgebiete abgegrenzt, liegt ein Abgrenzungsvorschlag vor, der die 

Grenzen des Schutzgebietes definiert. Die für den Schutzstatus erforderliche Rechtsverord-

nung ist noch offen. 

 
25 Eigene Berechnung des IfaS. 
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Abbildung 2-8: Trinkwasserschutzgebiete26 

 

Die zweite Karte (Abbildung 2-9) liefert eine wasserwirtschaftliche und hydrogeologische 

Standortbewertung für den Bau von Erdwärmesonden in der Verbandsgemeinde Nahe-Glan. 

Die Landfläche ist hierbei in drei Kategorien unterteilt, die sich bzgl. der Erlaubnisfähigkeit und 

der notwendigen Beteiligung von Fachbehörden unterscheiden: 

¶ Antragszulassung (ggf. mit Auflagen) 

¶ Prüfung durch Fachbehörden 

¶ Antragsablehnung 

Bei Standorten in der ersten Kategorie bestehen aus wasserwirtschaftlicher und hydrogeolo-

gischer Sicht keine Bedenken beim Bau von Erdwärmesonden. Standorte in der zweiten Ka-

tegorie erfordern hingegen eine Einzelfallprüfung durch die Fachbehörden. Bei Standorten in 

 
26 Eigene Darstellung unter Nutzung der WFS-Dienste des Landesamtes für Umwelt RLP, https://lfu.rlp.de/. 
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der dritten Kategorie sind Bau und Betrieb und Erdwärmesonden ausgeschlossen. Diese Ka-

tegorie kennzeichnet Flächen, die wasserwirtschaftlich besonders sensibel sind. Der Vergleich 

mit Karte 1 zeigt eine hohe Übereinstimmung mit den vorhandenen und geplanten Trinkwas-

serschutzgebieten.  

 

Abbildung 2-9: Standortbewertung Erdwärmesonden27 

 

Das Potenzial für die Heizung mit Erdwärmesonden wurde im Rahmen dieser Untersuchung 

auf Basis der bebauten Siedlungsfläche berechnet. Bei Abständen von 8 m zwischen den Erd-

wärmesonden und 5 m zu den Baublockgrenzen können auf dieser Fläche ca. 42.200 Erdwär-

mesonden installiert werden. Bei einem Baublock handelt es sich um einen 

 
27 Eigene Darstellung unter Nutzung des WMS-Dienstes des Landesamtes für Geologie und Bergbau RLP, http://www.lgb-rlp.de/. 
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zusammenhängenden Komplex von Grundstücken, der von Straßen oder natürlichen Grenzen 

umschlossen ist. 

Mit einer Bohrtiefe von 100 m, einer durchschnittlichen Entzugsleistung von 50 W/m und 1.800 

Betriebsstunden pro Jahr resultiert ein Erdwärmepotenzial von ca. 380.000 MWh. Die Aus-

schlussgebiete für Sondenbohrungen sind in diesem Potenzial schon herausgerechnet. Zur 

Veranschaulichung der Methodik sind in Abbildung 2-10 die berechneten Sondenstandorte für 

die Siedlung Seesbach in der Verbandsgemeinde Nahe-Glan dargestellt.  

 

Abbildung 2-10: Beispiel für die berechneten Sonden-Standorte 

 

Erdwärmekollektoren 

Erdwärmekollektoren stellen eine Alternative zu Erdwärmesonden, z. B. in wasserwirtschaft-

lich kritischen Gebieten, dar. Sie sammeln die im Erdreich gespeicherte Solarenergie zur Nut-

zung in Heizungssystemen. Dazu muss eine ausreichend große Fläche zur horizontalen Ver-

legung von Rohrschlangen (Erdwärmekollektoren) zur Verfügung stehen. Vorrangig sind hier 

neu zu erschließende oder bereits erschlossene Wohngebiete mit ausreichender 
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Grundstücksfläche geeignet.28 Die Erdkollektorfläche sollte etwa die 1,5- bis 2-fache Größe 

der zu beheizenden Wohnfläche aufweisen.29 Für ein Niedrigenergiehaus mit 150 m² Wohn-

fläche müssten also etwa 300 m² Rohrschlangen verlegt werden. Die Einbautiefe für die Rohr-

schlangen beträgt ca. 1,50 m. Die Kollektoren müssen für etwaige Reparaturen zugänglich 

bleiben und dürfen nicht überbaut werden. Da die Wärmequelle im Wesentlichen aus gespei-

cherter Solarstrahlung stammt, sollte die Erdoberfläche möglichst frei von Verschattung durch 

Sträucher, Bäume oder angrenzende Gebäude sein.30 In der Regel sind Kollektoren nicht ge-

nehmigungs-, sondern lediglich anzeigepflichtig.31 

Abbildung 2-11 zeigt die Eignung der Böden für Erdwärmekollektoren in der Verbandsge-

meinde Nahe-Glan. Die Datenbasis bildet der Aufbau der Böden bis in eine Tiefe von 2 m. Die 

höchste Eignung haben, aufgrund ihrer hohen Wärmeleitfähigkeit, grund- und staunasse Bö-

den. Tiefgründige Böden ohne Vernässung weisen eine mittlere Eignung auf. Weniger geeig-

net sind flachgründige Böden mit anstehendem Gestein oder Schutt oberhalb von 1,2 m Tiefe.

 

Abbildung 2-11: Bodeneignung für Erdwärmekollektoren32 

 
28 Vgl. Burkhardt, Kraus 2006: S. 69. 
29 Vgl. Wesselak, Schabbach: 2009, S. 308. 
30 Vgl. Burkhardt, Kraus 2006, S. 69. 
31 Vgl. www.waermepumpe.de/waermepumpe/erdwaerme. 
32 Eigene Darstellung unter Nutzung des WMS-Dienstes des Landesamtes für Geologie und Bergbau RLP, http://www.lgb-rlp.de/. 
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Abbildung 2-12 zeigt die wasserwirtschaftliche und hydrogeologische Standortbewertung für 

den Bau von Erdwärmekollektoren in der Verbandsgemeinde Nahe-Glan. In Abhängigkeit von 

der Erlaubnisfähigkeit und der Beteiligung von Fachbehörden ist die Fläche in 3 Kategorien 

unterteilt: 

¶ Anzeigepflichtig 

¶ Erlaubnispflichtig 

¶ Antragsablehnung 

 

Abbildung 2-12: Standortbewertung Erdwärmekollektoren33 

Standorte der ersten Kategorie befinden sich außerhalb von Gebieten mit geringem Flurab-

stand und außerhalb wasserwirtschaftlich sensibler Bereiche. Der Begriff Flurabstand bezeich-

net hierbei den Höhenunterschied zwischen Erdoberfläche und Grundwasseroberfläche. Für 

Bau und Betrieb von Erdwärmekollektoren ist eine wasserrechtliche Anzeige ausreichend.  

 
33 Eigene Darstellung unter Nutzung des WMS-Dienstes des Landesamtes für Geologie und Bergbau RLP, http://www.lgb-rlp.de/. 
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Standorte der zweiten Kategorie befinden sich in einem Gebiet mit geringem Flurabstand 

und/oder hoher wasserwirtschaftlicher Sensibilität. Bau und Betrieb von Erdwärmekollektoren 

erfordern daher im Vorfeld zwingend eine wasserrechtliche Erlaubnis. 

Mit der dritten Kategorie werden wasserwirtschaftlich besonders sensible Standorte ausge-

wiesen. Der Bau und der Betrieb von Erwärmekollektoren sind an diesen Standorten nicht 

zulässig.  

 

Erdwärmepumpe oder Luftwärmepumpe? 

Im Vergleich mit der Luftwärmepumpe liegen die Vorteile der Erdwärmepumpe in ihrer höheren 

Effizienz (Ą niedrigere Betriebskosten), ihrer längeren Lebensdauer, dem leiseren Betrieb und 

der Möglichkeit, das Gebäude im Sommer passiv zu kühlen, mit dem Temperaturniveau des 

Erdreichs. Für die Luftwärmepumpe sprechen die niedrigeren Investitionskosten, der gerin-

gere Flächenbedarf und die Möglichkeit ihres Einsatzes in wasserwirtschaftlich sensiblen Ge-

bieten. 

Die Wahl der Ărichtigenñ Wªrmepumpe ist eine Einzelfallentscheidung, abhªngig von den 

Merkmalen des Gebäudes und seines Standortes. Einflussfaktoren sind der Energiestandard 

des Gebäudes, die Wärmeleitfähigkeit des Erdreichs am jeweiligen Standort, die wasserrecht-

liche Standortbewertung und der verfügbare Platz im Außenbereich.  

Die Wärmepumpen-Ampel bietet Orientierungshilfe bei der Wahl zwischen Erd- und Luftwär-

mepumpe. In diesem Projekt der Forschungsstelle für Energiewirtschaft (FfE) wurde zum ei-

nen der Anteil der Wohngebäude in Deutschland ermittelt, der anhand von Wärmepumpen mit 

Wärme versorgt werden kann: 

¶ Luft-Wärmepumpe: 65 % 

¶ Erdsonden-Wärmepumpe: 47 % 

¶ Erdkollektor-Wärmepumpe: 24 % 

¶ Gesamt-Potenzial (alle Wärmepumpen-Technologien): 75 % 

Als Orientierungshilfe für Hauseigentümer wurde zudem ein Einzelgebäude-Rechner erstellt, 

der zentrale Fragen zu einer zukünftigen Wärmepumpen-Nutzung beantwortet. 

¶ Kann am jeweiligen Standort genug Umweltwärme gewonnen werden, um den Wär-

mebedarf des Gebäudes zu decken? 

¶ Reicht der Platz im Garten für die Erdwärmenutzung aus? 

¶ Ist der Abstand zwischen Luftwärmepumpe und Nachbarhäusern groß genug für die 

Wahrung des Schallschutzes? 
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Neben Antworten auf diese Fragen liefert der Einzelgebäude-Rechner eine erste Auslegung 

der verschiedenen Wärmepumpen-Varianten für das betrachtete Wohngebäude: Die erforder-

liche Leistung der Wärmepumpe, Anzahl und Tiefe der Erdsonden und die Kollektorfläche. Der 

Zugriff auf den Rechner erfolgt über die Webpage https://waermepumpen-ampel.ffe.de, ohne 

Anmeldung und ohne Kosten für den Anwender. 

Einen Kostenvergleich zwischen den verschiedenen Wärmepumpen-Varianten bietet der Wär-

mequellenrechner des Vereins Klima-Innovativ. Dieser kalkuliert die Investitions- und Betriebs-

kosten der Wärmepumpen in Abhängigkeit von Eingabeparametern wie dem jährlichen Wär-

mebedarf, der Vorlauftemperatur und der Bodenbeschaffenheit. Der Wärmequellenrechner ist 

über die Webpage https://www.klima-innovativ.de/waermequellenvergleich frei zugänglich.  

 Tiefengeothermie 

Als Tiefengeothermie wird die Erdwärmenutzung aus einem Bereich unterhalb von 400 Metern 

der Erdoberfläche bezeichnet. Grundsätzlich ist das Wärmepotenzial aus tiefen Erdschichten 

unbegrenzt vorhanden. Eine nachhaltige Erschließung ist jedoch nur unter bestimmten Rah-

menbedingungen möglich. Eine erschöpfende Potenzialerhebung zur Ermittlung der Tiefen-

geothermiepotenziale kann nicht Bestandteil dieser Potenzialerhebung sein. Dazu bedarf es 

geologischer Untersuchungen bzw. einer umfassenden Auswertung vorhandener Daten. 

Eine erste Einordnung des Potenzials liefert das Kartenmaterial des geothermischen Informa-

tionssystems GoetiS, das auf wissenschaftlichen Veröffentlichungen und Unterlagen der staat-

lichen geologischen Dienste basiert. Es umfasst u. a. die in Abbildung 2-13 dargestellte Karte 

zur Verteilung des tiefengeothermischen Potenzials in Deutschland. In dieser Karte werden 

drei Formen des tiefengeothermischen Potenzials unterschieden: 

¶ Nachgewiesenes hydrothermisches Potenzial 

¶ Vermutetes hydrothermisches Potenzial 

¶ Petrothermisches Potenzial 

Beim hydrothermalen Potenzial handelt es sich um die Wärmeenergie von Wasserreservoirs 

oder Aquiferen im tiefen Untergrund. Nach Anbohren der wasserführenden Gesteinsschichten 

steigt das Wasser aufgrund des hohen Drucks im Bohrloch selbst nach oben. Meist werden 

jedoch zusätzlich Pumpen verwendet. Anlagen der hydrothermalen Geothermie erfordern er-

giebige wasserführende Gesteinsschichten mit einer möglichst weiten vertikalen und lateralen 

Verbreitung. Abhängig von Temperatur und Förderrate kann das geförderte Thermalwasser 

für die Strom- und Wärmeerzeugung oder rein für die Wärmeerzeugung genutzt werden. Das 

petrothermale Potenzial beschreibt die Wärmeenergie im trockenen, heißen Gestein in Tiefen 

von 3.000 bis 5.000 Metern. Seine Erschließung erfordert hydraulische Stimulationsverfahren, 

mit denen das Gestein wassergängig gemacht wird. Bei diesen Verfahren wird Wasser mit 
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hohem Druck in das Gestein gepresst, um Risse zu erzeugen und vorhandene Risse zu ver-

größern. Durch diese kann anschließend Wasser zwischen 2 Bohrungen zirkulieren und auf-

geheizt wieder an die Erdoberfläche gefördert werden. 34,35 Die Lage der Verbandsgemeinde 

Nahe-Glan ist in Abbildung 2-13 mit einem roten Kreis markiert. Sie liegt in einem Gebiet mit 

petrothermischem und vermutetem hydrothermischem Potenzial.  

 
34 Vgl. Altmann, 2021. 
35 Vgl. Bundesverband Geothermie, ohne Datum. 
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Abbildung 2-13: Potenzial der tiefen Geothermie in Deutschland36 
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Die mit ihrer Erschließung jeweils erreichbaren Temperaturen sind in Abbildung 2-14 aufbe-

reitet. 

Vermutetes hydrothermisches Potenzial Petrothermisches Potenzial 

  

 

 

Abbildung 2-14: Vermutetes hydrothermisches und petrothermisches Potenzial37 

Mitteltiefe Geothermie 

Die mitteltiefe Geothermie stellt eine Sonderform dar, welche die Erdwärme in etwa 

400 bis 2.000 m Tiefe mit Bohrungen erschließt. Die Genehmigung erfolgt im Rahmen des 

Bergrechts. Im Gegensatz zur oberflächennahen Geothermie ist das Temperaturniveau in 

 
36 Vgl. Geothermisches Informationssystem GeotIS, online verfügbar unter https://www.geotis.de. 
37 Eigene Darstellung unter Nutzung der Karten des geothermischen Informationssystems, http://www.geotis.de/. 
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diesen Tiefen häufig schon ausreichend, um direkt für die Gebäudeheizung genutzt zu werden. 

Für eine Stromgewinnung ist es i. d. R. jedoch nicht hoch genug. Die mitteltiefe Geothermie 

eignet sich insbesondere für die Heizung größerer Gebäude wie Schulen und als Wärmequelle 

für kleine Wärmenetze.38  

Mitteltiefe Geothermie als geschlossenes System (Erdsonden) 

Anders als bei der klassischen tiefen Geothermie kann die Wärmeübertragung aus dem Erd-

reich bei der mitteltiefen Geothermie über geschlossene Systeme (z. B. Koaxialsonden) erfol-

gen, sodass kein Medienaustausch mit dem Grundwasser stattfindet. Mitteltiefe Sondensys-

teme erreichen i. d. R. Tiefen zwischen 1.000 und 2.000 Metern, wobei es auch Beispiele für 

Erdsonden in knapp 3.000 Metern Tiefe gibt. Ein Vorteil sind die höheren Vorlauftemperaturen 

(in 1.000 m Tiefe ca. 30 bis 50 °C, in 2.000 m Tiefe 60 bis 70 °C) sowie die hohe Entzugsleis-

tung bei geringer Flächenbeanspruchung an der Oberfläche. In 1.000 m Tiefe können je nach 

Untergrundbeschaffenheit durchschnittlich zwischen 100 und 150 kW Wärmeleistung gene-

riert werden, in 2.000 m Tiefe zwischen 150 und 300 kW Wärmeleistung. Auch hier gilt, dass 

die Untergrundbeschaffenheit enormen Einfluss auf die Entzugsleistung aufweist, sodass die 

letztendliche Wärmeleistung stark nach unten oder oben abweichen kann. Ein Vorteil der Son-

densysteme ist, dass kein Medienaustausch im Untergrund stattfindet und daher hydrogeolo-

gische Risiken gering sind. 

Mitteltiefe Geothermie als offenes System (hydrothermale Systeme) 

Offene Systeme zeichnen sich durch mindestens zwei Bohrungen (Dubletten) aus, bei denen 

Heißwasser aus unterirdischen Thermalquellen an die Oberfläche befördert, über einen Wär-

metauscher geführt und anschließend wieder in den Boden eingebracht wird. Voraussetzung 

hierfür sind vorhandene Heißwasserquellen, welche direkt angezapft werden können.  

Mit offenen Systemen sind i. d. R. höhere Wärmeleistungen und Vorlauftemperaturen möglich, 

als dies bei geschlossenen Sondensystemen der Fall ist. Je nach vorgefundener Heißwasser-

temperatur ist über die direkte Wärmeversorgung (ohne Wärmepumpen) hinaus auch eine 

Stromerzeugung möglich, beispielsweise mit ORC-Turbinen. Voraussetzung hierfür sind 

Quelltemperaturen von mindestens 100 °C.  

Mitteltiefe, offene Systeme können Wärmeleistungen zwischen 500 kW und mehreren Mega-

watt aufweisen, zudem sind sie grundlastfähig und können ganzjährig Wärme bereitstellen. 

Sie eignen sich daher ideal für die Versorgung von Wärmenetzen. 

 
38 Vgl. Vortrag Thomas Neu, proG.E.O Ingenieurgesellschaft mbH. 



Potenzialanalyse 

61 

 Zusammenfassung der Geothermiepotenziale 

Eine Quantifizierung des oberflächennahen Geothermiepotenzials erfolgte im Rahmen dieser 

Untersuchung über das Platzangebot für Sondenbohrungen auf der bebauten Siedlungsfläche 

(ca. 380.000 MWh). Die Erschließung wird in weitaus geringerem Maße stattfinden, da die 

Geothermie mit weiteren erneuerbaren Energieträgern einen Mix der künftigen Wärmebereit-

stellung bilden wird.  

Bei der Nutzung oberflächennaher Geothermie für die Gebäudeheizung ist die für die Tempe-

raturanhebung erforderliche elektrische Hilfsenergie zu beachten. Diese fällt aber deutlich ge-

ringer aus als bei Luft-Wärmepumpen, welche mit dem weitaus geringeren Temperaturniveau 

der AuÇenluft (ĂUmweltwªrmeñ) operieren. Der Kauf von Erdwªrmepumpen wird ¿ber die 

ĂBundesfºrderung f¿r effiziente Gebªude (BEG)ñ der Bundesregierung finanziell gefºrdert. 

Viele Energieversorgungsunternehmen bieten darüber hinaus einen vergünstigten Stromtarif 

für den Betrieb von Wärmepumpen an. 

Die wesentlichen Prüfkriterien für einen sinnvollen Einsatz von Erdwärmepumpen lassen sich 

folgendermaßen zusammenfassen: 

1. Keine hydrogeologischen Ausschlusskriterien am Standort  

2. Ausreichend Platzangebot für die Bohrung(en) oder Verlegung der Kollektoren 

3. Möglichst niedrige Systemtemperaturen des Heizungssystems (< 60 °C) 

Bei der tiefen Geothermie liegt die Verbandsgemeinde Nahe-Glan in einer dafür privilegierten 

Region für hydrothermale und petrothermale Systeme. Mit der mitteltiefen Geothermie bietet 

sich eine Nutzungsform für kommunale Gebäude und Wärmenetze an, die weniger risikobe-

haftet ist, aber auf die Wärmenutzung beschränkt bleibt.  

Die Erkenntnisse bzw. Einschränkungen aus der Potenzialanalyse sind im Szenario für die 

künftige Gebäudeheizung berücksichtigt. 

 Flusswassernutzung 

Im Zuge der Wärmeerzeugung aus Flusswasser wird der für den Wärmepumpenbetrieb benö-

tigte Anteil an Umweltenergie aus dem Flusswasser gewonnen. Einem Teil des Flusswassers 

werden dabei zwei bis drei Kelvin Wärme entzogen, weshalb der Fluss im Winter mindestens 

fünf Grad warm sein sollte. Generell gilt: Je höher die Flusstemperatur im Winter, desto höher 

die Effizienz der Wärmepumpe. Als Standorte eignen sich daher auch insbesondere Kraft-

werks- oder Industriestandorte mit Gewässereinleitung, um von den ggf. höheren Temperatu-

ren an diesen Stellen zu profitieren. 
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Je nach Vorlauftemperatur im Wärmenetz ist ggf. ein zweistufiges Wärmepumpensystem 

(Kaskade) erforderlich, bei welchem in einer ersten Stufe zunächst 40 bis 50 °C generiert wer-

den und in einer zweiten Wärmepumpenstufe dann die Zieltemperatur (z. B. 90 °C). 

Pro 100 kW Wärmepumpenleistung werden etwa 30 bis 40 m³ Flusswasser pro Stunde benö-

tigt. Für ein Wärmenetzprojekt mit einer Leistung von fünf Megawatt muss demnach eine Was-

serentnahme von etwa 1.000 bis 1.500 m³ pro Stunde veranschlagt werden. Für den Betrieb 

größerer Wärmenetze kommen daher i. d. R. lediglich Fließgewässer 1. und ggf. 2. Ordnung 

in Betracht bzw. Flüsse, die ein Vielfaches mehr an Wasser führen, als für die Wärmepumpe 

benötigt wird. 

Der mittlere Abfluss des Glans liegt bei ca. 10 m³/s, sodass grundsätzlich von einem ausrei-

chenden Volumenstrom ausgegangen werden kann. Die Jahresmitteltemperatur des Glans 

liegt bei 13,5 °C. Der mittlere Abfluss der Nahe liegt mit ca. 22,5 m³/s mehr als doppelt so 

hoch, die Jahresmitteltemperatur liegt bei 13,2 °C.39 Daten für einen genauen Standort stehen 

nicht zur Verfügung und müssen über eine separate Messung erhoben werden. 

Wird ein Projekt im Bereich Flusswärmepumpen angedacht, sollten zunächst die generelle 

Genehmigungsfähigkeit (wasserrechtliche Erlaubnis) sowie die Rahmenbedingungen und ggf. 

Restriktionen bei der zuständigen Wasserbehörde angefragt werden. Dazu gehören u. a. die 

maximal zulässigen Entnahmemengen, der maximal zulässige Temperaturentzug (Som-

mer/Winter/Übergangszeit) sowie ggf. Auflagen hinsichtlich Fischschutz/Gewässerschutz und 

Anforderungen an das Kältemittel oder die Betriebsweise (z. B. Zwischenkreislauf). Wichtig ist 

ebenfalls die Entnahmemöglichkeit auch bei niedrigen Wasserständen. Zudem sind eventuelle 

Lärmemissionen zu berücksichtigen. Je nach Anlagengröße und Kältemittel ist ggf. eine BIm-

schG-Genehmigung erforderlich. Hinsichtlich der Standortwahl kann es je nach Betreibermo-

dell erforderlich sein, dass kommunale Flächen oder Gebäude in unmittelbarer Nähe vorhan-

den sind, um eine Heizzentrale realisieren zu können. 

Großprojekte im städtischen Bereich sind relativ neu. Bisher gibt es nur wenige Anlagen in 

Deutschland, die zudem über Forschungsprojekte (Reallabor Energiewende) gefördert wur-

den. Die bekanntesten Projekte stammen aus Mannheim und Rosenheim, weitere Projekte 

sind jedoch in Planung (u. a. in Hamburg):  

¶ 20 MW Flusswärmepumpe in Mannheim (in Betrieb seit 2023) 

Betreiber: MVV Energie AG 

https://www.mvv.de/ueber-uns/unternehmensgruppe/mvv-umwelt/aktuelle-pro-

jekte/mvv-flusswaermepumpe  

 

 
39 Vgl. Landesamt für Umwelt Rheinland-Pfalz, abgerufen am 13.08.2025. 

https://www.mvv.de/ueber-uns/unternehmensgruppe/mvv-umwelt/aktuelle-projekte/mvv-flusswaermepumpe
https://www.mvv.de/ueber-uns/unternehmensgruppe/mvv-umwelt/aktuelle-projekte/mvv-flusswaermepumpe
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¶ 3 x 1,5 MW Flusswärmepumpe in Rosenheim (in Betrieb seit 2022) 

Betreiber: Stadtwerke Rosenheim 

https://www.swro.de/de/blog/waermepumpen-fur-die-fernwaerme  

Für die Errichtung einer Flusswärmepumpe in Meisenheim fand bereits eine erste Standortun-

tersuchung der EDG in Meisenheim mit Berücksichtigung einer Entnahmestelle und Zuwegung 

zum geplanten Standort der Heizzentrale statt. Nach derzeitigem Kenntnisstand wird davon 

ausgegangen, dass eine grundsätzliche Genehmigungsfähigkeit derartiger Vorhaben entlang 

des Glans sowie an der Nahe möglich ist. Diese Überlegungen wurden auch bei der Betrach-

tung des Fokusgebietes Meisenheim berücksichtigt. Auch für die beiden anderen Fokusge-

biete könnte ein Einsatz von Flusswärmepumpen grundsätzlich möglich sein (vgl. Abschnitt 

4.2). 

 Abwärmenutzung aus Abwasser 

Im untersuchten Gebiet ergibt sich kein Potenzial zur wirtschaftlichen Nutzung von Abwasser-

wärme. Die maßgeblichen Einschränkungen betreffen sowohl die hydraulischen als auch die 

baulichen Rahmenbedingungen. Auf Basis der vorliegenden Informationen weist kein Kanal-

abschnitt innerhalb der Verbandsgemeinde den Mindestdurchmesser von DN 800 auf, was für 

eine effiziente Wärmetauscherverlegung unter praxisnahen Bedingungen voraussichtlich nicht 

ausreicht. Eine Abwasserwärmenutzung wird aus diesem Grund nicht weiterverfolgt. Ein räum-

lich begrenztes Potenzial besteht mit hoher Wahrscheinlichkeit zumindest an den Kläranla-

genstandorten, die einen Teil der benötigten Prozesswärme sowie den Wärmebedarf der Be-

triebsgebäude über den Einsatz von Wärmetauschern decken können. 

 Abwärmenutzung aus industriellen Prozessen 

Für die Erfassung von industriellen Abwärmepotenzialen wurden Einzelgespräche mit Unter-

nehmen aus dem produzierenden Gewerbe bzw. der Industrie geführt und die Plattform für 

Abwärme des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) berücksichtigt.  

Im Rahmen der Unternehmensgespräche, die von Seiten der Verbandsgemeindeverwaltung 

und der EDG geführt wurden, konnte kein nennenswertes Abwärmepotenzial innerhalb der 

Verbandsgemeinde ermittelt werden. Die Gespräche wurden mit Fokus auf die beiden Städte 

in der Verbandsgemeinde mit den Unternehmen Musashi Europe GmbH, Polymer-Chemie 

und Ewald Gelatine in Bad Sobernheim sowie der BITO GmbH in Meisenheim geführt. 

Darüber hinaus lässt sich auf Basis der Abwärmeplattform ein nutzbares Abwärmepotenzial in 

Bad Sobernheim bei der Sekisui Alveo BS GmbH (Haystraße 14-20) identifizieren, die ver-

schiedene produktionsbedingte Abwärmequellen aufführt. Dies betrifft sowohl Abluft mit einer 

gesamten Wärmemenge von ca. 750.000 MWh/a als auch die Kälteanlage für Schaum mit 

insgesamt 1.850 MWh/a, jeweils in einem angegebenen Temperaturbereich von 25 bis 60 °C.  

https://www.swro.de/de/blog/waermepumpen-fur-die-fernwaerme
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Die GETEC Contracting GmbH in Monzingen (Zum Kaisergarten 1) gibt zudem an, dass sie 

über eine nicht näher bezifferte Restwärmemenge verfügt, die bei einer Abwärmemenge von 

geschätzt 2.600 MWh/a in einem Temperaturbereich von > 110 °C anfällt. Aufgrund einer nicht 

vorhersehbaren zeitlichen Verfügbarkeit, da die anfallende Abwärme abhängig von Witterung 

und Produktion ist, wird die Abwärmequelle im Rahmen der KWP nicht weiter betrachtet. 

Es ist davon auszugehen, dass die externe Nutzung der Abwärme nur mit umfangreichen In-

vestitionen möglich ist. Herausforderungen stellen zum einen die technische Erschließung der 

Wärmequellen dar (insbesondere bei gasförmigen und Niedertemperaturquellen) und zum an-

deren die organisatorische Realisierung einer Abwärmenutzung außerhalb des eigenen Be-

triebes. Dazu sind individuelle Lösungen unter Beteiligung eines Energieversorgungsunter-

nehmens oder Dienstleisters notwendig, der die Wärmeerschließung, -verteilung und -über-

gabe organisiert. Auf eine kartografische Veröffentlichung der Angaben wurde an dieser Stelle 

jedoch verzichtet.  

 Solarenergie 

Aus der Energie der Sonne kann entweder Strom (Photovoltaik; kurz: PV) oder Wärme (So-

larthermie) gewonnen werden. Beide Techniken lassen sich auf Gebäuden ebenso wie auf 

Freiflächen errichten. Sie können kombiniert oder separat voneinander errichtet werden, wobei 

die jeweilige Anlagenauslegung insbesondere bei solarthermischen Anlagen auf den Wärme- 

bzw. Warmwasserbedarf abzustimmen ist. 

Speziell im Bereich Photovoltaik finden sich auch immer häufiger innovativere Installationsar-

ten in Form von PV-Carports (Parkplatz-PV), gebäude- und objektintegrierten Systemen (z. B. 

Fassade), Floating-PV (schwimmend) sowie Agri-PV (auf Agrarfläche bei gleichzeitiger agrar-

wirtschaftlicher Nutzung). Eine Quantifizierung der letztgenannten Potenziale erfolgt innerhalb 

der Kommunalen Wärmeplanung nur bedingt. 

 Grundlagen zur Ermittlung der Potenziale auf Dachflächen 

Die Grundlage der Potenzialermittlung stellt das landesweite Solarkataster Rheinland-Pfalz 

dar, das zur weiteren Spezifizierung in Form eines geodatenbasierten Auszugs vom Ministe-

rium für Klimaschutz, Umwelt, Ernährung und Mobilität (MKUEM) zur Verfügung gestellt 

wurde. Das frei verfügbare Solarkataster kann mittlerweile online über den Energieatlas der 

Energieagentur Rheinland-Pfalz aufgerufen werden, um Informationen über einzelne Ge-

bäude hinsichtlich der Installation von Photovoltaik- und Solarthermieanlagen einzuholen. Ab-

bildung 2-15 zeigt einen Ausschnitt des Solarkatasters.40 

 
40 Energieagentur Rheinland-Pfalz, Solarkataster Photovoltaik. In: energieatlas.rlp.de. 
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Neben einer Ersteinschätzung über die Eignung einzelner Gebäude und Dachflächen bietet 

ein integrierter Ertragsrechner die Möglichkeit, die Wirtschaftlichkeit einer PV-Anlage auf Basis 

mehrerer Faktoren zu prüfen. 

Zur Erhebung der Solarpotenziale auf Dachflächen wurden im Rahmen der Potenzialanalyse 

dachflächenscharfe Auszüge zur solarthermischen und photovoltaischen Eignung zur Be-

trachtung eines gemeinsamen Belegungsszenarios herangezogen. Das auf Basis der Daten-

grundlage ermittelte Potenzial kann durch ungeeignete Statik, Verschattung durch umliegende 

Bebauung, Vegetation oder Dachaufbauten in der Praxis geringer ausfallen. 

 

Abbildung 2-15: Solarkataster Rheinland-Pfalz 

Über das maximale Potenzial hinaus wurden im Rahmen des integrierten Klimaschutzkon-

zepts zwei differenzierte Szenarien betrachtet, die sich insbesondere beim Zubau erneuerba-

rer Energien unterscheiden. Dabei wurde durch den Verbandsgemeinderat beim Beschluss 

des Klimaschutzkonzeptes explizit das Klimaschutzszenario in den Fokus gestellt. Ein noch-

mals höherer Zubau an erneuerbaren Energien, dementsprechend auch an Photovoltaik und 

Solarthermie auf Dachflächen auf Basis des Maximalpotenzials, das im ambitionierten Szena-

rio berücksichtigt wurde, wird somit auch an dieser Stelle nicht berücksichtigt. 
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 Solarthermie auf Dachflächen 

Im Rahmen des Klimaschutzszenarios (vgl. integriertes Klimaschutzkonzept) wurde ein antei-

liger Zubau von 50 % des maximalen Potenzials abgestimmt. Durch die Nutzung von Dachflä-

chen, die im gemeinsamen Belegungsszenario für Photovoltaik eher ungeeignet sind, weil sie 

bspw. einen zu hohen Anteil an diffuser Strahlung aufweisen, könnten unter Berücksichtigung 

der getroffenen Annahmen insgesamt ca. 21.200 m² Kollektorfläche jährlich rund 12.500 MWh 

Wärmeenergie produzieren, die einem Heizöläquivalent von etwa 1,25 Mio. Liter entsprechen. 

Tabelle 2-7: Ausbaupotenzial Solarthermie (Dachflächen) 

 Solarthermie - Dachflächen (Klimaschutzszenario) 

Potenzial / Gebäudecluster 
Kollektorfläche 

[m²]1 
Wärmeerträge 

[MWh/a]² 

Gesamtpotenzial 21.200 12.500 

Wohngebäude 19.700 11.600 

Gebäude für Wirtschaft oder Gewerbe 0 0 

Gebäude für öffentliche Zwecke 1.500 900 

Sonstige 0 0 

Bestand³ 2.800 1.000 

Ausbaupotenzial              18.400             11.500  

1) Röhrenkollektoren     

2) Jährlicher Wärmeertrag auf Basis Globalstrahlung und Wirkungsgraden (standortabhängig) 

3) Angaben der BAFA zu geförderten Anlagen (2022), Erträge berechnet 

  
  

Der Anteil des bereits genutzten Potenzials in Relation zum ermittelten Gesamtpotenzial liegt 

im Bereich Solarthermie aktuell bei etwa 2,2 %. 

 Photovoltaik auf Dachflächen 

Durch die Nutzung von 30 % aller potenzialrelevanten Dachflächen, könnte unter Berücksich-

tigung der getroffenen Annahmen insgesamt eine Leistung von etwa 162,3 MWp installiert und 

jährlich ca. 145.900 MWh Strom produziert werden. 

In Relation zum ermittelten Gesamtpotenzial beträgt das bisher genutzte Potenzial im Bereich 

Photovoltaik auf Dachflächen aktuell insgesamt 19 %. 
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Tabelle 2-8: Ausbaupotenzial Photovoltaik (Dachflächen)  

Photovoltaik - Dachflächen (Klimaschutzszenario) 

Potenzial / Gebäudecluster 
Installierbare 

Leistung [kWp]1 
Stromerträge 

[MWh/a]² 

Gesamtpotenzial 162.300 145.900 

Wohngebäude 78.300 69.600 

Gebäude für Wirtschaft oder Gewerbe 75.500 68.600 

Gebäude für öffentliche Zwecke 7.200 6.500 

Sonstige 1.300 1.200 

Bestand³ 32.000 28.800 

Ausbaupotenzial     130.300        117.100    

1) kristalline Module (dachparallele Montage oder O/W-Aufständerung bei Flachdächern)  

2) Jährlicher Stromertrag auf Basis Globalstrahlung und Wirkungsgraden (standortabhängig) 

3) Inst. Leistung gem. MaStR (Stand August 2025), Erträge berechnet 

 Photovoltaik auf Freiflächen 

Die in der Verbandsgemeinde Nahe-Glan projektierten Flächen für Freiflächen-Photovoltaik-

anlagen wurden durch die BBP Stadtplanung Landschaftsplanung PartGmbH hinsichtlich ei-

ner Konformität zum Grundsatz G166c der vierten Teilfortschreibung des LEP IV bzw. zu den 

in diesem Zusammenhang getätigten Ausführungen des Ministeriums des Innern und für Sport 

im ĂLeitfaden zur Planung und Bewertung von Freiflªchen-Photovoltaikanlagen aus raumord-

nerischer Sichtñ untersucht.41 

Gemäß den Ausführungen des Ministeriums des Innern und für Sport sind die Belange der 

örtlichen Landwirtschaft aus raumordnerischer Sicht grundsätzlich gewahrt, wenn bei Über-

schreitung der 2 Prozent: 

¶ keine Vorranggebiete Landwirtschaft oder 

¶ insgesamt nicht mehr als 5 Prozent der örtlichen Ackerfläche in Anspruch genommen 

werden. 

Auf Basis der berücksichtigten Daten werden gegenwärtig 360,76 ha durch Geltungsbereiche 

von Bebauungsplänen zu Sondergebieten Photovoltaik durch Freiflächenphotovoltaikanlagen 

(FFPV-Anlagen) überplant, die sich auf einer Fläche von 249,47 ha über Ackerflächen erstre-

cken. Dies entspricht einem Anteil von 2,97 % der gesamten Ackerfläche innerhalb der Ver-

bandsgemeinde. Da von dieser Flächenkulisse auch Vorranggebiete Landwirtschaft überdeckt 

werden, ist die erste der zuvor genannten Bedingungen nicht erfüllt. Da insgesamt jedoch 

 
41 Vgl. BBP, 2025. 
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weniger als 5 % der örtlichen Ackerflächen veranschlagt werden, kann von einer raumordne-

rischen Verträglichkeit ausgegangen werden. Unter der Annahme eines durchschnittlichen 

Flächenbedarfs von etwa 12 m² pro kWp ergibt sich ein Gesamtpotenzial von rund 300 MWp 

bei jährlichen Stromerträgen von 285.000 MWh/a. Aus raumplanerischer Sicht ergeben sich 

zusätzliche Potenziale bis zu einer möglichen Flächeninanspruchnahme von bis zu 5 % der 

örtlichen Ackerfläche. Über die reine Stromerzeugung hinaus sollten auch maßnahmenbezo-

gene Vorhaben, die bspw. mit der Errichtung von Wärmenetzen einhergehen, oder auch die 

Berücksichtigung von Solarthermie-Freiflächenanlagen, im Einzelfall ebenfalls berücksichtigt 

werden, sodass die aktuellen Ausbauplanungen nicht limitierend angesehen werden sollten. 

Bei einer Inanspruchnahme von 5 % der Ackerflächen würde sich die zu berücksichtigende 

Flächenkulisse auf insgesamt 420 ha belaufen. 

 Windkraft  

Wie auch im Bereich Solarenergie auf Dachflächen werden die Potenzialergebnisse zur Wind-

kraft aus dem vorliegenden Klimaschutzkonzept der Verbandsgemeinde herangezogen. Die 

Basis der Flächenkriterien bilden der bestehende Flächennutzungsplan in der ehemaligen Ver-

bandsgemeinde Bad Sobernheim sowie die gleichen Abstandsannahmen bei der Weißflä-

chenkartierung für den Teil der ehemaligen Verbandsgemeinde Meisenheim im Rahmen des 

integrierten Klimaschutzkonzeptes.42 

Ausgehend von der Gesamtfläche der Verbandsgemeinde Nahe-Glan und den berücksichtig-

ten Ausschluss- und Restriktionskriterien resultieren Potenzialflächen, die zur Errichtung von 

Windenergieanlagen (WEA) infrage kommen. Die Bestimmung des Ausbaupotenzials basiert 

auf exemplarischen Anlagenstandorten und der jeweiligen Windhöffigkeit am Standort, die 

ohne weitere Prüfung (u. a. Netzanschluss, Topografie, Eigentumsverhältnisse) vorgenom-

men wurde. Unter Berücksichtigung der bestehenden Windenergieanlagen und einem theore-

tischen Repowering nach einer Laufzeit von 20 Jahren ergibt sich folgendes Ausbauszenario:  

 
42 Vgl. VG Nahe-Glan & Institut für angewandtes Stoffstrommanagement, 2024. 
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Tabelle 2-9: Windenergiepotenzial im Klimaschutzszenario 

 

Bei einem vollständigen Ausbau der dargestellten Potenziale könnten innerhalb der Verbands-

gemeinde Nahe-Glan im Jahr 2040 bei einer Gesamtanzahl von 73 WEA zum Jahr 2040 und 

einer insgesamt resultierenden Leistung von 484 MW jährlich rund 1.000 GWh produziert wer-

den. 

In den aktuellen Planungen in der Verbandsgemeinde werden bei guten Standortbedingungen 

mittlerweile Anlagentypen mit einer Leistung von ca. 6,6 bis 7,2 MW herangezogen. Die Wahl 

eines konkreten Anlagentyps hängt jedoch von vielen Faktoren ab.  

Auf Basis der vorliegenden Informationen konnten als potenzieller Zubau bereits 69 bis 74 

Windenergieanlagen benannt werden, die sich zum Teil in ganz unterschiedlichen Projektsta-

dien befinden. Für zwei bestehende Windparks liegt auch bereits eine Anfrage zum 

Repowering vor. Da im Rahmen der Datenauswertung keine detaillierten Standortplanungen 

berücksichtigt werden konnten, wird an dieser Stelle auf das zuvor ermittelte Potenzial im Rah-

men des Klimaschutzszenarios zurückgegriffen. Es ist nicht auszuschließen, dass folgende 

Aspekte zu einer Erweiterung des Potenzials für WEA führen können: 

¶ Ein höheres Flächenpotenzial ist möglich, wenn die hier getroffenen Annahmen bzgl. 

der Abstände zu restriktiven Gebieten bei der Einzelfallprüfung geringer ausfallen. 

¶ Eine feingliedrigere Untersuchung von Schutzgebieten in Bezug auf Vorbelastungen 

durch Verkehrsflächen oder Freileitungstrassen sowie die Nähe zu bereits existieren-

den Anlagenstandorten bleibt der kommunalen oder regionalen Planung sowie einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung vorbehalten. 

Bezeichnung Anzahl
 Leistung

 [MW]

Stromerträge

[MWh/a]
2

Bestand (am Netz) 26 60 113.000

Summe 2019 26 60 113.000

Zubau I (Geplante Anlagen) 34 206 473.000

Repowering I 5 33 76.000

Summe 2030 59 291 648.000

Zubau II 16 115 276.000

Repowering II 18 130 311.000

Summe 2040 73 484 1.023.000

Windenergie Klimaschutzszenario
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¶ Flächen, auf denen Freileitungstrassen oder Verkehrsflächen verlaufen, gelten als vor-

belastet und damit als weniger schutzwürdig bzgl. einer Beeinträchtigung des Land-

schaftsbildes. 

Bisher nicht berücksichtigte Ausschlussgründe und technische Restriktionen könnten sich aus 

heutiger Sicht bzw. aufgrund fehlender Datenmaterialien beispielsweise auch ergeben durch: 

¶ eine unzureichende Netzinfrastruktur bzw. fehlende Anbindung an Mittel- und Hoch-

spannungsnetze (Netztrassen und Umspannwerke sowie vom Netzbetreiber genann-

ter Anschlusspunkt für die Netzanbindung), fehlende Aufnahmekapazität des zusätz-

lich produzierten Stroms oder eine fehlende Investitionsbereitschaft in den Ausbau von 

Netzinfrastrukturen, die für eine höhere Transportleistung bezogen auf die anvisierten 

Stromerzeugungskapazitäten benötigt würde (innerhalb und außerhalb des Betrach-

tungsgebiets),  

¶ Grenzen der Akzeptanz für WEA und Hochspannungstrassen,  

¶ fehlende Informationen bezüglich etwaiger Tieffluggebiete oder Richtfunkstrecken,  

¶ unzureichend befahrbare Zuwegungen durch schweres Gerät (öffentliche Straßen, 

Ortsdurchfahrten etc.) zum Windpark zur Erschließung der potenziellen Windenergie-

anlagenstandorte, Geländeprofil lässt keine Baustelle zu. 

 Wasserkraft 

Im Rahmen der Potenzialanalyse konnte unter den berücksichtigten Rahmenbedingungen 

kein Ausbaupotenzial, sondern lediglich ein geringes Modernisierungspotenzial im Bereich ak-

tiver Wasserkraftwerke ermittelt werden. Detaillierte Prüfungen zur Reaktivierung ehemaliger 

Mühlenstandorte könnten mögliche Maßnahmen darstellen, über die ein vergleichsweise ge-

ringes Potenzial umgesetzt werden kann, die an dieser Stelle jedoch nicht tiefer betrachtet 

werden. Auf Basis der bereitgestellten Daten zu Kläranlagen erfüllen die Standorte innerhalb 

der Verbandsgemeinde die aktuellen Mindestanforderungen zur Nutzung der Wasserkraftpo-

tenziale nicht.  

Aus diesen Gründen wurde im Klimaschutzszenario des bestehenden integrierten Klima-

schutzkonzeptes festgelegt, dass das Gesamtpotenzial in Höhe der aktuellen Einspeisemenge 

der Bestandsanlagen bei 2.700 MWh/a verbleibt. 

 Zusammenfassung der Potenzialanalyse 

Die Potenzialanalyse zeigt, dass Effizienzpotenziale vorhanden sind, deren Erschließung je-

doch ein langwieriger Prozess ist, der bis 2040 bzw. 2045 voraussichtlich nicht abgeschlossen 

sein wird. Bei einer jährlichen Sanierungsquote von 1,5 % können rund 40 % des 
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Wärmebedarfs bis 2045 eingespart werden. Umso wichtiger ist der gleichzeitige Ausbau er-

neuerbarer Energien. 

Tabelle 2-10: Gegenüberstellung des prognostizierten Wärmeverbrauchs (2045) und EE-Potenziale im Wärmebe-

reich 

 

Der Endenergiebedarf für die Wärmeversorgung für den Ist-Zustand beträgt insgesamt rund 

421.000 MWh/a und kann auf Basis der angenommenen Energieeinsparungen auf bis zu 

257.200 MWh/a im Jahr 2045 reduziert werden.  

Da die Höhe des gesamten Strombedarfs im Rahmen der KWP nicht ermittelt wurde, wird 

angenommen, dass der Strombedarf, der im Rahmen der Erstellung des Klimaschutzkonzepts 

für das Bilanzjahr 2019 ermittelt wurde, nicht nennenswert abweicht. Daher wird ein aktueller 

Strombedarf von rund 219.000 MWh/a angenommen, wobei etwa 6.300 MWh/a dem Wär-

mestrom zuzurechnen sind. Dieser Wert stammt aus Angaben des Verteilnetzbetreibers und 

bezieht sich auf das Jahr 2023. Eine belastbare Prognose für den konventionellen Strombedarf 

bis 2045 liegt für die Auswertung nicht vor bzw. war nicht Bestandteil der Analyse im Rahmen 

der KWP. Setzt man eine vollständige Erschließung der ermittelten Potenziale voraus, liegen 

diese um ein Vielfaches über dem heutigen Bedarf und bieten damit die Option einer Sekto-

renkopplung für die Wärmeversorgung und Mobilität. 

Tabelle 2-11: Gegenüberstellung des aktuellen Stromverbrauchs und EE-Potenziale im Strombereich  

 

Parameter Strommenge Deckungsgrad Bemerkung

Endenergieverbrauch Strom 

(KSI, 2019)
219.000 MWh 100%

Annahme: entspricht aktuellem Stromverbrauch 2022 (ohne 

Energieeinsparungen)

Windkraft 1.023.000 MWh 467% Ausbaupotenzial IfaS (KSI) inkl. Repowering bis 2045

PV-Dachflächen 243.000 MWh 111% Solardachkataster, Belegungsszenario PV/ST bei 30% Umsetzung

PV-Freiflächen 285.000 MWh 130% Geltungsbereich FNP mit insg. 360 ha für FFPV

Wasserkraft 0 MWh 0% kein nennenswertes Potenzial vorhanden

Biomasse / Biogas BHKW 11.500 MWh 5% Erschließung des ermittelten Potenzials zu 60%

Gesamtpotenzial Strom 1.562.500 MWh 713% Überschuss im Strombereich von 1.343.500 MWh/a

Parameter Wärmemenge Deckungsgrad Bemerkung

Endenergieverbrauch Wärme 

(KWP, 2045)
257.200 MWh 100%

Berücksichtigung des prognostizierten Energieverbrauchs inkl. 

Energieeinsparungen

Solarthermie 6.650 MWh 3% Solardachkataster, Belegungsszenario PV/ST bei 50% Umsetzung

Biomasse Festbrennstoffe 43.200 MWh 17%
Erschließung des ermittelten Potenzials zu 60% inkl. bereits genutzter 

Festbrennstoffe

Biomasse BGA-Abwärme 8.640 MWh 3% Erschließung des ermittelten Potenzials zu 60%

Geothermie 18.700 MWh 7%

bis zu 374.000 MWh/a durch die Erschließung von ca. 41.500 

Erdwärmesonden (à 100 m) technisch möglich

Angenommerner Ausbau von 5% = 18.700 MWh/a und ca. 2.075 

Wärmesonden

Umweltwärme (z. B. 

Flussthermie)
29.650 MWh 12%

Annahme: Anteiliger Deckung in berücksichtigten Wärmenetzen durch 

Flusswärme-WP (Variantenmix)

Gesamtpotenzial Wärme 106.840 MWh 42% Unterdeckung im Wärmebereich von 155.010 MWh/a 
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Die Potenziale im Wärmebereich (Umweltwärme, Geothermie und Biomasse) reichen bei dem 

angenommenen Zubau nicht aus, um den Endenergieverbrauch im Wärmebereich zu decken 

(ca. 42 %). Dabei wurde bereits angenommen, dass ein Großteil der benötigten Wärmeenergie 

in den Wärmenetzen, die innerhalb der Fokusgebiete betrachtet wurden, aus Umweltwärme 

gewonnen wird. Hinzu kämen elektrische Energie für den Betrieb von Wärmepumpen und zu 

kleinen Anteilen Solarthermie auf Dachflächen sowie geringe Abwärmepotenziale. 

Durch die zunehmende Elektrifizierung der Wärmeversorgung über Wärmepumpensysteme 

erfolgt eine Kopplung des Wärme- mit dem Stromsektor. Entsprechend sind für die Bewertung 

der künftigen Wärmeversorgung jeweils auch die erneuerbaren Potenziale zur Stromgewin-

nung von großer Bedeutung. Bei einer Gesamtbetrachtung sollte zunächst der konventionelle 

Strombedarf gedeckt werden, bevor Ă¦bersch¿sseñ f¿r die Wªrmeversorgung oder auch Elekt-

romobilität bilanziert werden. Zu diesem Zweck zeigt die nachfolgende Abbildung die ermittel-

ten erneuerbaren Energie-Potenziale im Vergleich zum Strom- und Wärmebedarf. 

 

Abbildung 2-16: Zusammenfassung der Potenziale erneuerbarer Energieträger 

In Summe bietet das Verbandsgemeindegebiet sehr gute Voraussetzungen, um den Energie-

bedarf aus örtlichen erneuerbaren Potenzialen zu decken und zusätzlich Wasserstoff für die 

Industrie zu erzeugen sowie bei entsprechenden Netzkapazitäten Strom an urbane/industrielle 

Zentren zu exportieren. 
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3 Zielszenarien und Entwicklungspfade 

Die kommunale Wärmeplanung hat zum Ziel, einen Beitrag zu den Klimaschutzzielen der Bun-

desregierung, der Landesregierung und der Verbandsgemeinde Nahe-Glan zu leisten. 

Deutschland hat sich im Klimaschutzgesetz das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2045 die Treibhaus-

gasemissionen so weit zu mindern, dass Netto-Treibhausgasneutralität erreicht wird.43 Mit der 

kommunalen Wärmeplanung soll ein Beitrag zu dieser Zielerreichung geleistet werden, indem 

die Wärmeversorgung bis spätestens 2045 treibhausgasneutral dargestellt werden soll.44 Der 

rheinland-pfälzische Kommunale Klimapakt stellt sich dem ambitionierteren Ziel der Treib-

hausgasneutralität bis zum Jahr 2040.  

Mit der vorliegenden Wärmeplanung soll aufgezeigt werden, wie eine solche ambitionierte 

Wärmeversorgung vor dem Hintergrund der Klimaschutzziele ausgestaltet sein kann. Dabei 

wird zunächst ein Szenario für den künftigen Wärmebedarf und Energieträgereinsatz entwi-

ckelt. Es sind konkrete technische Lösungen hinterlegt, wie sie aktuell oder absehbar in Zu-

kunft zur Verfügung stehen. Damit einhergehend erfolgt eine Einteilung des Verbandsgemein-

degebietes in verschiedene Wärmeversorgungsarten. Obgleich der vorliegende Plan formal 

nicht nach den Maßgaben des Wärmeplanungsgesetzes erstellt wurde, erfolgt die Gebietsein-

teilung in Anlehnung an § 18 WPG. Die Szenarienbetrachtung schließt mit Wärmevollkosten-

vergleichen typischer Heizungsarten, welche die künftige Versorgung exemplarisch abbilden. 

 Szenario zur zukünftigen Entwicklung der Wärmeversorgung 

Ein theoretisches Referenzszenario der künftigen Wärmeversorgung ist, den Status quo in die 

Zukunft fortzuschreiben. Dies bedeutet eine Wärmeversorgung, die zu 97 % auf Basis fossiler 

Brennstoffe beruht und THG-Emissionen von knapp 111.700 t pro Jahr verursacht. Dieses 

Szenario ist allerdings unvereinbar mit den Klimaschutzzielen auf internationaler und nationa-

ler Ebene und deckt sich nicht mit den gesetzlichen Rahmenbedingungen des Wärmepla-

nungs- und Gebäudeenergiegesetzes. 

Ausgehend von der Bestands- und Potenzialanalyse wurde stattdessen ein Zielszenario für 

die künftige Wärmeversorgung in der Verbandsgemeinde Nahe-Glan entwickelt und software-

gestützt simuliert. 

Grundsätzlich gilt als Prämisse für alle Szenarien das Ziel einer treibhausgasneutralen Wär-

meversorgung bis 2045 und als Rahmensetzung die Einhaltung des Gebäudeenergiegesetzes 

(GEG). Das GEG sieht vor, dass künftig grundsätzlich nur noch Heizungsanlagen neu 

 
43 Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (§ 3 Abs. 2 KSG). 
44 Vgl. § 1 Wärmeplanungsgesetz (WPG). 
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eingebaut werden, wenn sie mindestens 65 % der bereitgestellten Wärme mit erneuerbaren 

Energien erzeugen. 

Steigerung Sanierungsquote 

Was die Einsparpotenziale angeht, wurde zunächst von einer Steigerung der Sanierungsquote 

auf 1,5 % des Bestandes pro Jahr ausgegangen, was einer Sanierung von 148 Gebäuden 

jährlich entspräche. Die bisherige bundesweite Sanierungsquote liegt regelmäßig unter 1 % 

jährlich, obwohl von der Bundesregierung bereits seit vielen Jahren eine deutliche Steigerung 

angestrebt wird. Von daher ist die unterstellte Steigerung einerseits realistisch, aber anderer-

seits von den tatsächlichen Rahmenbedingungen wie Verfügbarkeit von Material und Hand-

werkerleistungen abhängig. 

Energieträgerwechsel 

Für den Heizungsaustausch wurde angenommen, dass der Verbrauch an Heizöl bis 2040 voll-

ständig substituiert wird. Erdgas und Flüssiggas wurden auf Basis der Sanierungsquote redu-

ziert und in gleichem Maße wurde der Ausbau an Wärmepumpen vorgenommen. Zudem soll 

auch ein Teil des Endenergieverbrauchs durch Wärmenetze abgedeckt werden. Für Holz und 

Solarthermie wurde ein moderater Zubau angenommen. 

Szenarienberechnung 

Im Szenario wird angenommen, dass der Verbrauch an Heizöl, Erdgas und weiteren fossilen 

Energieträgern im Zeitablauf kontinuierlich vermindert wird. Durch den Zubau lokaler Potenzi-

ale (Solarthermie und Holz), Wärmepumpen und die Errichtung von Wärmenetzen können die 

fossilen Energieträger verringert werden. Durch die an die Sanierungsquote gekoppelte Re-

duzierung von Erdgas ist im Jahr 2045 noch ein hoher Erdgasverbrauch vorhanden. Der 

größte Anteil entfällt hierbei auf die Verbrauchergruppe GHD und Industrie mit knapp unter 

60 %. Mittel- bis langfristig sollte dieser Verbrauch durch grüne Gase ersetzt werden, in der 

Industrie ggf. auch durch Wasserstoff. 

Durch die Minderung des Wärmebedarfs und den altersbedingten Austausch der Heizungsan-

lagen bis zum Jahr 2045 ergibt sich folgender Endenergieverbrauch: 
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Tabelle 3-1: Endenergieverbrauch nach Verbrauchergruppen im Jahr 2045 (in MWh) 

 

 Energie- und THG-Bilanz (Zielszenario) 

Im Kontext der Wªrmeplanung und im Hinblick auf die strategische Zielsetzung ĂKlimaneutra-

litªt bis 2045ñ werden bei der Bewertung der THG-Emissionen die im Zeitverlauf zunehmenden 

Heizsysteme auf Basis erneuerbarer Energien zugrunde gelegt. 

Für das Basisjahr 2022 wurden ein Endenergieverbrauch von 421.000 MWh und THG-Emis-

sionen in Höhe von rund 111.700 t CO2e für die Verbandsgemeinde Nahe-Glan errechnet (vgl. 

Kapitel 2). Durch den Ausbau einer regenerativen Wärmeversorgung sowie durch die Erschlie-

ßung von Effizienz- und Einsparpotenzialen lassen sich bis zum Jahr 2045 rund 70.200 t CO2e 

gegenüber 2022 einsparen, was einer Gesamteinsparung von rund 63 % entspricht. Im Jahr 

2045 verbleiben Emissionen in Höhe von rund 41.500 t CO2e. 

 

Abbildung 3-1: THG-Emissionen 2045 auf Basis der zukünftigen Wärmebereitstellung 

 Energieträger  Wohngebäude 
 GHD und 

Industrie 

 Öffentliche 

Liegenschaften 
 Gesamt 

Erdgas 44.988 77.464 12.113 134.565

Flüssiggas 9.746 224 92 10.061

Holz 36.000 1.000 3.000 40.000

Heizöl 0 0 0 0

Strom 5.927 1.097 182 7.206

Wärmepumpe 22.706 7.909 1.502 32.118

Solarthermie 3.500 35 70 3.605

Sonstige 0 0 0 0

Wärmenetze 26.159 1.584 1.904 29.647

Gesamt 149.026 89.313 18.864 257.203
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Ein großer Beitrag zur Emissionsminderung resultiert aus dem Ausbau von Wärmenetzen so-

wie der Absenkung der Emissionswerte für den Einsatz von Strom (Bundesstrommix) bis zum 

Jahr 2045. Gemäß des Zielszenarios decken Wärmenetze rund 12 % des Endenergiebedarfs. 

Zudem wird durch die Verwendung von Holz (16 %), Strom für Stromheizer und Wärmepum-

pen (15 %) sowie Solarthermie (1 %) ein erheblicher Anteil des Endenergiebedarfs gedeckt. 

Aus heutiger Planungsperspektive verbleiben im Jahr 2045 rund 56 % fossile Energieträger 

im Wärmemix, was durch den weiteren Einsatz von Erd- und Flüssiggas begründet wird. Die 

Energieträger Braunkohle, Heizöl und Steinkohle werden bis zum Jahr 2045 jedoch vollständig 

durch umweltschonende Heizsysteme ersetzt. 

Da der Erdgasverbrauch im Zieljahr 2045 noch besonders hoch ist, setzen sich die verblei-

benden Emissionen i. H. v. rund 41.500 t CO2e, wie in nachfolgender Grafik dargestellt, zu-

sammen. 

 

Abbildung 3-2: Szenario der THG-Emissionen für die Wärmeversorgung bis 2045 

Die Zusammensetzung der Energieträger wird sich zum Jahr 2045 verändern. Die Verbrauchs-

werte können der nachfolgenden Tabelle entnommen werden. 
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Tabelle 3-2:Verteilung der THG-Emissionen 2045 für die Wärmeversorgung nach Energieträgern 

Energieträger (2045) Endenergieverbrauch CO2e-Emission 

Braunkohle 0 MWh 0 % 0 t COϜ 0 % 

Erdgas 134.565 MWh 52 % 32.296 t COϜ 78 % 

Flüssiggas 10.061 MWh 4 % 5.514 t COϜ 13 % 

Holz 40.000 MWh 16 % 800 t COϜ 2 % 

Heizöl 0 MWh 0 % 0 t COϜ 0 % 

Stroh 0 MWh 0 % 0 t COϜ 0 % 

Steinkohle 0 MWh 0 % 0 t COϜ 0 % 

Strom 7.206 MWh 3 % 108 t COϜ 0 % 

Wärmepumpe 32.118 MWh 12 % 482 t COϜ 1 % 

Solarthermie 3.605 MWh 1 % 0 t COϜ 0 % 

Wärmenetze 29.647 MWh 12 % 2.326 t COϜ 6 % 

Gesamt 257.200 MWh 100% 41.500 t COϜ 100% 

Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass nach aktuellem Planungshorizont keine vollständige 

Treibhausgasneutralität bei der Wärmeversorgung bis 2045 erreicht werden kann. Aus diesem 

Grund sollen im folgenden Abschnitt mögliche Wege zur Treibhausgasneutralität aufgezeigt 

werden, die von den Planungen und Entwicklungen der Netzversorger sowie den politischen 

Rahmenbedingungen auf Bundes- und Landesebene abhängen. 

 Wege zur Treibhausgasneutralität 

Aufgrund des hohen verbleibenden Anteils an Erdgas im Rahmen der vorherigen Betrachtung 

sowie des verbleibenden Anteils an konventionellem Flüssiggas, sollen an dieser Stelle die 

Auswirkungen erläutert werden, wenn eine vollständige Umstellung auf grüne Brennstoffe (Bi-

omethan, grüner Wasserstoff, Biopropan) oder alternativ ein vollständiger Heizungsträger-

wechsel hin zu Wärmepumpen erfolgen würde. Das Ziel der Reduktion des eingesetzten Heiz-

öls (maßgeblich bereits durch Wärmepumpen abgedeckt) bleibt dabei in beiden Fällen unbe-

rührt, auch wenn aus technischer Sicht auch synthetische Alternativen infrage kämen. 

Beide Alternativen kommen dem Ziel der Klimaneutralität im Wärmebereich nahe. Unter Be-

rücksichtigung der künftigen Entwicklungen im Bereich der Erdgasnetze und des fortschrei-

tenden Ausbaus der Erneuerbaren Energien in der Verbandsgemeinde, sollte auch die Re-

duktion des Endenergieverbrauchs im Fokus stehen, die sich in Alternative 1 wesentlich stär-

ker auswirkt. 

 Alternative 1: Austausch von Erdgas- und Flüssiggas durch Wärmepumpen 

Unter der Annahme, dass der Endenergieverbrauch aus Erd- und Flüssiggas im Vergleich zur 

vorherigen Betrachtung vollständig durch Wärmepumpen bereitgestellt werden kann, gestaltet 

sich die Verteilung der eingesetzten Energieträger und CO2e-Emissionen wie folgt: 
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Tabelle 3-3: Verteilung der THG-Emissionen 2045 für die Wärmeversorgung nach Energieträgern (Alternative 1) 

Energieträger (2045) Endenergieverbrauch CO2e-Emissionen 

Braunkohlen 0 MWh 0 % 0 t COϜ 0 % 

Erdgas 0 MWh 0 % 0 t COϜ 0 % 

Flüssiggas 0 MWh 0 % 0 t COϜ 0 % 

Holz 40.000 MWh 27 % 800 t COϜ 19 % 

Heizöl 0 MWh 0 % 0 t COϜ 0 % 

Stroh 0 MWh 0 % 0 t COϜ 0 % 

Steinkohlen 0 MWh 0 % 0 t COϜ 0 % 

Strom 7.206 MWh 5 % 108 t COϜ 3 % 

Wärmepumpe 67.896 MWh 46 % 1.018 t COϜ 24 % 

Solarthermie 3.605 MWh 2 % 0 t COϜ 0 % 

Wärmenetze 29.647 MWh 20 % 2.326 t COϜ 55 % 

Gesamt 148.354 MWh 100 % 4.253 t COϜ 100 % 

 

Im Gegensatz zur vorherigen Betrachtung verbleiben im Zieljahr 2045 Emissionen i. H. v. rund 

4.250 t CO2e, die etwa zur Hälfte aus den berücksichtigten Energieeinsätzen der aktuell in 

Betrieb befindlichen und in den Fokusgebieten betrachteten Wärmenetze (u. a. Anteil Holz) 

stammen. Zusätzlich verbleiben Emissionen aus dem Einsatz von Strom für Wärmepumpen 

und sonstigen Stromheizsystemen sowie Holz aus dezentralen Heizungsanlagen. Folgende 

Grafik stellt den Zeitverlauf der Reduktion der CO2e-Emissionen der einzelnen Energieträger 

dar. 

 

Abbildung 3-3: THG-Emissionen für die Wärmeversorgung bis 2045 (Alternative 1) 
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 Alternative 2: Substitution durch Ăgr¿neñ Brennstoffe 

Unter der Annahme, dass der Endenergieverbrauch aus Erd- und Flüssiggas im Vergleich zur 

vorherigen Betrachtung bis zum Jahr 2040 vollständig durch Wärmepumpen bereitgestellt wer-

den kann, gestaltet sich die Verteilung der eingesetzten Energieträger und CO2e-Emissionen 

wie folgt: 

Tabelle 3-4: Verteilung der THG-Emissionen 2045 für die Wärmeversorgung nach Energieträgern (Alternative 2) 

Energieträger (2045) Endenergieverbrauch CO2e-Emissionen 

Braunkohlen 0 MWh 0 % 0 t COϜ 0 % 

Erdgas Ą Wasserstoff 134.565 MWh 52 % 2.691 t COϜ 35 % 

Flüssiggas Ą Bio-LPG 10.061 MWh 4 % 1.238 t COϜ 16 % 

Holz 40.000 MWh 16 % 800 t COϜ 10 % 

Heizöl 0 MWh 0 % 0 t COϜ 0 % 

Stroh 0 MWh 0 % 0 t COϜ 0 % 

Steinkohlen 0 MWh 0 % 0 t COϜ 0 % 

Strom 7.206 MWh 3 % 108 t COϜ 1 % 

Wärmepumpe 32.118 MWh 12 % 482 t COϜ 6 % 

Solarthermie 3.605 MWh 1 % 0 t COϜ 0 % 

Wärmenetze 29.647 MWh 12 % 2.326 t COϜ 30 % 

Gesamt 257.203 MWh 100 % 7.645 t COϜ 100 % 

 

Im Zieljahr 2045 verbleiben in diesem Fall Emissionen i. H. v. rund 7.645 t CO2e, die sich aus 

den Emissionen der erneuerbaren Gase sowie Strom und Holz zusammensetzen. Durch die 

geringeren Auswirkungen der Effizienzgewinne durch Wärmepumpen verbleibt im Vergleich 

zu Alternative 1 ein um 108.849 MWh/a höherer Endenergieverbrauch. Folgende Grafik stellt 

den Zeitverlauf der Reduktion der CO2e-Emissionen der einzelnen Energieträger dar. 

 

Abbildung 3-4: THG-Emissionen für die Wärmeversorgung bis 2045 (Alternative 2) 



Zielszenarien und Entwicklungspfade 

80 

 Wärmeversorgungsgebiete 

Ein wesentliches Ergebnis der kommunalen Wärmeplanung ist die Einteilung in Wärmeversor-

gungsgebiete. Der vorliegende Plan orientiert sich dabei am Wärmeplanungsgesetz, welches 

diese Einteilung in § 18 vorsieht. Dabei sind Teilgebiete einer geeigneten Wärmeversorgungs-

art zuzuordnen. Die Wärmeversorgungsarten gliedern sich nach § 3 WPG in  

¶ Wärmenetzgebiet, 

¶ Wasserstoffnetzgebiet, 

¶ Gebiet für die dezentrale Wärmeversorgung und 

¶ Prüfgebiet. 

Wärmenetzgebiete sind demnach Gebiete, in denen Wärmenetze bestehen oder vorgesehen 

sind und ein erheblicher Anteil der ansässigen Gebäude über das Wärmenetz versorgt wird. 

Es ist jedoch grundsätzlich möglich, dass einzelne Gebäude innerhalb eines Wärmenetzge-

bietes dezentral mit Wärme versorgt werden. 

Ein ĂWasserstoffnetzgebietñ ist ein beplantes Teilgebiet, in dem ein Wasserstoffnetz besteht 

oder geplant ist und ein erheblicher Anteil der ansässigen Letztverbraucher über das Wasser-

stoffnetz zum Zweck der Wärmeerzeugung versorgt werden soll. Eine gezielte Versorgung 

von Industriebetrieben und einzelnen Gebäuden mit Wasserstoff aus einer lokalen Elektroly-

seanlage oder Anbindung an das Wasserstofftransportnetz ist mit der Einteilung in Wasser-

stoffnetzgebiete nicht gemeint.  

Gebiete für die dezentrale Wärmeversorgung sind solche, in denen überwiegend keine Ver-

sorgung mit Wärme- oder Gasnetz erfolgt, sondern Gebäude oder Gebäudekomplexe eine 

eigene, dezentrale Wärmeversorgung auf Basis erneuerbarer Energien aufbauen. Dies 

schließt jedoch nicht aus, dass einzelne Wärmenetze bzw. -inseln sinnvoll sind und gebaut 

werden können. 

Übrig bleiben Prüfgebiete, die nicht in eine der obigen Versorgungsarten eingeteilt werden, 

weil die für eine Einteilung erforderlichen Umstände noch nicht ausreichend bekannt sind oder 

weil ein erheblicher Anteil der ansässigen Letztverbraucher auf andere Art mit Wärme versorgt 

werden soll, etwa leitungsgebunden durch grünes Methan. 

Aus der Einteilung in ein voraussichtliches Wärmeversorgungsgebiet entsteht keine Pflicht, 

eine bestimmte Wärmeversorgungsart tatsächlich zu nutzen oder bereitzustellen (vgl. 

§ 18 Abs. 2 WPG). Sie stellt vielmehr eine Empfehlung aus Sicht der planungsverantwortli-

chen Stelle dar, welche auf Basis fachlicher Kriterien im Jahr 2025 entwickelt wurde. Des Wei-

teren ist zu beachten, dass sich die Randbedingungen in den kommenden Jahren ändern 

können, sodass die Gebietseinteilung bei einer Fortschreibung der Wärmeplanung unter den 

dann geltenden Parametern zu überprüfen und ggf. anzupassen ist. Eine erste Fortschreibung 

für bestehende Wärmepläne ist spätestens bis zum 01. Juli 2030 nach den Maßgaben des 
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WPG vorgesehen (vgl. § 25 Abs. 3 WPG) und grundsätzlich alle fünf Jahre zu prüfen (vgl. 

§ 25 Abs. 1 WPG). 

 Methodik der Gebietseinteilung 

Um Teilgebiete einer bestimmten Wärmeversorgungsart zuzuordnen, wird zunächst folgendes 

Prüfschema angewendet: 

1. Sind Wasserstoffnetzgebiete für die Wärmeversorgung grundsätzlich vorgesehen? 

a. Falls ja, müssen Teilgebiete im Einzelnen analysiert werden. 

b. Falls nein, werden keine Wasserstoffnetzgebiete dargestellt. 

2.  Sind Gebiete grundsätzlich für die Versorgung mit Wärmenetzen geeignet? 

a. Falls ja, müssen Teilgebiete im Einzelnen analysiert werden. 

b. Falls nein, werden keine Wärmenetzgebiete dargestellt. 

3. Verbleiben Gebiete, die weder Wasserstoffnetzgebiete noch Wärmenetzgebiete sind? 

a. Falls ja, werden diese grundsätzlich der dezentralen Versorgung zugeordnet 

oder als Prüfgebiet dargestellt. 

b. Falls nein, werden keine Gebiete zur dezentralen Versorgung zugeordnet. 

4. Können Teilgebiete nach den voran erwähnten Analysen nicht zweifelsfrei einer be-

stimmten Versorgungsart zugeordnet werden, können sie als Prüfgebiet dargestellt 

werden.  

Die Beantwortung des Prüfschemas für die KWP der Verbandsgemeinde Nahe-Glan ist unter-

strichen dargestellt. Nach dem WPG soll die Eignung hinsichtlich der Versorgungsart danach 

bewertet werden, welche die im Vergleich zu den anderen in Betracht kommenden Wärme-

versorgungsarten 

¶ geringe Wärmegestehungskosten (Investitionskosten inkl. Infrastrukturausbaukosten, 

Betriebskosten über die Lebensdauer), 

¶ geringe Realisierungsrisiken, 

¶ ein hohes Maß an Versorgungssicherheit und 

¶ geringe kumulierte Treibhausgasemissionen bis zum Zieljahr 

aufweisen.  

Bei Gesprächen mit den beiden Gasnetzbetreibern Pfalzgas und Westnetz wurde signalisiert, 

dass die technische Eignung für die Verteilung von Wasserstoff über das bestehende Erdgas-

netz in der Verbandsgemeinde entweder bereits heute möglich oder mit vertretbarem Aufwand 

herzustellen ist. Die Gasnetzbetreiber sprechen sich grundsätzlich für eine Versorgung von 

Großkunden und auch Letztverbrauchern mit gasförmigen, erneuerbaren Energieträgern über 

das Gasverteilnetz auch in der Zukunft aus. Allerdings gibt es vonseiten der Autoren aus 
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heutiger Sicht erhebliche Zweifel, was die Versorgungssicherheit mit grünem Wasserstoff be-

trifft. Die Wasserstoffstrategie der Bundesregierung lässt zwar eine Nutzung zu Heizzwecken 

ab 2030 offen, schlägt aber eine Priorisierung anderer Sektoren wie der Industrie und des 

Schwerlasttransports vor. Vor dem Hintergrund, dass eine Wasserstoff-Infrastruktur und ins-

besondere eine Absicherung der bundesweit notwendigen Mengen aktuell nicht gesichert sind, 

erfolgt keine Einteilung von Wasserstoffnetzgebieten in der Verbandsgemeinde Nahe-Glan. 

Auch hinsichtlich der Realisierungsrisiken und Wärmegestehungskosten ist ein Wasserstoff-

netzgebiet negativ zu bewerten im Vergleich zu den Alternativen Wärmenetzgebiet und de-

zentrale Versorgung bzw. Prüfgebieten. 

Da Wasserstoffnetzgebiete aktuell nicht absehbar sind, konzentriert sich die weitere Analyse 

auf eine Abwägung zwischen Wärmenetzgebieten, dezentraler Versorgung und Prüfgebieten.  

Die Wärmenetzeignung wird zunächst anhand der Wärmedichte für die gesamte Verbandsge-

meinde analysiert. Um keine zu kleinteiligen Ergebnisse zu erzielen, werden zusammenhän-

gende Teilbereiche für die Bewertung herangezogen. An dieser Stelle soll explizit erwähnt 

werden, dass kleinteiligere Wärmenetze (z. B. auf Ebene von Baublöcken) nicht flächende-

ckend analysiert werden, aber dennoch im Einzelfall eine sinnvolle Option darstellen können.  

Wärmenetzgebiete können dann vorteilhaft gegenüber einer dezentralen Versorgung angese-

hen werden, wenn eine ausreichende Wärmedichte vorliegt (Kriterium Wärmegestehungskos-

ten) und die Energieversorgung nachhaltig sichergestellt ist (Kriterium Versorgungssicherheit). 

Die Treibhausgasemissionen sind zwischen einer Wärmenetz- und einer dezentralen Wärme-

versorgung nach heutiger Sachlage nicht signifikant zu unterscheiden. Die Realisierungsrisi-

ken sind stark abhängig von den organisatorischen Rahmenbedingungen für eine Wärmenetz-

versorgung (z. B. Ankerkunden oder interessierten Investoren bzw. Betreibern) und dem Ein-

zelfall des zu versorgenden Gebäudes (z. B. Eignung für Wärmepumpe oder Pellet-Kessel). 

Daraus ergibt sich, dass weitere Analysen für die Identifikation geeigneter Wärmenetzgebiete 

erforderlich sind. Die dafür notwendige Definition von Teilgebieten erfolgte auf Basis zusam-

menhängender Baublöcke, die als zielführende Größenordnung bestimmt wurden. 

Die Eignung der Teilgebiete wird anhand der Kennwerte aus dem Leitfaden ĂKommunale Wªr-

meplanungñ der Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg GmbH bewertet. Diese 

sind auch als empfohlene Hilfestellung in den ĂLeitfaden Wªrmeplanungñ45, herausgegeben 

2024 durch das Bundesbau- und das Bundeswirtschaftsministerium, aufgenommen worden. 

Sie orientieren sich an der flächenbezogenen Wärmedichte eines Siedlungsgebietes und zei-

gen eine Klassierung von ungeeignet bis sehr hohe Eignung (vgl. nachfolgende Tabelle). 

 
45 Institut für Energie- und Umweltforschung Heidelberg gGmbH (IFEU) u.a., Leitfaden Wärmeplanung. In: kww-halle.de, 
14.08.2025. 
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Tabelle 3-5: Kennwerte zur Eignung von Wärmenetzen46 

Wärmedichte 
[MWh/(ha*a)] 

Einschätzung der Eignung zur Errichtung von Wärmenetzen 

0 ï 70 Kein technisches Potenzial 

70 ï 175  Empfehlung von Wärmenetzen in Neubaugebieten 

175 ï 415  Empfohlen für Niedertemperaturnetze im Bestand 

415 ï 1.050  Richtwert für konventionelle Wärmenetze im Bestand 

> 1.050  Sehr hohe Wärmenetzeignung 

Da die Darstellung von Wärmenetzgebieten im vorliegenden Fall insbesondere auf den Ge-

bäudebestand abzielt, wurden die beiden ersten Klassen in der folgenden Darstellung zusam-

mengefasst. Ein Ausschnitt des Ergebnisses der Eignungsprüfung ist in Abbildung 3-5 darge-

stellt, eine Darstellung für jede Kommune befindet sich im Anhang ĂSteckbriefeñ.  

 
46 Vgl. Dies., Leitfaden Wärmeplanung. In: kww-halle.de, 14.08.2025 (Tabelle 11, S. 54). 
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Abbildung 3-5: Bewertung der Wärmenetzeignung (Ausschnitt) 

Die Grafik zeigt für einen Großteil der Siedlungsgebiete im Bildausschnitt die generelle Eig-

nung zur Errichtung eines Wärmenetzes (orange, rot). Hervorstechen die Städte und 



Zielszenarien und Entwicklungspfade 

85 

insbesondere Altstadtkerne Bad Sobernheims und Meisenheims, bieten aber auch die Ge-

meinden Staudernheim und Odernheim am Glan überdurchschnittlich hohe Wärmedichten. 

Aus technischer Sicht besteht vielerorts zumindest das Potenzial für kleinere Wärmenetze. In 

der weiteren Betrachtung erfolgt ausgehend von der technischen Eignung eine erweiterte Ana-

lyse. 

Die im Folgenden dargestellten Versorgungsgebiete lassen sich auf die Auswertung verschie-

dener Daten zurückführen. Bei den Überlegungen ist unter anderem eingeflossen, dass für 

den Ausbau von Wärmenetzen innerhalb der Verbandsgemeinde Nahe-Glan keine unbe-

grenzten Kapazitäten zur Verfügung stehen werden. Im Rahmen der Akteursbeteiligung wur-

den potenzielle Wärmenetzbetreiber aus der Region berücksichtigt, wonach jedoch keine In-

vestitionsbereitschaft in kleineren Ortsgemeinden besteht. Auch hinsichtlich interessierter An-

kerkunden bieten die Städte Bad Sobernheim und Meisenheim mit Abstand die geringsten 

Realisierungsrisiken für eine Wärmenetzversorgung.  

Aufgrund der aktuell noch unklaren Entwicklung des Erdgasnetzes sowie aktuell wirtschaftlich 

schwierigen Rahmenbedingungen für Wärmenetze wurde vor diesem Hintergrund gemeinsam 

mit der Verbandsgemeindeverwaltung und der EDG abgestimmt, dass außerhalb bestehender 

Wärmenetze keine unmittelbare Einteilung von Wärmenetzgebieten vorgenommen wird, son-

dern auch die Fokusgebiete, in denen die Möglichkeit zur Errichtung von Wärmenetzen detail-

liert betrachtet wird, als Prüfgebiet gekennzeichnet werden (vgl. Abbildung 3-6). Dieses stellt 

eine strategische Empfehlung und Positionierung der Verbandsgemeinde dar, hat aber keine 

bindenden Wirkungen für Gebäudeeigentümer. Zudem ist die Einteilung nicht zu verwechseln 

mit der Ausweisung eines Wärmenetzgebietes nach § 26 WPG, welche allenfalls optional in 

einem nachgelagerten Verwaltungsakt und auf Basis der vorliegenden KWP erfolgen kann. 

Für die übrigen Gebiete wäre also die Einteilung in dezentrale Versorgung oder Prüfgebiet 

möglich. Die Gasnetzbetreiber haben überzeugend dargelegt, dass eine technische Umstel-

lung auf GEG-konforme Brennstoffe durch die Beimischung von Wasserstoff und Biogas 

grundsätzlich angestrebt wird, auch wenn für die Entwicklung des Gasnetzes aktuell noch 

keine konkreten Transformationspläne vorliegen. Auch wenn aktuell nicht erkennbar ist, dass 

eine Versorgung mit klimaneutralen Brennstoffen aus dem Erdgasnetz ökonomisch tragfähig 

für die Gebäudeeigentümer ist, sollte diese Möglichkeit nach Auffassung der Verbandsge-

meinde im Wärmeplan Berücksichtigung finden. Demzufolge werden nur dort Gebiete für die 

dezentrale Versorgung eingeteilt, in denen bisher keine Gasnetzversorgung existiert. Im Rah-

men der Fortschreibung der Kommunalen Wärmeplanung soll insbesondere geprüft werden, 

inwieweit die Entwicklung des Gasnetzes zu diesem Zeitpunkt fortgeschritten ist und welche 

GEG-konformen Versorgungsoptionen künftig tatsächlich zur Verfügung stehen. 
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Ausgehend von den durchgeführten Analysen und Fachgesprächen werden die Bereiche mit 

Anbindung an das Erdgasnetz sowie die betrachteten Fokusgebiete als Prüfgebiete und die 

übrigen Teilbereiche als Gebiete zur dezentralen Versorgung eingeteilt. Nur die bestehenden 

Wärmenetze werden als Wärmenetzgebiete gekennzeichnet. In Prüfgebieten bleiben grund-

sätzlich die Optionen einer Wärmenetzversorgung, dezentraler Versorgung (z. B. Erd- oder 

Luft-Wärmepumpe) und leitungsgebundener Gasversorgung bestehen und eine erneute Be-

wertung bzw. Gebietseinteilung kann im Rahmen der KWP-Fortschreibung erfolgen. 

 Kartografische Darstellung der Versorgungsgebiete 

Aus der Einteilung in ein voraussichtliches Wärmeversorgungsgebiet entsteht keine Pflicht, 

eine bestimmte Wärmeversorgungsart tatsächlich zu nutzen oder bereitzustellen (vgl. 

§ 18 Abs. 2 WPG). Abbildung 3-6 zeigt den Ausschnitt der vorgenommenen Einteilung in vo-

raussichtliche Versorgungsgebiete. Darstellungen auf Gemeindeebene können dem separa-

ten Anhang ĂSteckbriefeñ entnommen werden. 
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Abbildung 3-6: Einteilung in voraussichtliche Wärmeversorgungsgebiete (Ausschnitt) 

Die Abgrenzungen der Wärmenetzgebiete umfassen lediglich die bestehenden Wärmenetze. 

Die eingeteilten Prüfgebiete (violett) konzentrieren sich auf die erdgasversorgten Teilbereiche 
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innerhalb der Verbandsgemeinde. Damit sind grundsätzlich die dezentrale Versorgung, die 

Wärmenetzversorgung (bei guter Eignung) und die leitungsgebundene Versorgung mit klima-

neutralen Gasen denkbar (siehe Ausführungen im vorangehenden Kapitel).  

Die Kernbereiche der beiden Städte Bad Sobernheim und Meisenheim sowie die größeren 

Gemeinden (z. B. Monzingen, Staudernheim, Merxheim, Meddersheim, Odernheim am Glan) 

bieten zumindest in Teilbereichen eine charakteristisch hohe Wärmedichte, einzelne Großver-

braucher als Ankerkunden (u. a. öffentliche Gebäude und GHD/Industrie) sowie potenzielle 

Investitionsbereitschaft von Betreibern. 

Die dargestellten Gebiete sind dabei nicht als starre Grenze zu interpretieren, sondern bieten 

gerade im Bereich von Neuerschließungen und Umwidmungen ein hohes Potenzial, flächen-

deckend eine gebietsspezifische Wärmeversorgung umzusetzen. Es sei nochmals darauf hin-

gewiesen, dass auch innerhalb von Prüf- und Wärmenetzgebieten dezentrale Versorgungsop-

tionen nicht ausgeschlossen sind, sofern im Rahmen der nächsten Schritte in Richtung einer 

möglichen Umsetzung kein Anschluss- und Benutzungszwang einhergeht. 

In Gebieten zur dezentralen Versorgung ist vonseiten der kommunalen Rahmenplanung keine 

Errichtung von Wärmenetzen zu erwarten. Dies bedeutet, dass es den Gebäudeeigentümern 

vorbehalten ist, eine zukunftsfähige Wärmeversorgung umzusetzen. Im resultierenden 

Zielszenario für die Verbandsgemeinde Nahe-Glan sind insbesondere elektrische Wärmepum-

pen (Luft-, Grundwasser- oder Erdwärmepumpen) und Biomasse-Heizungen (Scheitholzver-

gaser- oder Pelletkessel) vorgesehen, aber auch Solarthermie kann in Einzelfällen als Ergän-

zung sinnvoll sein. Im folgenden Abschnitt sind typische Möglichkeiten aufgeführt und hinsicht-

lich ihrer Wirtschaftlichkeit bewertet. 

 Wärmevollkostenvergleiche für typische Versorgungsfälle 

Im vorliegenden Unterkapitel werden verschiedene Optionen für die Umstellung der Wärme-

versorgung miteinander verglichen. Ziel ist es, die künftige Wärmeversorgung in der Verbands-

gemeinde Nahe-Glan entsprechend dem Zielszenario in typischen Versorgungsoptionen ab-

zubilden. Grundlage ist dabei ein verallgemeinerter Fall, bei dem ein Heizungstausch für ein 

Einfamilienhaus betrachtet wird. Um eine möglichst hohe Vergleichbarkeit zu gewährleisten, 

wird im Bestand von einem veralteten Erdgaskessel und einem Erdgasverbrauch i. H. v. 

20.000 kWh zur Versorgung des Gebäudes mit Heizwärme und Warmwasser ausgegangen.  

Zur Darstellung des Wärmevollkostenvergleichs werden sechs Optionen des Heizungstau-

sches herangezogen, die die Versorgung in der Kommune umfassend abbilden. Die Auswahl 

dieser technischen Optionen erfolgt basierend auf den definierten Zielen und Vorgaben des 

Gebäudeenergiegesetzes (GEG), welches einen Ausstieg aus der fossilen Wärmeversorgung 

bis spätestens 2045 vorgibt (§ 72 Abs. 4 GEG) und entsprechen den Versorgungsoptionen 
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des Zielszenarios für die Verbandsgemeinde Nahe-Glan. Dies sind die im Wärmevollkosten-

vergleich betrachteten Optionen: 

¶ Pelletheizung 

¶ Pellet-Solarthermie-Hybridheizung 

¶ Luft/Wasser-Wärmepumpe 

¶ Sole/Wasser-Wärmepumpe (mit Erdsonden-Bohrung) 

¶ Anschluss an ein Wärmenetz 

¶ GEG-konforme Gasheizung 

Das GEG erlaubt unter bestimmten Voraussetzungen die Installation von Gasheizungen. Jene 

Gasheizungen, die zwischen dem 01.01.2024 und dem Inkrafttreten der Ă65 %-Regelñ instal-

liert werden, unterliegen der ĂGr¿nen Brennstoff-Quoteñ. Diese setzt einen steigenden Anteil 

an der Beimischung von nichtfossilen Brennstoffen fest (z. B. Biogas). Im Wärmevollkosten-

vergleich wird mit der Grünen-Brennstoff-Quote kompatibler Erdgas-Biogas-Mix zugrunde ge-

legt. 

Zur Berechnung der Wärmegestehungskosten werden Anschaffungskosten anhand des Bau-

kostenplaners des Baukosteninformationszentrums Deutscher Architektenkammern (BKI) er-

mittelt. Die Werte wurden anhand von Regionalfaktoren an den Standort ĂLand-

kreis Bad Kreuznachñ angepasst. Der Variante einer Wärmenetzversorgung liegt kein reales 

Projekt vor Ort zugrunde, sondern es werden typische Kosten für den Anschlussnehmer an-

gesetzt. Diese sind üblicherweise die Anschaffung einer sogenannten Hausübergabestation, 

welche den bisherigen Erdgaskessel ersetzt, und ein Baukostenzuschuss für die Hausan-

schlussleitung. Von der Investition wird jeweils eine Förderung abgezogen. Im August 2025 ist 

die ĂBundesförderung für effiziente Gebäudeñ (BEG) mit einer Höchstgrenze der förderfähigen 

Kosten (30 % Grundförderung bei max. 30.000 ú) behaftet. Im Falle der Wärmepumpen kön-

nen zusätzliche 5 % für den Effizienzbonus angerechnet werden (Sole/Wasser-WP bzw. 

Luft/Wasser-WP mit natürlichem Kältemittel, z. B. Propan). Je nach Einzelfall kann auch ein 

höherer Fördersatz zum Tragen kommen (bis zu 70 % BEG-Förderung möglich). An dieser 

Stelle wird explizit darauf verwiesen, dass die in diesem Vergleich bestimmten Wärmegeste-

hungskosten niedriger ausfallen, wenn im Einzelfall ein höherer Fördersatz zum Tragen 

kommt. Folgende Tabelle zeigt die angesetzten Investitionen (brutto): 
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Tabelle 3-6: Investition und Förderung in der Wärmevollkostenrechnung (brutto) 

Neues Heizsystem Gesamtinvestition Förderung (BEG) Eigenanteil 

Pelletheizung 33.900 ú 
9.000 ú 

(30 % von 30.000 ú) 
24.900 ú 

Pellet-Solarthermie-

Hybridheizung 
46.400 ú 

9.000 ú 

(30 % von 30.000 ú) 
37.400 ú 

Luft/Wasser-Wärme-

pumpe 
35.500 ú 

10.500 ú 

(35 % von 30.000 ú) 
25.000 ú 

Sole/Wasser-Wär-

mepumpe 
53.700 ú 

10.500 ú 

(35 % von 30.000 ú) 
43.200 ú 

Anschluss Wärme-

netz 
10.000 ú 

4.500 ú 

(30 %) 
7.000 ú 

GEG-konforme Gas-

heizung 
12.300 ú 0 ú 12.300 ú 

 

Der Rechnung liegt weiterhin zugrunde, dass zur Finanzierung der Restsumme ein Kredit auf-

genommen wird, dessen effektiver Zinssatz mit 3 % jährlich angenommen wird. 

In der Vollkostenrechnung werden die Kosten gemäß VDI 2067 Blatt 1 Tabelle A2 an die je-

weilige rechnerische Nutzungsdauer angepasst. Um eine Vergleichbarkeit über einen Betrach-

tungszeitraum von 20 Jahren zu gewährleisten, werden die Anschaffungskosten aller Optio-

nen je nach ihrer rechnerischen Nutzungsdauer mit einem Faktor versehen, der die Kosten an 

den Zeitraum angleicht. Liegt die rechnerische Nutzungsdauer einer Technologie unterhalb 

der Grenze von 20 Jahren, wird hiermit eine notwendige Folgeinvestition mit eingepreist. Im 

Falle der Erdsonden-Bohrung liegt die Nutzungsdauer bei deutlich über 20 Jahren. Hierbei 

erfolgt jedoch keine Anpassung, da es nach 20 Jahren zu einem möglichen Energieträger-

wechsel kommen könnte, die Kosten für die Bohrung jedoch in vollem Maße beglichen werden 

mussten.  

Weiterhin werden die Kosten für Instandsetzung sowie Wartung und Inspektion ebenfalls ge-

mäß VDI 2067 Blatt 1 Tabelle A2, anhand von festgelegten Prozentwerten der Investition 

(ohne Fºrderung) ermittelt. Einzig beim Wªrmebezugspreis in der Option ĂAnschluss Wªrme-

netzñ wird davon ausgegangen, dass diese Kosten im Energiepreis enthalten sind. Folgende 

Tabelle zeigt die angesetzten Energiepreise und Energiepreissteigerungen (brutto): 
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Tabelle 3-7: Energiepreise und Energiepreissteigerungen in der Wärmevollkostenrechnung (brutto) 

Energieträger 
Energiepreis 

(in Cent/kWh) 
Quelle Preissteigerung 

Pellets 6,8 
C.A.R.M.E.N. e. V. 
(Stand: August 2025; Markt-
preise Pellets 2024) 

2 % 

Wärmepumpen-
stromtarif 

23,7 

Vergleich Wärmepumpenstrom-
tarife 
(Stand: August 2025; Grund-
preis mit eingerechnet) 

2 % 

Wärmepreis  
(Wärmenetz) 

16,0 AGFW-Preisabfrage 2025 
(Vergleich Rheinland-Pfalz) 

2 % 

Erdgas 11,0 
Vergleich Erdgastarife 
(Stand: August 2025; Grund-
preis mit eingerechnet) 

2 % 

Im Hinblick auf die Effizienz der neu installierten Systemlösungen werden folgende Werte zu-

grunde gelegt: Der Jahresnutzungsgrad (JNG) der Pelletheizung wird mit 92 % angenom-

men.47 Bei der Gasheizung werden 99 % zugrunde gelegt. Die Jahresarbeitszahlen (JAZ) der 

Wärmepumpen werden mit 2,7 (Luft/Wasser-Wärmepumpe) und 3,7 (Sole/Wasser-Wärme-

pumpe) angenommen.48 

Unter Berücksichtigung aller oben genannten Annahmen, ergibt sich für die technischen Opti-

onen beim Heizungstausch folgendes Ergebnis in Bezug auf die Wärmegestehungskosten, 

die über den Betrachtungszeitraum von 20 Jahren gemittelt wurden. Die Sole/Wasser-Wärme-

pumpe weist die höchsten Wärmegestehungskosten auf, gefolgt von der Pellet-Solarthermie-

Hybridheizung, der GEG-konformen Gasvariante, dem Pelletkessel und der Luft/Wasser-Wär-

mepumpe. Am besten schneidet der Anschluss an ein Wärmenetz ab. Die folgende Abbildung 

zeigt die Zusammensetzung der Wärmegestehungskosten aus kapitalgebundenen Kosten, 

Energiekosten und Betriebskosten. Daraus ergeben sich die Vor- und Nachteile der einzelnen 

Systeme. Die Sole/Wasser-Wärmepumpe ist effizienter als die Luft/Wasser-Wärmepumpe, 

wodurch die Energiekosten geringer sind, jedoch die Anschaffung mit höheren Kosten verbun-

den ist. Die Wärmepumpen-Varianten wurden ohne eine etwaige Kombination mit einer PV-

Anlage und einem Batteriespeicher berechnet, um den Fokus rein auf die Wärmeversorgung 

zu legen. Dennoch sei darauf hingewiesen, dass eine PV-Anlage die Energiekosten in den 

Übergangsjahreszeiten deutlich reduzieren kann. Das Pellet/Solarthermie-Hybridsystem ist 

geprägt von Investitions-/Kapitalkosten und den Betriebskosten, da es aus zwei Teilsystemen 

besteht. Im Gegensatz dazu wird der Vorteil der Solarthermie als Ergänzung zur Pelletheizung 

deutlich, da für den solaren Anteil keine Energiekosten anfallen. Bei der GEG-konformen 

 
47 nach ISB Stromberg bzw. Energieagentur Rheinland-Pfalz 2014: Spanne: 85 ï 95 %. 
48 nach Fraunhofer ISE, ĂWPsmart im Bestandñ, 2020. 
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Gasheizung ist der Anteil der Investitionen am geringsten. Jedoch ist der Rohstoffpreis in die-

sem Fall der größte Anteil, was am steigenden Biogasanteil und den steigenden CO2-Preisen 

liegt. Beim Anschluss an das Wärmenetz sind die Kosten für den Anschluss vergleichsweise 

gering, den größten Anteil an den Wärmegestehungskosten hat der Wärmepreis, der etwaige 

Betriebskosten und die Kosten für den Energiebezug beinhaltet. Es sei darauf hingewiesen, 

dass es sich bei den Wärmenetzkosten nicht um ein reales Projekt in der Verbandsge-

meinde Nahe-Glan handelt, sondern um mittlere Wärmepreise in Rheinland-Pfalz, erhoben 

vom AGFW e. V., dem Verband der Wärmenetzbetreiber. Belastbare Wärmepreise für die lei-

tungsgebundene Versorgung können erst zu einem späteren Zeitpunkt und projektspezifisch 

nach der Durchführung von Machbarkeitsstudien und Vorplanungen von den jeweiligen Be-

treibern bzw. Investoren angegeben werden. 

 

Abbildung 3-7: Gemittelte Wärmegestehungskosten als Ergebnis der Wärmevollkostenrechnung 

Bei dem oben gezeigten Ergebnis handelt es sich um eine definierte Modellrechnung, der 

mittlere Anschaffungskosten und ein fester Energiepreis zugrunde liegen. Da Investitionen je 

nach Gebäude jedoch variieren können und es sich bei der Angabe der Energiepreise um eine 

Momentaufnahme handelt, wird das Ergebnis um eine Sensitivitätsanalyse ergänzt, bei der 

die Wärmegestehungskosten in einer Spanne angegeben werden. Dazu werden die minima-

len und maximalen Anschaffungskosten aus dem BKI-Baukostenplaner entnommen. Zudem 

werden die Energiekosten mit einer pauschalen Schwankung von +/- 20 % versehen. Fol-

gende Abbildung zeigt das Ergebnis dieser Sensitivitätsanalyse. Das Pellet-Solarthermie-Hyb-

ridsystem unterliegt den größten Schwankungen. Grund hierfür sind die zwei Systeme, die 



Zielszenarien und Entwicklungspfade 

93 

installiert werden und jedes für sich im Extremfall unerwartet hohe Anschaffungskosten auf-

weisen kann, die sich dann kumulieren. Eine ebenfalls große Schwankung liegt bei der GEG-

konformen Gasvariante vor, was auf die Schwankungen der Energiepreise für die zwei unter-

schiedlichen Energieträger zurückgeht. Bei den Wärmepumpen hat die Schwankung der Ener-

giepreise grundsätzlich weniger Einfluss auf die Wärmegestehungskosten, da der Endener-

giebedarf (Strom) durch die hohe Effizienz bzw. JAZ geringer ist als in den Vergleichsoptionen. 

Dennoch unterliegt die Option der Sole/Wasser-Wärmepumpe einer großen Schwankung, was 

auf die Investition für die Sondenbohrung zurückzuführen ist. 

Es sei abschließend darauf hingewiesen, dass etwaige Wärmegestehungskosten eines Hei-

zungstauschs im Einzelfall von dieser Spanne abweichen können. Grundsätzlich wird für einen 

Heizungstausch eine individuelle Energieberatung empfohlen, aus der die für das jeweilige 

Gebäude am besten geeignete Wärmeversorgungslösung hervorgeht. 

 

 

Abbildung 3-8: Spanne der gemittelten Wärmegestehungskosten als Ergebnis der Wärmevollkostenrechnung 
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4 Strategie und MaÇnahmenkatalog 

Aus den zuvor dargestellten Analysen und Szenarien leitet sich unter Berücksichtigung der 

Akteursbeteiligung die Umsetzungsstrategie für die KWP ab. Wesentliches Element sind dabei 

die Fokusgebiete in Meisenheim, Bad Sobernheim und Staudernheim, in denen die Möglich-

keit zur Errichtung von Wärmenetzen vertiefend betrachtet wird sowie die ergänzenden Maß-

nahmen in Form von Steckbriefen. Diese stellen den Handlungsbedarf für die planungsverant-

wortliche Stelle dar, um die Umsetzung der KWP zu initiieren und zu begleiten. 

 Übersicht Wärmewendestrategie 

Die Wärmewendestrategie ergibt sich aus dem Zielszenario (vgl. Kapitel 3) und den Wärme-

versorgungsgebieten (vgl. Kapitel 3.4). Die künftige Wärmeversorgung wird sich insbesondere 

durch eine zunehmende Kopplung der Sektoren Strom und Wärme auszeichnen, ergänzt um 

einen moderaten Ausbau der Wärmenetzversorgung. Aufgrund der Unsicherheiten im Rah-

men der Entwicklung der Erdgasnetze sowie den aktuell schwierigen wirtschaftlichen Rah-

menbedingungen für Wärmenetze wird auf eine direkte Einteilung von Wärmenetzgebieten 

verzichtet und stattdessen in den aktuell erdgasversorgten Bereichen sowie innerhalb der Fo-

kusgebiete eine Einteilung in Prüfgebiete vorgenommen. Dennoch erfolgt in den abgesteckten 

Fokusgebieten eine tiefergehende Betrachtung, die als Ziel die Errichtung von Wärmenetzen 

verfolgt. Im Rahmen des Zielszenarios wird angenommen, dass das Erdgas schrittweise durch 

Ăgr¿nesñ Gas (bspw. Biomethan oder gr¿ner Wasserstoff) substituiert wird. Zum Zeitpunkt der 

Erstellung dieser KWP ist allerdings unklar, woher die grünen Gase für die Wärmeversorgung 

kommen sollen, ob die Mengen zur Versorgung der jetzigen Anschlussnehmer ausreichen 

würden und zu welchem Preis Wasserstoff oder Biomethan angeboten werden können, wenn 

die Nachfrage bundesweit ansteigt.  

Die energieintensive Bereitstellung von Wasserstoff in Deutschland und neue Abhängigkeiten 

bei Import-Wasserstoff in Verbindung mit voraussichtlich hohen Kosten sprechen eher gegen 

den Wasserstoffeinsatz zu Heizzwecken und für eine direkt-elektrische Heizung durch eine 

Wärmepumpen. Die Netzbetreiber Pfalzgas und Westnetz verweisen auf den Fortbestand der 

Gasnetze. Neben der erwarteten Preissteigerung durch die CO2-Steuer wird ein Zubau von 

Wärmepumpen oder anderen nicht leitungsgebundenen Wärmeversorgungslösungen dazu 

führen, dass die Zahl der Anschlussnehmer in einigen Teilabschnitten des Gasnetzes in Zu-

kunft abnimmt, wodurch die Netzentgelte für die verbleibenden Anschlussnehmer steigen. Die 

Einteilung in Prüfgebiete unterscheidet sich somit in naher Zukunft nur unwesentlich von einer 

alternativen Einteilung als Gebiete der dezentralen Versorgung. In den benannten Prüfgebie-

ten liegt die Verantwortung für die Auswahl einer neuen gesetzeskonformen Heizungstechnik 

bis frühestens zur nächsten Fortschreibung der KWP bei den Eigentümern. Der 
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Wärmevollkostenvergleich unter Kapitel 3.5 liefert dazu erste Orientierung, kann aber eine in-

dividuelle Beurteilung des Einzelfalls nicht ersetzen. 

Außerhalb dieser Fokusgebiete bedeutet die Alternative zu fossilen Energieträgern im We-

sentlichen den Betrieb elektrisch betriebener Wärmepumpen. Zum einen dezentrale Wärme-

pumpen für die Versorgung einzelner Gebäude(komplexe), zum anderen auch Großwärme-

pumpen (Luft-Wasser bzw. Wasser-Wasser in der Nähe des Glans und der Nahe) in den mög-

lichen Wärmenetzgebieten. Gerade bei dezentralen Versorgungslösungen könnte, statt die 

Energie Ănurñ aus der Umgebungsluft zu ziehen, als lokal und nachhaltig verf¿gbarer Energie-

träger auch die (oberflächennahe) Geothermie für den Betrieb von Wärmepumpen eingesetzt 

werden. Bei dieser Technologie wird der erforderliche Strombedarf im Vergleich zur Nutzung 

der Luftwärme minimiert. Neben der Biomasse aus Reststoffen, können sowohl Holz- bzw. 

Pelletheizungen als auch zentrale Biomassekessel für die Wärmenetzversorgung eine wesent-

liche Rolle spielen.  

Da u. a. aufgrund der aktuellen politischen Ausrichtung ist zumindest mittelfristig nicht davon 

auszugehen, dass die Erdgasversorgung eingestellt wird. Jedoch sind deutliche Preisanstiege 

auf Seiten der fossilen Brennstoffe zu erwarten. Die Versorgungssicherheit und die Möglichkeit 

zur Erfüllung möglicher erneuerbarer Energie-Quoten nach dem derzeit gültigen Heizungsge-

setz über entsprechende Gastarife (z. B. Biomethan) sind dabei möglich.  Auf Basis der im 

Folgenden betrachteten Fokusgebiete werden erste Planungsschritte für die Erschließung und 

Nutzung dieser Potenziale unternommen. Diese gilt es anhand einer Machbarkeitsstudie wei-

ter zu konkretisieren und die ingenieurtechnische Planung einzuleiten. Dazu ist eine enge Be-

gleitung durch die Verbandsgemeindeverwaltung notwendig.  

Wasserstoffnetzgebiete zur Versorgung von Einzelgebäuden zum Zwecke der Gebäudehei-

zung sind nach heutigem Sachstand nicht vorgesehen. Eine Belieferung einzelner Industrie-

betriebe kann künftig jedoch eine Alternative zur Erdgasnutzung sein. Eine lokale bzw. regio-

nale Wasserstofferzeugung mit Elektrolyse aus Wind- und Solarenergie kann eine Möglichkeit 

sein, welche gleichzeitig Abwärme für Wärmenetze zur Verfügung stellen kann. 

Außerhalb der aktuellen Erdgasversorgungsgebiete wird der Großteil bebauter Bereiche in-

nerhalb der Verbandsgemeinde in Gebiete zur dezentralen Versorgung eingeteilt. Das beste-

hende Energieberatungsangebot der Verbraucherzentrale kann die Bürger bei Fragen rund 

um das eigene Gebäude und die Heizung unterstützen. Es ist ergänzend zu empfehlen, den 

bei der Planerstellung begonnenen Austausch mit der Handwerkerschaft zu verstetigen, damit 

Heizungssysteme eingebaut werden, welche einerseits praktikabel sind und andererseits den 

Klimaschutzzielen und der Gesamtstrategie der Verbandsgemeinde entsprechen.  

Die Wärmewendestrategie kann wie folgt zusammengefasst werden. Die einzelnen Maßnah-

men werden in Abschnitt 4.3 näher erläutert. 
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Wärmewendestrategie 2040/2045 

Fokusgebiete Bad Sobernheim, Meisenheim und (Staudernheim) 

¶ Maßnahme 1: Machbarkeitsstudien zu den Fokusgebieten 

¶ Maßnahme 2: Erschließung der Energiequellen für die Fokusgebiete (Wärmenetze) 

¶ Maßnahme 3: Öffentlichkeitsarbeit und Vorverträge 

Prüfgebiete (ohne priorisierte Wärmenetzeignung, je nach Entwicklung des Erdgasnetzes und 

der Marktsituation) sowie Gebiete zur dezentralen Versorgung 

¶ Maßnahme 4: Expertennetzwerk Heizungstausch 

¶ Maßnahme 5: Anschluss- und Umsetzungsprojekte 

 Fokusgebiete 

Im Rahmen der KWP wurden drei Fokusgebiete betrachtet, die bezüglich einer klimafreundli-

chen Wärmeversorgung kurz- und mittelfristig prioritär zu behandeln sind. Es wurden konkrete, 

räumlich verortete Umsetzungspläne erarbeitet, um eine Grundlage für die nächsten Schritte 

zur Umsetzung der Wärmeplanung zu schaffen. Dabei handelt es sich um Projektskizzen mit 

ersten Kennzahlen, welche durch Machbarkeitsstudien bzw. ingenieurtechnische Vorplanun-

gen weiterentwickelt werden müssen. Auch die Einholung der entsprechend notwendigen Ge-

nehmigungen muss in den jeweiligen Planungsschritten erfolgen. 

In den drei Fokusgebieten wurde eine Wärmenetzversorgung betrachtet. Hierzu wurden mög-

liche Trassenverläufe und Wärmeversorgungsoptionen grob skizziert. Die darauf basierende 

Schätzung des Investitionsbedarfs stellt ein mögliches Szenario unter den aktuellen Rahmen-

bedingungen dar und muss im weiteren Verlauf der Projektentwicklung konkretisiert werden. 

Die Ausarbeitung der Fokusgebiete im Kontext der weiteren Planungsphasen ist nachfolgend 

schematisch dargestellt. 

 

Abbildung 4-1: Fokusgebiete im Kontext weiterer Planungsphasen 

Die Ergebnisse der Fokusgebiete können im Anschluss an die Wärmeplanung als Grundlage 

für einen Förderantrag in der Bundesförderung für effiziente Wärmenetze (BEW) genutzt 
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werden. Im Rahmen der BEW werden Machbarkeitsstudien (inkl. HOAI 2 bis 4) mit 50 % und 

die Umsetzung (inkl. HOAI 5 bis 8) mit bis zu 40 % gefördert.49 

Im Zuge der vorliegenden Wärmeplanung sind folgende Kriterien in die Auswahl der Fokusge-

biete eingeflossen: 

¶ Absoluter und relativer Wärmebedarf 

¶ Flächenbezogene Wärmedichte und trassenbezogene Wärmedichte (Liniendichte) 

¶ Lage potenzieller Ankerkunden (bspw. öffentliche Liegenschaften, Gewerbe) 

¶ Abstimmungen mit der Steuerungsgruppe 

Auf Basis dieser Kriterien wurden Fokusgebiete vorgeschlagen. Die finale Auswahl erfolgte in 

der Steuerungsgruppe und wurde in Abstimmung mit Politik und Verwaltung bestätigt. 

In jedem Fokusgebiet wurden jeweils mehrere Trassenvarianten betrachtet. Für jede Trassen-

variante wurden die Liniendichte und die potenzielle Wärmeabnahme für die Anschlussquo-

tenszenarien 100 %, 70 % und 50 % berechnet. Dabei wurden alle Anrainer quotiert und keine 

Unterscheidung hinsichtlich Anschlussnehmergruppen vorgenommen. Das 100 %-Szenario 

bildet das maximale Nahwärmepotenzial ab und dient als Referenzgröße. Das 70 %-Szenario 

kann als realistisches Ziel für die zukünftige Anschlussnehmerakquise herangezogen werden. 

Die folgende Karte zeigt die Lage der Fokusgebiete. Dabei sind die Gebiete als Suchräume 

für Wärmenetzprojekte zu verstehen und die eingezeichneten Grenzen gelten nicht absolut. 

Die Priorisierung der Wärmenetzgebiete basiert auf der im abgesteckten Bereich resultieren-

den Wärmedichte. Weitere Aspekte wurden bei der Wahl der Fokusgebiete ebenfalls berück-

sichtigt (bspw. absoluter Wärmebedarf, THG-Minderungspotenzial, EE-Potenziale, beste-

hende Projektansätze).  

 
49Siehe https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Waermenetze/Effiziente_Waermenetze/effiziente_waerme-
netze_node.html.  

https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Waermenetze/Effiziente_Waermenetze/effiziente_waermenetze_node.html
https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Waermenetze/Effiziente_Waermenetze/effiziente_waermenetze_node.html
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Abbildung 4-2: Darstellung der identifizierten Fokusgebiete 

In den Fokusgebieten ist der Einsatz eines diversifizierten Energieträgermixes angedacht. 

Nach aktuellem Planungsstand kommen dabei verschiedene Technologien in Betracht, die je 
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nach lokalem Potenzial und Rahmenbedingungen ausgewählt werden müssen. Derzeit er-

scheinen folgende Technologien am vielversprechendsten: 

¶ Groß-Wärmepumpe mit ggf. erneuerbarem Strom  

¶ Flusswärmepumpe zur Hebung von Wärmepotenzialen aus Oberflächengewässern 

¶ Biomasse-Kessel aus lokalen Quellen (vgl. Kapitel 2.2.1) 

¶ Solarthermie auf Dächern und Freiflächen 

¶ Power-to-Heat 

¶ H2-ready BHKW 

Der für die Verbandsgemeinde Nahe-Glan identifizierte, nachhaltige Energieträgermix für Wär-

menetze ist im Folgenden skizziert. 

 

Abbildung 4-3. Energieträgermix für Wärmenetze 

Auf Basis der Potenzialanalyse konnten Biomasse, Solarthermie und Umweltwärme (Oberflä-

chengewässer, Außenluft) als mögliche Wärmequellen identifiziert werden. Zusätzlich ist ein 

Ausbaupotenzial bei der Windkraft und Photovoltaik gegeben, welches über elektrische Groß-

wärmepumpen oder über die Power-to-Heat-Technologie der Wärmenetzversorgung dienen 

kann. Ferner wurde ein H2-ready BHKW (Fokusgebiet Meisenheim) berücksichtigt. 

Die nachfolgenden Ergebnisse sind als Planungsvorschläge zu verstehen, die eine erste Be-

urteilung einer potenziellen Wärmenetzversorgung in den Fokusgebieten ermöglichen und im 

Rahmen weiterer Planungsschritte konkretisiert werden müssen, um die technische und wirt-

schaftliche Machbarkeit bewerten zu können. 
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 Fokusgebiet Meisenheim 

Im Fokusgebiet Meisenheim zeigt sich eine teils verdichtete, teils aufgelockerte Bebauungs-

struktur. Der Gebäudebestand wird aktuell überwiegend mit fossilen Energieträgern beheizt. 

Der Großteil der Gebäude dient zu Wohnzwecken. Ergänzt wird die Nutzung durch öffentliche, 

gewerbliche, industrielle und dienstleistungsbezogene Einrichtungen. Im Fokusgebiet konnten 

zahlreiche Wärmegroßverbraucher (> 50.000 kWh/a Wärmebedarf) identifiziert werden. Diese 

sind als potenzielle Ankerkunden wichtig für die Wirtschaftlichkeit der geplanten Wärmenetz-

versorgung. 

Eine nachhaltige Wärmenetzversorgung könnte auf Großwärmepumpen basieren, welche das 

Wärmepotenzial nahe gelegener Oberflächengewässer (Glan) oder der Außenluft nutzen. Ihr 

Strombedarf könnte zukünftig durch erneuerbare Energiequellen wie Windkraftanlagen oder 

Photovoltaik-Freiflächenanlagen vor Ort gedeckt werden. Ergänzend könnte die Power-to-

Heat-Technologie zum Einsatz kommen, um vor Ort produzierten Strom (ggf. auch Über-

schussstrom) für die Wärmeversorgung nutzbar zu machen. Das nachfolgende Planungsbei-

spiel wird durch ein H2-ready BHKW und entsprechende Wärmespeicher komplettiert. 

Im Fokusgebiet Meisenheim wurden drei Trassenoptionen näher betrachtet. Die nachfolgen-

den Projektskizzen beinhalten erste technische Kennzahlen und darauf aufbauend eine über-

schlägige Abschätzung des Investitionsbedarfes. In der dritten Variante wurde bereits ein 

Standort für die Heizzentrale identifiziert. 
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 Meisenheim Variante 1 

Die Variante 1 verfolgt das Ziel, möglichst viele Anrainer im Fokusgebiet an das geplante Wär-

menetz anschließen zu können. Die identifizierten Wärmegroßabnehmer (rote Punkte in der 

Karte) sind über das Trassengebiet verteilt, mit einem erkennbaren Cluster im Altstadtbereich. 

 

Abbildung 4-4: Trassenverlauf ĂMeisenheim Variante 1ñ 

Für die Variante 1 sind nachfolgend die wichtigsten Kennzahlen zur Ausgangslage, Nutzungs-

struktur und zum Versorgungskonzept (inkl. ermittelter Leistungsbedarfe) sowie zu den Netz-

parametern (bei unterschiedlichen Anschlussquoten) tabellarisch dargestellt. 

Tabelle 4-1: Ausgangslage und Nutzungsstruktur ĂMeisenheim Variante 1ñ 

Ausgangslage  Nutzungsstruktur 

Gebiet 
Meisenheim  Wohngebäude 94% 

Variante 1  Öffentliche Gebäude 5% 

Anzahl Gebäude  480  GHD 1% 

Wärmebedarf [MWh/a]                16.888     

Dominanter Energieträger  Erdgas    

 

  
















































































































